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Ohne Zweifel stellen die Terroranschläge vom 11. September
2001 eine neue Dimension der Bedrohung unserer Freiheit dar.

Die Ereignisse des 11. September haben aber auch deutlich
gemacht, dass aus polizeilicher Sicht ein Informationsdefizit,
bezogen auf die Begriffe und Inhalte von Islam, Islamismus,
Terrorismus und die Abgrenzung zueinander besteht. Darüber
hinaus sind die Position der Sicherheitsbehörden und ihre
Handlungsmöglichkeiten klar zu definieren und ständig in
Bezug auf die Entwicklung der Sicherheitslage zu reflektieren.

Auf der Herbsttagung des Bundeskriminalamtes wurde dies
in eindrucksvoller Weise aufgezeigt.

Wie ein roter Faden zog sich der Diskurs über den islamistischen
Terrorismus um die Begriffe: Wissen, Information, Dialog und
Zusammenarbeit.

Wissen und Informationen sind nötig, um aus der Sicht der
Sicherheitsbehörden das künftige Handeln festlegen und
steuern zu können. Dialog und Zusammenarbeit bedeuten in
erster Linie Zusammenführung und Bewertung der erzielten
Informationen, um dann auf der Basis eines möglichst breiten
Wissens ansetzen und präventiv tätig werden zu können mit
dem Ziel, möglichst frühzeitig drohende Gefahren zu verhin-
dern. Dazu sind alle mit rechtsstaatlichen Mitteln erhobenen
Informationen zu nutzen.

Die Bekämpfung des internationalen Terrorismus als Heraus-
forderung für die internationale Staatengemeinschaft ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Der Dialog aller Beteiligten
im Gesetzgebungsprozess ist unter Einbeziehung der Religi-
onsgemeinschaften zu führen. Auch nach den Ereignissen des
11. September 2001 gilt es, die kulturellen und gesellschaftli-
chen Werte aller Religionsgemeinschaften gemeinsam zu
verteidigen.
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Begr�ßung

Ulrich Kersten

Herr Minister, meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeordnete, meine
sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen,

zur 47. Herbsttagung des Bundeskriminalamtes heiße ich Sie hier in Wiesba-
den ganz herzlich willkommen.

Es ist nunmehr das 47. Mal, dass das Bundeskriminalamt diese Veranstaltung
ausrichtet, aber noch nie ber%hrte die gew&hlte Thematik die außen- und si-
cherheitspolitischen Belange der Bundesrepublik Deutschland in solch einem
Maßewie in diesem Jahr.Diemeisten von Ihnenwissen, dasswir heute eigent-
lich %ber ein anderes wichtiges kriminalpolitisches Thema reden wollten,
n&mlich die Bek&mpfung der Wirtschaftskriminalit&t. Der 11. September
2001mit seinen nachwie vor nur schwer fassbaren Terrorakten hat uns jedoch
veranlasst, das Tagungsthema zu &ndern, um uns den Fragen der Herausfor-
derung durch den islamistischen Terrorismus zu stellen. Ich denke, das ist
nachvollziehbar.

Der Pr�sident des Bundeskriminalamtes, Dr. Ulrich Kersten, begr�ßt seine G�ste

Der weltweite Schock %ber die verheerenden Terroranschl&ge nimmt nur
langsam ab. Viele Menschen bef%rchten eine unsichere Zukunft. Von einer
Globalisierung des Terrorismus wird gesprochen. Allzu deutlich wurde die
Verletzbarkeitmoderner Industriestaatenmit ihrenVerkehrsmitteln und Bau-
werken vor Augen gef%hrt. Gestern Nachmittag hielt die Welt erneut den
Atem an, als die Nachricht kam, es sei wieder ein Flugzeug im Stadtgebiet
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von New York abgest%rzt. Inzwischen gehen die Erkenntnisse in Richtung
eines Unfalls; gleichwohl ist es schlimm genug, dass gerade die langsam
zurNormalit&t zur%ckfindendeMetropoleNewYork erneut von einem so fol-
genschweren Ungl%ck betroffen ist.

Experten sprechen von einem neuen Zeitalter des Terrorismus, von einem
Krieg gegen die freie Welt schreiben die Zeitungen. Die Menschen auch hier
inDeutschlandblicken angesichts der nahezu t&glich erfolgendenMeldungen
– leider auch Spekulationen – %ber m:gliche Bedrohungsszenarien mit Sorge
in die Zukunft und erwarten ein entschlossenes Handeln von Politik und Si-
cherheitsbeh:rden.

Unser Thema ist nicht nur ausdiesemGrunde eben auchundgerade ein hoch-
politisches. Deshalb freue ich mich, dass die Politik der Einladung zu unserer
Tagung gefolgt ist, an der Spitze der Herr Bundesminister des Innern. Herr
Minister Schily ich darf Sie ganz herzlich begr%ßen. Mit gleicher Freude be-
gr%ße ich die Abgeordneten des Deutschen Bundestages, seien Sie uns herz-
lich willkommen.

Eine besondereDimension erlangt dieseArt von Terror dadurch, dass sich T&-
ter, Hinterm&nner und Unterst%tzer auf den Islam als Rechtfertigung ihres
m:rderischen und zerst:rerischen Tuns berufen und damit eine große Reli-
gion undMuslime in allerWelt inMisskredit bringen.Mord und Terror haben
nichts mit dem Islam, nichts mit Religion zu tun. Kein Terrorist kann sich auf
eines der großen B%cher derWeltreligionen, denKoran, die Bibel und den Tal-
mud berufen. Wir haben daher bei dieser Herbsttagung bewusst einen
Schwerpunkt dahingehend gesetzt, die Hintergr%nde der Weltreligion Islam
aufzuhellen. Es geht nicht um den Kampf von Kulturen. Wichtige Grundlage
desWeltfriedens und des Kampfes gegen den internationalen Terrorismus ist
der Dialog der Religionen. Es muss darauf geachtet werden, dass eine große
Bev:lkerungsgruppe nicht unter Generalverdacht gestellt wird. Beh:rdliche
Maßnahmen richten sich gezielt nur gegen Extremisten und Terroristen.
Dem Dialog der Religionen haben wir den diesj&hrigen Festvortrag zum
Thema „Juden, Christen, Moslems, monotheistische Religionen im Dialog
oder in Konfrontation?“ gewidmet. Ich freue mich, Herr Kirchenpr&sident
Prof. Dr. Steinacker, Sie begr%ßen zu k:nnen. Sie werden %ber dieses Thema
sprechen. F%r die Schilderung der Hintergr%nde der Weltreligion Islam freue
ich mich, dass wir mit dem Vorsitzenden des Zentralrats der Muslime in
Deutschland, Herrn Dr. Elyas und dem international renommierten Islamolo-
gen Prof. Tibi, zwei namhafte Experten gewinnen konnten, Herr Elyas, seien
Sie uns heute herzlich willkommen. Vor dem Hintergrund, dass in der Bun-
desrepublik Deutschland die Mitb%rger t%rkischer Staatsangeh:rigkeit den
gr:ßten Teil der dem Islam anh&ngenden Glaubensgemeinschaft ausmachen,
freut es mich besonders, den t%rkischen Generalkonsul Herrn Kanbay aus
Frankfurt hier in unserer Mitte herzlich begr%ßen zu k:nnen.

Der Terrorismus stellt eine große Gefahr f%r unsere demokratisch-pluralisti-
sche Gesellschaft dar. Es gibt kaum ein zivilisiertes Land, das nicht direkt
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oder indirekt vom Terrorismus inMitleidenschaft gezogen wird. Terrorhand-
lungen untergraben die rechtsstaatliche Ordnung und die Grundprinzipien,
auf die sich das Recht und die demokratische Ordnung der Staaten st%tzen.
Dabei ist der neue Terrorismus gekennzeichnet durch eine zunehmende Pro-
fessionalisierung und die R%cksichtslosigkeit der handelnden Personen, mit
der sie ihre Ziele verfolgen. Die neue Sicherheitslage, diewir sicher noch nicht
in allenKonturen erfasst haben, ist eineHerausforderung f%rdie internationa-
le Staatengemeinschaft. F%r uns in der Bundesrepublik Deutschland kommt
hinzu, dass drei der Attent&ter der Anschl&ge von New York, Washington
und Pennsylvania l&ngere Zeit bei uns gelebt haben. F%r die Polizei bedeutet
dies, den gesamtenKomplex kriminalistisch aufzubereiten und abzuarbeiten.
Dabei sind umfassende Ermittlungs- und Analyset&tigkeiten durchzuf%hren,
die zum einen der Tataufkl&rung der Terrorakte vom 11. September dienen
und zum anderen auch die Aufhellung der Netzwerkstrukturen beinhalten,
um so pr&ventiv wirken und der Gefahrenabwehr dienen zu k:nnen. Die Er-
mittlungst&tigkeiten k:nnen letztlich auch Antworten auf Fragen geben, wie
sich die Bedrohungslage tats&chlich darstellt undwie sich dies auf die Sicher-
heitsarchitektur weltweit und in der Bundesrepublik Deutschland auswirkt.

Wir wollen Sie informieren %ber dasWissen der Sicherheitsbeh:rden undmit
Ihnen gemeinsam, meine Damen und Herren, Fragen formulieren, die in der
Zukunft beantwortet werdenm%ssen. Nach den Ereignissen vom 11. Septem-
berwurdedeutlich, dass die polizeilichenund justiziellenMaßnahmen zur er-
folgreichen Bek&mpfung des Terrorismus optimiert werden m%ssen. Die He-
rausforderung an die nationalen und internationalen Sicherheitsagenturen
haben sich grundlegend ge&ndert. Auf die Zukunft gerichtet ist der Frage
nachzugehen, ob neue Cberlegungen zur Sicherheitsarchitektur in Deutsch-
land angestellt werden m%ssen; hierzu haben wir unter Beteiligung von Ver-
tretern der Justiz, des Verfassungsschutzes und der Polizei aber auch der Bun-
deswehr, der Presse und des Datenschutzes f%r den letzten Veranstaltungstag
eine Diskussionsrunde vorbereitet.

In steigendem Maße geht Terrorismus von international operierenden Netz-
werken aus, die in vielen Staaten St%tzpunkte unterhalten und Rechtsl%cken
ausnutzen, die ihnen r&umliche und sachliche Begrenzung der Ermittlungs-
kompetenz bieten. Die durch die Bundesregierung auf den Weg gebrachten
Gesetzesinitiativen stellen einenwichtigenMeilenstein einer optimierten Ter-
rorismusbek&mpfung dar. Ich nehme an,HerrMinister Schily, Siewerdenhie-
rauf in Ihrer Er:ffnungsrede eingehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der internationale Terrorismus
stellt eine globale Herausforderung dar, der es gemeinsam zu begegnen gilt.
Die Bek&mpfung des Terrorismus muss langfristig angelegt sein und bedarf
national und international abgestimmter Strategien. Die BKA-Tagungwill da-
f%r ein Forum des Wissens- und Ideenaustausches mit dem Ziel bieten, An-
s&tze zurWeiterentwicklung von Strategien zu finden. In diesem Zusammen-
hang freue ichmich, auchden Section-Chief des FBI, denKollegenRolince, be-
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gr%ßen zu d%rfen, der morgen %ber die aktuelle Lage in den USA und m:g-
liche Reaktionsmuster referieren wird.

Ichw%nsche uns allen eine interessante unddie Kooperation aller Sicherheits-
beh:rden f:rdernde Veranstaltung und bedanke mich f%r die spontane Zu-
sage aller Referenten. Auch bedanke ichmich f%r das Interesse, das Sie, meine
Damen und Herren, unserem Tagungsthema entgegen bringen. Die große
Teilnehmerzahl f%hrt zu einer gewissen r&umlichen Enge. Daf%r bitte ich
Sie um Ihr Verst&ndnis. Als Moderator wird uns der Leiter des Kriminalisti-
schen Instituts des Bundeskriminalamtes, Prof. Dr. J%rgen Stock, durch die
Tagung f%hren. Herr Minister, ich darf nunmehr das Wort an Sie %bergeben.
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Er�ffnungsansprache

Otto Schily

Herr Pr&sident Dr. Kersten, Herr Vizepr&sident Falk, Herr Altpr&sident
Zachert, Herr Altpr&sident Boge, meine sehr verehrten Damen und Herren,

es war eine richtige Entscheidung, dass Sie f%r Ihre diesj&hrige Herbsttagung
das Thema „Bedrohung durch den islamistischen Terrorismus – eine Heraus-
forderung f%r die internationale Staatengemeinschaft“ gew&hlt haben. Selbst-
verst&ndlich war auch das urspr%nglich vorgesehene Thema „Wirtschaftskri-
minalit&t“ von bemerkenswerter Bedeutung. Ich m:chte dies zum Anlass
nehmen darauf hinzuweisen, dass wir auch bei der derzeitigen Dimension
der terroristischen Bedrohung die tagt&glich in all den anderen Bereichen ge-
leistete kriminalistische Arbeit nicht vergessen d%rfen. Und wenn ich heute
hier inWiesbaden bin, m:chte ich die Gelegenheit nutzen, um allenMitarbei-
terinnen undMitarbeitern des Bundeskriminalamtes f%r ihre wichtige Arbeit
meinen besonderen Dank auszusprechen.

Meine Damen und Herren,

es ist in der Tat so, dass durch die Ereignisse des 11. September die besondere
Dimension einer weltweit verzweigten terroristischen Bedrohung in einer
Weise zutage getreten ist, die uns alle erschauern l&sst. Wir k:nnen jedoch
nicht behaupten, erst durch die Anschl&ge des 11. September auf diese
Form der terroristischen Bedrohung aufmerksam gemacht worden zu sein.

Es war der fr%here Pr&sident des Bundesamtes f%r Verfassungsschutz, Herr
Dr. Frisch, der bereits Anfang 1997 in einem Zeitungsinterview erkl&rt hat,
dass die gr:ßte Bedrohung des kommenden Jahrhunderts, sprich des Jahr-
hunderts, in demwir heute leben, der islamistische Terrorismus ist.Wir haben
allen Grund, uns heute hier in so großer Anzahl zu versammeln und %ber die
damit zusammenh&ngenden Fragen nachzudenken.

Ich will das, was Sie, Herr Dr. Kersten, eingangs gesagt haben, nochmals auf-
greifen und in aller Deutlichkeit hervorheben: Wir haben es nicht mit einem
Kampf der Kulturen zu tun, sondern –wie es der Bundeskanzler ausgedr%ckt
hat – mit einem Kampf um die Kultur. In diesem Sinne begr%ße ich es nach-
dr%cklich, dass bei dieser heutigen Veranstaltung auch Vertreter der verschie-
densten Religionen anwesend sind. Wir sollten uns an dieser Stelle sehr be-
wusst daran erinnern, dass an der Wiege der europ&ischen Kultur Judentum,
Christentum und Islam gleichermaßen vertreten sind und alle drei Religions-
gemeinschaften gleichermaßen dazu beigetragen haben, die europ&ischeKul-
tur zu formen, sei es in der Wissenschaft, der Kunst oder der Technik.

Vielleicht sollten wir uns auch st&rker wieder auf unsere Traditionen besin-
nen; Traditionen, die wir uns in Europa in Erinnerung bewahrt haben und de-
nen wir an bestimmten historischen St&tten auch noch begegnen. Ich glaube,
dass diese R%ckbesinnung auf den geistig-kulturellen Dialog wichtig ist, um
dem Problem, das sich uns stellt, auch tats&chlich gerecht zu werden.

5



Meine Damen und Herren,

in diesen Tagen bewegt die deutsche Hffentlichkeit und auch die politische
Diskussion die Frage, ob in den Kampf gegen den Terrorismus auch milit&ri-
scheMittel mit einbezogen werdenm%ssen. Eben dazuwird es noch in dieser
Woche imDeutschenBundestag schwerwiegendeEntscheidungengeben.Ge-
statten Sie mir deshalb dazu zwei S&tze:

Angesichts der aktuellen Auspr&gung terroristischer Bedrohung durch das
Netzwerk der AL QAEDA und anderer damit verbundener oder benachbar-
ter Gruppierungen glaube ich, dass wir unsere alten Kategorien und Denk-
weisen in einigen Punkten %berpr%fen m%ssen. Wir werden insbesondere
die scharfe Trennung zwischen &ußerer und innerer Sicherheit so nicht
mehr aufrecht erhalten k:nnen. Erst heute morgen hatte ich Gelegenheit, im
Beisein des fr%heren Bundespr&sidenten, Herrn Richard von Weizs&cker, in
Berlin vor dem Aspen-Institut zu sprechen. Wie Sie wissen, war Herr von
Weizs&cker seinerzeit mit der Leitung der Kommission zur Reform der Bun-
deswehr betraut. Ich selbst war von besagter Kommission als Experte einge-
laden worden und habe dabei in meinen Ausf%hrungen deutlich gemacht,
dass ein %berzeugendes Sicherheitskonzept, nach meiner Auffassung, alle
Aspektemit ber%cksichtigenmuss, einschließlich der inneren und &ußeren Si-
cherheit, wobei gerade diese beiden Bereiche in besonderer Weise miteinan-
der verflochten sind.

Als ich diese Sicht der Dinge vor wenigen Wochen wiederholt habe, hat man
meine Ausf%hrungen unzutreffend als Pl&doyer f%r den Einsatz der Bundes-
wehr bei der Verbrecherjagd verstanden.

Dies entspricht ganz eindeutig nicht meiner Cberzeugung!

Ich halte es f%r falsch, Verbrechern im Inlandmit Panzern undGranaten nach-
zujagen. Eine solche Vorgehensweise kann nicht von Erfolg gekr:nt sein. Die
Bundeswehr ist f%r solche Aufgaben weder ausgebildet noch ausger%stet.
Dies heißt allerdings nicht, dasswir nicht doch einenZusammenhang herstel-
len m%ssen zwischen unserer Haltung gegen%ber Staaten, die Terroristen be-
herbergen, und den Bem%hungen um die innere Sicherheit unseres Landes.
Dementsprechend m%ssen wir auch unsere Strategien in einen Zusammen-
hang bringen.

In Deutschland ist eben dies derzeit noch umstritten. Ich glaube, dass wir hier
letztlich zu Ergebnissen des Inhalts kommenm%ssen, wie sie uns die Bundes-
regierung derzeit vorschl&gt; was jedoch nicht bedeutet, dass ich nicht Ver-
st&ndnis daf%r habe, dass Menschen solchen milit&rischen Komponenten zu-
n&chst einmal skeptisch gegen%berstehen.

Der Bundeskanzler hat zu Recht gesagt: Eine Gesellschaft, die sich schwer tut,
milit&rische Aktionen mit zu bef%rworten und zu verantworten, verdient ein
durchaus positivesUrteil. Jedoch bin ich derCberzeugung, dass es angesichts
der zu verzeichnenden Bedrohung und des in Bezug auf unseren engsten
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B%ndnispartner eingetretenen B%ndnisfalles keine andere Antwort geben
kann als die, auch milit&rische Verantwortung zu %bernehmen.

Meine Damen und Herren,

ich freuemich, dass es, was die innenpolitischen Aspekte anbelangt, weit we-
niger Kontroversen gibt und eine breite Zustimmung dahingehend besteht,
was zu tun ist. Ich war k%rzlich in Amerika und hatte dort Gelegenheit, mit
dem zust&ndigen Minister, Herrn John Ashcroft, mit Vertretern des FBI und
desCIAund anderenVerantwortungstr&gern zu sprechen.Auchdabeiwurde
deutlich: Wir alle m%ssen freim%tig einr&umen, dass es uns im Vorfeld der
verbrecherischenAnschl&ge nicht gelungen ist, zu erkennen,was anVorberei-
tungshandlungen in denVereinigten Staaten vonAmerika, inGroßbritannien,
in Frankreich, aber auch in unserem Land stattgefunden hat.

Ich glaube nicht, dasswir dar%ber einfach hinwegsehen k:nnen.Hier liegt der
Ausgangspunkt dessen, was in n&chster Zeit sowohl in administrativer als
auch in legislativer Hinsicht zu bewerkstelligen sein wird.

Das Bundeskriminalamt leistet in diesen Tagen und Wochen einen wesent-
lichen Beitrag bei der Identifizierung und Ermittlung dessen, was geschehen
ist. Noch am11. September habenwir hierzu die „BesondereAufbauorganisa-
tion USA“ ins Leben gerufen. Sie umfasst derzeit ann&hernd 600 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter und ist damit eine der gr:ßten Ermittlungseinheiten,
die das Bundeskriminalamt je zusammengestellt hat.

Seit dem 11. September sind die dort eingesetzten Mitarbeiter rund um die
Uhr mit der Aufkl&rung der Anschl&ge befasst. Es ist eine enorme Leistung,
die dort vollbracht wird und f%r die ich allen Mitarbeiterinnen undMitarbei-
tern ganz besonders danken m:chte. Die Menschen in Deutschland wissen,
dass sie sich auf die Einsatzbereitschaft undden Sachverstand der Polizei, ins-
besondere des Bundeskriminalamtes, verlassen k:nnen und sind dankbar da-
f%r.

Nach k%rzester Zeit hat diese Ermittlungsgruppe auch erste Ergebnisse ver-
zeichnen k:nnen. So ergaben die Ermittlungen, dass sich drei der mutmaß-
lichen Attent&ter vor den Anschl&gen in den Vereinigten Staaten f%r einige
Zeit inDeutschland aufgehalten haben. Siewaren legal in die Bundesrepublik
Deutschland eingereist und haben hier vollkommen unauff&llig gelebt. Sie
sind inDeutschlandweder strafrechtlich in Erscheinung getreten, noch haben
sie in irgendeiner Weise die Aufmerksamkeit unserer Sicherheitsdienste auf
sich gelenkt.

Daraus ergeben sich Fragenwie beispielsweise:Warum ist es uns nicht gelun-
gen, diese Personen bei ihrem Tun zu entdecken?

Wenn man die Ermittlungen jetzt, sozusagen r%ckblickend in einer Gesamt-
schau betrachtet, kann man erkennen, dass sich einige der Punkte zu einem
Profil zusammenf%gen lassen, das f%r unsere k%nftigen Bem%hungen, Strafta-
ten dieserArt zu verhindern, durchaus von Bedeutung sein kann.Wirwerden

7



also die Profile unserer, im Vorfeld zu leistenden Aufkl&rungsarbeit erheblich
anpassen und ver&ndern m%ssen. Denn anders, meine ich, wird es uns nicht
gelingen, k%nftigeAnschl&ge zu verhindern und eben darin liegt nachmeiner
Cberzeugung unsere wichtigste Aufgabe. Es hat mich sehr positiv beein-
druckt, dass auch mein amerikanischer Ministerkollege John Ashcroft gesagt
hat: Sicherlich sind unsere ganzen Bem%hungen derzeit darauf gerichtet, fest-
zustellen, wer die Verantwortlichen f%r diese schrecklichenAnschl&gewaren.
Insgesamtwichtiger ist f%r uns jedoch die Vorbeugung undVerhinderung sol-
cher Straftaten.

Bundesinnenminister
Otto Schily er ffnete
die Tagung

Meine Damen und Herren,

wir m%ssen leider davon ausgehen, dass es m:glicherweise auch in Deutsch-
land bislang noch unbekannte strukturierte Verbindungen gibt, die radikal-
islamistischen Gruppierungen als Logistik- und Operationsbasen dienen.
Dabei handelt es sich m:glicherweise um Personen, die uns aufgrund ihrer,
auf den erstenBlick unauff&lligen Lebensweise eben nicht die herk:mmlichen
Anhaltspunkte f%r polizeiliche Maßnahmen bieten. Ich wiederhole daher:
Hierauf m%ssen wir uns einstellen und hierauf m%ssen wir auch unser Han-
deln ausrichten.

Schon vor dem11. September konntenwir einen ersten Erfolg erzielen, der ge-
wisse Hinweise auf Strukturen gab, ohne jedoch das volle Ausmaß dieser
Strukturen erkennen zu lassen. Es handelt sich dabei um die Festnahme der
Meliani-Gruppe, aufgrund derer nach unseren Erkenntnissen ein unmittelbar
bevorstehender terroristischer Anschlag im Nachbarland Frankreich verhin-
dert werden konnte. Auch hier ist es angebracht, dem Bundeskriminalamt
und allen Polizisten, die an der Aktion beteiligt waren, f%r ihre Arbeit noch-
mals ausdr%cklich zu danken.

8



Wenn man %ber neue Fr%herkennungsmaßnahmen nachdenkt, dann ist das,
was wir derzeit im Rahmen der Rasterfahndung tun, eine Maßnahme, die
in eben diese Richtung geht. Ziel dieser Maßnahme ist es, in Deutschland be-
findliche Gef&hrder aufzusp%ren, um auf dieseWeise die Durchf%hrung wei-
tererAnschl&ge bereits imVorfeld zuunterbinden. Es handelt sich hierbei also
um eine Maßnahme im Rahmen der Gefahrenabwehr auf der Grundlage der
Polizeigesetze der L&nder. Gegen%ber Kritikern, die hiergegen das eine oder
andere einzuwenden haben, m:chte ich an dieser Stelle mit aller Deutlichkeit
anmerken, dass keineRededavon sein kann, dass die Beteiligungdes Bundes-
kriminalamtes an dieser Rasterfahndung der gesetzlichen Grundlage ent-
behrt. DieVorgehensweise des Bundeskriminalamtes ist datenschutzrechtlich
abgesichert und auch mit dem Bundesbeauftragten f%r den Datenschutz so
abgestimmt.

DesWeiteren hat das Bundeskriminalamt am22. September den so genannten
Bundeslagebildfall aufgerufen. Bund und L&nder erstellen dabei auf der
Grundlage der ihnen vorliegenden Erkenntnisse eine bundesweite, gemein-
same Gef&hrdungsbewertung, die t&glich fortgeschrieben wird. Dieses Bun-
deslagebild ist sowohl f%r die L&nder als auch f%r die Ressorts und Beh:rden
des Bundes wesentliche Grundlage f%r die Anordnung von Schutzmaßnah-
men.

So wurde auf dieser Basis beispielsweise der Schutz der amerikanischen, bri-
tischen, israelischen und j%dischen Einrichtungen verst&rkt. Der Bundes-
grenzschutz leistet dabei aktive Unterst%tzung. Dies gilt selbstverst&ndlich
auch f%r die L&nderpolizeien und in bestimmten, verfassungsrechtlich vorge-
gebenen Bereichen auch f%r die Bundeswehr.

Angesichts der weltweiten Bedrohung durch den islamistischen Terrorismus
ist auch eine systematische Cberpr%fung unserer Infrastruktureinrichtungen
erforderlich. Mit dieser systematischen Cberpr%fung haben wir sofort nach
dem 11. September begonnen. Angefangen haben wir dabei zun&chst mit
den Luftverkehrseinrichtungen, das heißtmit denLuftverkehrsgesellschaften
und den Flughafenverwaltungen.

In diesem Bereich haben wir auch die Sicherheitsmaßnahmen durch ein B%n-
del von Maßnahmen verst&rkt. Hierzu geh:ren beispielsweise die Passagier-
und Gep&ckkontrollen, die manchem etwas beschwerlich erscheinen m:gen.
Ich denke jedoch, dass wir im Sinne unserer allgemeinen Sicherheit hierf%r
Verst&ndnis haben sollten.

Wir sorgen auch daf%r, dass auf den Flugh&fen im sicherheitsrelevanten Be-
reich nur absolut zuverl&ssiges Personal eingesetzt wird. In diesem Sinne –
und ich sehe uns hier auch in Cbereinstimmungmit der Bev:lkerung – haben
wir die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen angepasst.

Sicherheitskonzepte im Rahmen der pr&ventivpolizeilichen Gefahrenabwehr
m%ssen mit Maßnahmen des Zivilschutzes und des Katastrophenschutzes
verzahnt werden. Bund, L&nder und Kommunen m%ssen in diesem Zusam-
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menhang ihre jeweilige Verantwortung so wahrnehmen, dass durch ein
H:chstmaß an Kooperation ein H:chstmaß an Effizienz erreicht wird. Dies,
meine Damen und Herren, ist schon deshalb erforderlich, weil auch hier
eine scharfe Abgrenzung etwa zwischen Zivilschutz undKatastrophenschutz
nach dem herk:mmlichen Verst&ndnis nicht mehr m:glich ist. Zivilschutz in
seiner Auspr&gung als Bundesaufgabe umfasste im herk:mmlichen Sinn nur
Maßnahmen zum Schutz der Bev:lkerung im Falle von Kriegsereignissen.
Wir befindenuns nunmehr jedoch in einer Situation, in der diese Trennsch&rfe
so nicht mehr gelten kann. Ich will an dieser Stelle darauf hinweisen, dass wir
mit der Reorganisation des Zivil- und Katastrophenschutzes nicht erst nach
dem 11. September begonnen, sondern diese bereits geraume Zeit davor ein-
geleitet haben. Sichtbarer Beweis hierf%r ist die Einf%hrung eines bundeswei-
ten, satellitengesteuerten Warnsystems zur Weitergabe von Gefahreninfor-
mationen an die :ffentlichen Rundfunkanstalten oder die bis Mitte n&chsten
Jahres vorgesehene Auslieferung von 650 Fahrzeugen zum Zivil- und Kata-
strophenschutz, darunter 340 ABC-Erkundungsfahrzeuge sowie Fahrzeuge,
die der Dekontaminierung dienen. In diesen Bereich f&llt auch das Zusam-
menf%hren und die Koordination von Informationen im so genannten deut-
schen Notfallinformationssystem. Wir werden uns daran machen m%ssen,
dieseArbeiten, die der Ert%chtigung unseres Systems des Zivil- undKatastro-
phenschutzes dienen, weiterzuf%hren.

Im Rahmen einer wirksamen Terrorismusbek&mpfung ist es aber auch erfor-
derlich, dass unsere Sicherheitsinstitutionenmitmehr Sachmitteln undPerso-
nal ausgestattet werden. Wir haben hierf%r insgesamt eine Summe von 500
Millionen DM vorgesehen. Das ist, wie ich meine, ein durchaus beachtliches
Finanzvolumen angesichts der schwierigen finanziellen Rahmenbedingun-
gen, innerhalb derer wir uns derzeit bewegen. Ein nicht unerheblicher Teil
dieser Mittel wird auch dem Bundeskriminalamt zugute kommen, was hier
imHause sicher begr%ßt wird. Auf dieseWeise sollte auch der bereits seit l&n-
gerer Zeit gef%hrten Klage zu begegnen sein, es st%nden insgesamt nicht ge-
n%gend Verwaltungsbeamte zur Verf%gung und die Polizeibeamten w%rden
auf diese Weise von ihrer eigentlichen Aufgabe abgelenkt.

Meine Damen und Herren,

eine Reihe von administrativen Maßnahmen ist bereits in die Wege geleitet
worden. Weitere werden folgen. Dabei k:nnen wir es jedoch nicht belassen.
Wir m%ssen auch im gesetzgeberischen Bereich bestimmte Maßnahmen tref-
fen, die unsere Sicherheitsinstitutionen besser als dies bisher der Fall war, in
die Lage versetzen, ihre Aufgaben zu erf%llen. Vieles von dem ist bereits be-
kannt. Ich will es daher nur stichwortartig rekapitulieren.

Wir haben das so genannte Religionsprivileg abgeschafft. Dies deshalb, weil
wir es nicht l&nger hinnehmen k:nnen, dass sich bestimmte extremistische
Gruppierungen mit religi:sen Zielsetzungen tarnen, um als solche von staat-
lichen Sanktionen unbehelligt zu bleiben. Ichm:chte an dieser Stelle betonen,
dass derWiderstand gegendieAbschaffung desReligionsprivilegs nicht etwa
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von Vertretern des Islam formuliert worden ist, unsere beiden großen christ-
lichenKonfessionen vielmehr zun&chst einige Bedenken dahingehendhatten,
dass durch die Abschaffung des Religionsprivilegs ihre M:glichkeiten beein-
tr&chtigt werden k:nnten. In sehr vertrauensvollen Gespr&chen ist es uns
schließlich gelungen, uns zu verst&ndigen, und ich bedankemich daf%r bei al-
len Beteiligten; bei den großen christlichen Konfessionen und ganz ausdr%ck-
lich auch bei Herrn Dr. Elyas, dem Vorsitzenden des Zentralrats der Muslime
in Deutschland. Ihre Unterst%tzung ist wichtig.

Gemeinsam mit den friedfertigen Muslimen, die wie wir Terrorismus ableh-
nen und ihn als Verstoß gegen ihre religi:se Cberzeugung und die Lehre
des Koran betrachten, m%ssen wir M:glichkeiten schaffen, uns zur Wehr zu
setzenundzu sanktionieren.Hierzuwerdenwir imRahmendes so genannten
zweiten Sicherheitspakets weitere Ver&nderungen im Vereinsgesetz vorneh-
men, deren Ziel es ist, extremistischen Gruppen, die beispielsweise f%r Terror
Spenden sammeln oder Terroristen rekrutieren, besser begegnen zu k:nnen.

Eine weitere wichtige Gesetzes&nderung ist die Einf%hrung des § 129 b des
Strafgesetzbuches, mit dem die rechtlichen Voraussetzungen f%r eine Straf-
verfolgung wegen Bildung, Mitgliedschaft oder Unterst%tzung einer im Aus-
land operierenden terroristischen Vereinigung geschaffen werden.

Das so genannte zweite Sicherheitspaket hat weitere wichtige gesetzgeberi-
sche Neuerungen zum Inhalt. So geht es beispielsweise darum, den Sicher-
heitsinstitutionen – hierzu geh:ren das Bundeskriminalamt, das Bundesamt
f%r Verfassungsschutz und der milit&rische Abschirmdienst – bessere M:g-
lichkeiten der Informationsgewinnung zu er:ffnen. Ich habe eingangs er-
w&hnt, dass uns die Ermittlungen im Zusammenhang mit den Anschl&gen
auf New York und Washington zu bestimmten Erkenntnissen gef%hrt haben
und wir aufgrund dieser Erkenntnisse die M:glichkeit haben, aber auch die
Notwendigkeit sehen, neue Profile f%r die pr&ventive Arbeit zu gewinnen.
Von Bedeutung sind dabei insbesondere Reisebewegungen des betreffenden
Personenkreises wie auch finanzielle Transaktionen, mit denen diese Perso-
nen regelm&ßig bedacht worden sind. Deshalb kommt es f%r die Fr%herken-
nung von terroristischenAktivit&ten ganzwesentlich darauf an, in diesbez%g-
lich relevante Bereiche Einblick zu gewinnen. In diesem Zusammenhang ist
das, waswir f%r die genannten Sicherheitsinstitutionen anM:glichkeiten vor-
gesehen haben, von großer Bedeutung.

Hinzu kommt die St&rkung der Zentralstellenkompetenz des Bundeskrimi-
nalamtes. Obwohl ich das hier im Bundeskriminalamt in Wiesbaden sicher-
lich niemandem n&her erl&utern muss, m:chte ich doch diejenigen, die nicht
%ber eine derart detaillierte Kenntnis des Bundeskriminalamtsgesetzes verf%-
gen, in aller Deutlichkeit darauf hinweisen, dass die Zentralstellenkompetenz
des Bundeskriminalamtes bereits seit langem im Bundeskriminalamtsgesetz
verankert ist und sowohl repressiven als auch pr&ventiven Zwecken dienen
kann. Wer sich hier verwundert die Augen reibt, hat das Gesetz eben nicht
mit der entsprechenden Sorgfalt gelesen. Es geht jetzt nicht darum, etwas voll-
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kommen Neues zu schaffen, sondern darum, bereits bestehende M:glich-
keiten zu verbessern. Erreicht werden soll dies dadurch, dass wir dem Bun-
deskriminalamt die M:glichkeit der direkten Informationsgewinnung er:ff-
nen und es nicht, wie bisher, regelm&ßig auf denUmweg %ber die L&nder ver-
weisen.

Eineweitere gesetzlicheNeuerung in Bezug auf das Bundeskriminalamt stellt
die Erweiterung der origin&ren Ermittlungskompetenzen dar. Auch sie dient
dazu, die Effizienz der Arbeit dieser Institution weiter zu verbessern.

Auch f%r den Bundesgrenzschutz schaffen wir verbesserte M:glichkeiten. In
diesemZusammenhang vorgesehen ist insbesondere eineKlarstellung imGe-
setz, die die Bildung von speziellen Einheiten f%r den Einsatz bewaffneter
Flugbegleiter regelt. Ich bin derAuffassung, dass es sich hierbei umeinewich-
tige und schwierige Aufgabe zur Verhinderung von Flugzeugentf%hrungen
handelt und erachte demgem&ss auch eine eigenst&ndige Ausbildung f%r
eine solche T&tigkeit als notwendig.

Wir brauchen ferner einen verbesserten Zugang der Polizeibeh:rden zu Da-
tensammlungen aus dem ausl&nderrechtlichen Bereich sowie eine bessere
Vernetzung der einzelnen Datensammlungen. Auch dies sehen wir vor.

Was wir weiter brauchen, meine Damen und Herren, sind verbesserte Identi-
fizierungsm:glichkeiten. Auch dies ist, wie sie ja wissen, in der Hffentlichkeit
bisweilen umstritten. In gewissem Umfang kann ich die in diesem Zusam-
menhang ge&ußerten Bedenken ja nachvollziehen. Wir kennen die Abnahme
von Fingerabdr%cken bislang nur als so genannte erkennungsdienstliche
Maßnahme in Verbindung mit der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens,
heißt also: Mit der Abnahme von Fingerabdr%cken befand man sich sozusa-
gen bereits auf halbemWege ins Gef&ngnis. Von dieser Sichtweise und der da-
mit verbundenen emotionalen Sperre werden wir uns frei machen m%ssen.
Die Nutzung von biometrischen Merkmalen gibt unserem Staat verbesserte
M:glichkeiten, sich zu vergewissern,mit wem er es, insbesondere bei der Ein-
reise vonPersonen aus fremdenL&ndern, eigentlich zu tunhat. Dies ist gerade
imBereich des Terrorismus, bei demwir es erfahrungsgem&ßmit Personen zu
tunhaben, die ihre Identit&tenwechselnundverschleiern, vonBedeutung. Ich
vermag auch nicht zu erkennen, dass die W%rde des Menschen vom Ausse-
hen seines Fingerabdrucks abh&ngt; der Fingerabdruck eines Menschen also
sozusagen schutzw%rdiger ist als seinGesicht. Ichmeine, die Besorgnisse soll-
ten hier etwas zur%ckgefahren werden. Denn in der Verfassung steht nicht:
Die W%rde des Fingerabdrucks ist unantastbar. Wenn man sich in der Welt
umsieht, weißman, wie unbefangen andere Staatenmit diesemThema umge-
hen. In Amerika gibt es beispielsweise eine Permanent Resident Card. Und es
gilt als selbstverst&ndlich, dass derjenige, der nach Amerika kommt und dort
arbeiten will, eine solche braucht, und dass diese neben dem Foto auch den
Fingerabdruck enth&lt. Ich w%sste nicht, dass dagegen Klage laut geworden
w&re.Nhnliches gibt es auch in Spanien. In Spanien gilt seit eh und je, dassAn-
tr&ge auf l&ngerfristige Aufenthaltsgestattungenmit einem Fingerabdruck zu
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versehen sind. Es gibt heute im Cbrigen moderne Verfahren, die es erm:g-
lichen, solche biometrischen Merkmale kosten- und zeitsparend aufzuneh-
men.Undwirwerdendies, gerade bei derAusstellung vonEinreisedokumen-
ten f%r Visa-Antragsteller, die aus problematischen Regionen kommen, auch
tun m%ssen. Wir k:nnen dies zun&chst im nationalen Rahmen f%r l&ngerfris-
tige Aufenthaltstitel regeln. In allen %brigen F&llen, wie etwa bei der Erteilung
von kurzfristigen Visa, den so genannten Schengen-Visa, muss dies auf euro-
p&ischer Ebene erfolgen.

Großes Medieninteresse f�r das Tagungsthema und auch den zust�ndigen Minister

Meine Damen und Herren,

einenHinweism:chte ich noch geben.Wirwollen selbstverst&ndlich auch da-
f%r sorgen, dass Personen, bei denen ein extremistischerHintergrund oder gar
terroristische Aktivit&ten erkennbar sind, nicht in unser Land einreisen bezie-
hungsweise dass dann, wenn diese Umst&nde erst zu einem Zeitpunkt er-
kennbarwerden, zudemsie sich schon inDeutschland aufhalten, sie dannun-
ser Landwieder verlassenm%ssen. Ich halte dies f%r eine pure Selbstverst&nd-
lichkeit. Lediglich die Formulierungen dieser Regelung sind noch umstritten.
Ichm:chte auch darauf hinweisen, dass wir eine entsprechende Regelung be-
reits vor dem 11. September in unserem Zuwanderungsgesetz vorgesehen
hatten. Diesen Ansatz haben wir nunmehr im Rahmen des Terrorismusbe-
k&mpfungspakets aufgegriffen. Wir wollen diese Regelungen vorziehen
und nicht erst das Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes abwarten, wel-
ches ja im Hinblick auf die erforderliche Vorbereitungszeit in den L&ndern
erst am 1. Januar 2003 in Kraft treten soll.
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Meine Damen und Herren,

ich freue mich sehr dar%ber, dass es uns, was all diese Initiativen anbelangt,
gelungen ist, im Wesentlichen eine breite Cbereinstimmung zu erzielen.
Dies wurde so in der Innenministerkonferenz bereits deutlich, und auch
f%r den Bundestag zeichnet sich eine breite Mehrheit ab. Man wird sich bei
einzelnenFragennoch einmal %berdenText oderdie Begr%ndungunterhalten
m%ssen. Das sind aber eher Nebens&chlichkeiten. Ich glaube, im Kern ist ver-
standenworden, dass unsere Bev:lkerung eine Ert%chtigung der Sicherheits-
strukturen fordert. Wer versucht, dies in einen Gegensatz zum Freiheitsge-
danken unserer Demokratie zu stellen, hat die Zeichen der Zeit nicht begrif-
fen.
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FESTVORTRAG

Juden – Christen – Moslems
Monotheistische Religionen im Dialog oder in Konfrontation?

Peter Steinacker

Die pluralistische Gesellschaft im Westen lebt von der erlaubten Vielfalt von
Basisorientierungen, Meinungen, Lebensvorstellungen, Weltanschauungen
undReligionen, derenBeziehung zueinander imProzess der zivilgesellschaft-
lichen Hffentlichkeit so gekl&rt und gestaltet werden m%ssen, dass Toleranz
m:glich ist. An diesem Prozess sind die Religionen selbst beteiligt, insofern
sie in sich die Kraft haben, Differenzen zu zivilisieren das heißt ohne milit&ri-
sche Gewalt :ffentlichen Diskurs-Regeln zu unterwerfen und kulturell zu
gestalten, dass die Gl&ubigen und Agnostiker friedlich miteinander leben
k:nnen.

I.

Der 11. September 2001 konfrontiert uns mit einer gleichzeitigen Ungleich-
zeitigkeit von Hightech und Vormoderne, mit der Verschlingung von politi-
scher Macht und terroristischer Gewalt mit Religion. Die potentielle Aufla-
dung von Religion mit Gewalt ist ein Sachverhalt, der Gegenstand der Reli-
gionskritik bis auf den heutigen Tag geblieben ist. Der Terrorist Bin Laden
und seine Anh&nger, die die schrecklichen Verbrechen von New York und
Washington ver%bt haben, wurden aus religi:sen Motiven zu M:rdern.
Sie handelten in der Gewissheit, selber als M&rtyrer f%r die Gottheit den
direkten Zugang zum Paradies errungen zu haben, also dem in diesem
Fall islamisch gepr&gten universalen Heil der Welt. F%r sich selber meinten
sie, damit eine gute, ja patriotische und damit eine heilige Tat vollbracht zu
haben. In diesem keiner Kritik zug&nglichen Bewusstsein rissen sie Men-
schen mit sich in den Tod. Dabei nahmen sie durchaus in Kauf, auch Gl&u-
bige der eigenen Religion zu t:ten – ein gerade f%r Muslime schlimmes Ver-
brechen.

In der erstenReaktion auf dieses furchtbareEreignis fiel dann ausdemMunde
des Pr&sidenten Bush das stark belastete Stichwort vom Kreuzzug. Auch die-
sesWort ist durchdie Beziehung auf dasKreuzChristi religi:s undmitGewalt
gef%llt. Obwohl der amerikanische Pr&sident sich daf%r entschuldigte, war es
in der Welt. Es klang wie eine Wiederholung von mittelalterlichen Frontstel-
lungen: Auf islamischen Imperialismus, wie er sich in der Idee des Kalifats
entfaltet hatte1, mit der Idee der islamischenWelteroberung als Folge des g:tt-
lichen Auftrags, den Islam in alle Welt zu tragen, antwortet die Christenheit

1 Vgl. Bassam Tibi: Einladung in die islamische Geschichte. 2001, S. 36 ff.; Bernhard Lewis:
Politik und Kriege. In: Das Verm&chtnis des Islams, Bd. I, Joseph Schacht/C. E.Bosworth
(Hg.), 1980, S. 193–253.
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mit der religi:s begr%ndeten Kreuzzugs-Idee.2 In der Tat: In vielen L&ndern
der Erde t:ten Christen und Muslime wieder einander.

InIsraelundPal&stinastehtdieganzeWeltratlosvordernichtendenwollenden
SpiralederGewalt.OhnejedenZweifelsindauchhieraufallenSeitenpolitische
Zielemit religi:senBegr%ndungenheillosverknotet.Das schl&gt sichnichtnur
im Anspruch auf Jerusalem nieder, sondern vor allem auch in der religi:s be-
gr%ndeten Staatsphilosophie Israels, und den daraus abgeleiteten politischen
Grenzen.3 Und in Nordirland, um nur dies noch zu nennen, kann man in den
hassverzerrten Gesichtern der Katholiken und Protestanten nicht mehr den
Herrn erkennen, derdie Friedensstifter selig pries.DieReligionenund ihre ge-
sellschaftlichenundpolitischenKonsequenzenscheineneinederzentralenUr-
sachen f%r Terror, Tod und Zerst:rung in derWelt zu sein.

Auf diesemHintergrundbekommtdas Thema, das Siemir gestellt haben, eine
Brisanz, die jede Verwechslung mit einer bloß akademischen Festrede aus-
schließt.Nein,wiesichdiemonotheistischenReligionen, jadieReligionen%ber-
haupt, (HindusundBuddhistensindandereTypenvonReligionenaberauchin
denZusammenhangeinesm:glichenFriedens inder konfliktreichenWelt ver-
flochten)zueinanderverhalten,wieihreDialogeundihreKonfrontationenaus-
sehen, das entscheidetmit dar%ber, obunsere eineWelt ihre ProblemeundUn-
gerechtigkeitenweitgehendinFriedenangehenkann,oderobsiemiteinemun-
stillbaren Opferfluss von Blut undGewalt sich selber ins Chaos st%rzt.

Gesellschaftliche Zust&nde haben mit Cberzeugungen vonMenschen zu tun,
die die f%r sie handlungsleitenden Impulse darstellen. Jeder Mensch ist, um
handeln zu k:nnen, auf ethisch orientierende Gewissheiten angewiesen. Nie-
mand kann sein Leben nur mit formaler Bildung und Fachwissen gestalten.
Die vornehmste gesellschaftliche Funktion vonReligion ist es, solche orientie-
rendeGewissheiten entstehen,wachsenund reifen zu lassen, damitMenschen
%berhaupt zumHandeln bef&higtwerden.Wenn es umorientierendeGewiss-
heiten geht, dann ist schon von vorneherein klar: ImMiteinander der Religio-
nen ist beides n:tig, sowohl Konfrontation wie Dialog. Denn es geht um die
Wahrheit. Und der Anspruch auf Wahrheit ist im universalen Anspruch der
monotheistischen Religionen begr%ndet, der exklusive Heilsweg zu sein.

2 Im Aufruf des Papstes Urban II. auf der Synode von Clairmont am 27. November 1095
wurde der Kreuzzug damit begr%ndet, dass Gott die heilige Stadt Jerusalemwegen ihrer
S%nden wohl habe b%ßen lassen, sie aber nicht verschm&ht und verworfen habe. Verbun-
den mit einemAblass, der dem, welcher in diesemKrieg in wahrer Buße f&llt, Vergebung
der S%ndenunddie Frucht des ewigenLebens zusprach, sagte der Papst: „Bewaffnet euch
mit dem Eifer Gottes, liebe Br%der, g%rtet eure Schwerter an eure Seiten, r%stet euch und
seid S:hne des Gewaltigen! Besser ist es, im Kampfe zu sterben, als unser Volk und die
Heiligen leiden zu sehen . . . Ziehet aus, und der Herr wird mit euch sein. Wendet die
Waffen, mit denen ihr in str&flicher Weise Bruderblut vergießt, gegen die Feinde des
christlichen Namens und Glaubens . . . Erkauft euch mit wohlgef&lligem Gehorsam die
Gnade Gottes, dass er euch eure S%nden . . . schnell vergebe“. Reinhold Mackrosch/Her-
bert Walz: Kirchen- und Theologiegeschichte in Quellen, Bd. 2, Mittelalter, 1980, S. 70.

3 Vgl. Hermann Meier-Cronemeyer: Zionismus. 2. Aufl. 1989.

16



Kirchenpr�sident Prof. Dr. Dr. h. c. Peter Steinacker beleuchtete in seinem Festvortrag Ge-
meinsamkeiten aber auch Eigenst�ndigkeiten von Christen, Juden und Moslems

II.

Alle drei monotheistischen Religionen haben in sich einen universalen An-
spruch, dass dasGottesheil, das in ihnen verheißenwirdund von dem sie her-
kommen, alle Menschen, ja den ganzen Kosmos meint und umfasst. Alle Re-
ligionen sagen, dass sie das wahre Leben haben und ihren Anh&ngern bieten,
dass dieseswahre Leben derWelt, ihremVerfall und ihrerNot aufhelfen kann.
Alle leiten dieseswahreLeben vondemebenso heilvollenwie einmaligenEin-
treten eines Gottes in die Welt ab und nehmen f%r dieses heilvolle Einmal ab-
solute Wahrheit in Anspruch.4 Und es ist ein Kennzeichen der Moderne, dass
alle Religionen –mit Ausnahme des Judentums vielleicht – diesen exklusiven
Anspruch weltweit missionarisch vertreten. Dabei gibt es charakteristische
Unterschiede zwischen den drei monotheistischen Religionen. Im Christen-
tum und im Islam richtet sich die Mission expansiv auf die andersgl&ubige
Welt, die V:lker, um sie durch die Taufe in das Christusheil zu integrieren be-
ziehungsweise sie als Ergebnis eines intellektuellen Cberzeugungsvorgangs
zur Unterwerfung unter AllahsWillen zu bewegen. Da der Islam die Religion
des nat%rlichen Menschen ist, kommt es ihm allein darauf an, die Verdunke-
lungen aufzuhellen, mit denen die anderen Religionen die Offenbarung und
damit das Menschsein des Menschen verstellt haben: „The man, who ist not
homo religiosus, and hence homo islamicus, is not man“, schrieb immerhin

4 Vgl. Carl Heinz Ratschow: Die Religionen, HST 16, 1979, S. 120.
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noch 1976 Isma’il al Faruqi.5 Christwerden heißt, im Wesentlichen sein Ver-
trauen auf denGott Israels, denVatergott JesuChristi setzen, der heute imHei-
ligen Geist Gottes Weltzuwendung in Jesus erneuert und zum Daseinsgrund
werden l&sst. Moslem werden heißt, Allah gehorchen. Da Allah selbst die not-
wendigen Einsichten vermittelt und Einsicht ein Freiheitsmoment in sich hat,
gibt es „keinen Zwang in der Religion!“6

Im Judentumwird die Teilhabe der nichtj%dischen V:lker amwahren Leben,
das der Gott Israels schenkt, nicht als Ergebnis einer Expansion gedacht, son-
dern als Integration. Nachdem Gott (Adonai) das Heil auf dem Zion aufge-
richtet hat, werden die V:lker der Erde dorthin wallfahren „und sie werden
ihre Schwerter zu Pflugscharen schmieden und ihre Spieße zu Rebmessern.
Kein Volk wird wider das andere das Schwert erheben, und sie werden den
Krieg nicht mehr lernen.“7

Der Anspruch der drei monotheistischen Religionen auf absolute Wahrheit
und den exklusivenHeilsweg hat in der Geschichte zu heftigsten und blutigs-
ten Auseinandersetzungen gef%hrt. Das liegt einerseits am potentiell intole-
rantenMonotheismus selber, andererseits an der Verschlingung von Religion
mit politischerMacht im Sinn einer Theokratie. Wenn es nur einen Gott geben
kann, dann ist jeder Anspruch eines anderen Gottes auf Heilsweg und Welt-
herrschaft ein Einspruch gegen dessen Absolutheit. „Der Absolutheitsan-
spruch der Religionen ist daher f%r die eigene Religion unabweisbar, f%r
jede fremde Religion nicht nachvollziehbar.“8 Darum verschlingen sich reli-
gi:se Heilsverheißungen unausweichlich mit Macht, wenn sie sich in Organi-
sationen gestalten und gesellschaftlich in Sitte und Moral wirken. Das allein
heißt aber noch nicht, dass die BeteiligungderReligionen oder religi:serMen-
schen an religi:ser oder politischer Macht notwendig in Gewalt umschlagen
muss. Aber die Geschichte lehrt uns, dass die Grenzen fließend sind. Das
Neue Testament berichtet aus Zeiten, in denen das Christentum noch als j%di-
sche Sekte galt, von blutigen Verfolgungen durch Juden und antike Religio-
nen, sp&ter schließlich der r:mischen Staatsreligion. Nach der Konstantini-
schen Wende ist die Geschichte der christlichen Zwangstaufen, der Kreuz-
z%ge und Judenpogrome bekannt und eine bleibende Wunde. Zweifellos
h&ngen diese Entwicklungenmit fehlenden Toleranzimpulsen in den j%disch-
christlichen Basistexten der Bibel zusammen. Es gibt allerdings im Alten Tes-
tament trotz fehlender Toleranztheorie Toleranzsituationen, die mit aktuellen

5 On the nature of islamic Da’bah, IRM 65 (1976), S. 395. Zit. nach Jutta Sperber: Dialog mit
dem Islam, 1999, S. 94, Anm. 145.

6 Sure 2, 256.
7 Jes. 2, 2–4. DasmythischeWallfahrtsmotiv kann als Umkehrung der ebenfallsmythischen
Vorstellung vom V:lkerkampf gegen den Zion verstanden werden. In Sach. 14 werden
beide Motive miteinander verbunden. Nach demKampf werden diejenigen aus den V:l-
kern, die der Vernichtung im Kampf um Jerusalem entgangen sind, zum Zion ziehen um
Adonai als K:nig zu verehren, vgl. Werner H. Schmidt: Alttestamentlicher Glaube in
seiner Geschichte. 3. Aufl. 1979, S. 215.

8 Carl Heinz Ratschow: A. a.O., S. 127.
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Toleranzerfahrungen Israels im babylonischen Exil zusammenh&ngen. Die
heilsgeschichtliche Einordnung des Perserk:nigs Kyros, der 546 v. Chr. die
Freiheit f%r die Verbannten bringt und die damit verbundene Einbindung
Israels in die V:lkerwelt, erm:glichen Israel eine „staatliche Toleranz“ bei
gleichzeitiger religi:ser Intoleranz.9 ImNeuen Testament begegnen uns dage-
gen nur Anweisungen in der bl%henden Religionskultur der r:mischen Kai-
serzeit nach Augustus als Minderheit sich rechtschaffen und zur%ckhaltend
zu verhalten10 und den Kaiser als von Gott eingesetzte Obrigkeit zu achten.11

In Sachen Religion aber gilt strikte Intoleranz. Mit den Kulten gibt es keinen
Dialog, die Religionen sind Unglaube. Eine kleine Ausnahme bildet vielleicht
die Rede des lukanischen Paulus auf dem Areopag, der immerhin an die an-
tiken Religionen ankn%pfen will, wenn er meint: „Gott ist nicht fern von
einem jeden unter uns“.12

Ein wenig anders denkt der Islam, ich komme darauf zur%ck. Aber auch er
hat in seiner Geschichte immer wieder Religion mit Macht und Intoleranz
verbunden, vor allem auch untereinander zwischen seinen verschiedenen
Konfessionen. Daf%r steht die religi:se Idee des Kalifats, vor allem aber
auch die milit&rischen Anstrengungen zur Ausbreitung des Glaubens in
den ersten Jahrhunderten und deren Erneuerung in der Moderne. Diese
Form des „Heiligen Krieges“ ist ein Aspekt in dem vieldeutigen Begriff
des „Djihad“. Der Begriff heißt %bersetzt: „Einsatz um der Sache Gottes wil-
len“ und kann auch verinnerlicht als Kampf gegen die eigenen schlechten Ei-
genschaften oder um Gotteserkenntnis verstanden werden.13 Der Islam ist
zweifellos nicht nur mit der Waffe verbreitet worden, aber in den ersten isla-
mischen Jahrhunderten oblag dem Staat die Aufgabe der Ausweitung des is-
lamischen Herrschaftsbereichs, gedeckt durch Koranstellen und im islami-
schen Recht klar festgehalten.14 Die Exklusivit&t Gottes setzt aus sich heraus
die Einheit der Gesellschaft in der islamischen Umma gegen deren Rechtsre-
gelwerk, die „Sharia“, keine religi:s begr%ndeten Verst:ße erlaubt sind, und
in dem Theologie unmittelbar als Recht zur weltordnenden Gestalt wird.
Die Umma war immer politische Gesellschaft und religi:se Gemeinschaft
in einem.15 Aus der Exklusivit&t der Heilserfahrung folgt notwendig die

9 Vgl. Heinz-Joseph Fabry: Toleranz im AT? Ergebnisse einer Suchbewegung. In: Ingo
Broer/ Richard Schl%ter (Hg.): Christentum und Toleranz. 1996, S. 9–34. Diese Exklusi-
vit&t hat nicht immer zu einer generellen Ausgrenzung des Fremden gef%hrt, sondern
auch zu Integration und Schutzgew&hrung, vgl. J%rgen Ebach: Aspektemultikulturellen
Zusammenlebens in der hebr&ischen Bibel. In: J%rgen Micksch (Hg.): Multikulturelles
Zusammenleben. 1983, S. 14–23.

10 Z. B. 1. Petr. 3, 8–17.
11 R:. 13.
12 Apg. 17,27, vgl. Ingo Broer: Toleranz im NT? In: Broer/Schl%ter, a. a.O., S. 57–82.
13 Vgl. Monika Tworuschka: Allah ist groß. Religion, Politik und Gesellschaft im Islam.
1983, S. 96–101.

14 Vgl. die Suren 9,5; 9,29; 4,95 f. u. a., Hartmut Bobzin: Der Koran. Eine Einf%hrung. 1999,
S. 83 ff.

15 Vgl. Bernhard Lewis, a. a.O., S. 195.
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Konfrontation der drei monotheistischen Religionen. Denn es kann nach ih-
ren gemeinsamen Grundvoraussetzungen nur einen Gott geben. Auch die
christliche Trinit&tslehre behauptet nichts anderes. Die Kontroverse ist un-
vermeidbar, aber sie ist nicht notwendig intolerant, sondern sie ist zivilisier-
bar.

III.

Damit aber ist das entscheidende Problem gestellt, n&mlich ob und gegebe-
nenfalls wie diese drei monotheistischen Religionen %berhaupt dialog- und
pluralismusf&hig sind. De facto leben alle in einem inneren Pluralismus der
Konfessionen, Rechtsschulen und Traditionen. Aber auch hier ist Toleranz
ein m%hsamer Prozess. Im Streit um Afghanistan ist der zum Beispiel schiiti-
sche Iran demverhasstenWesten n&her als den sunnitischenTaliban.Wie sind
Dialog, Toleranz m:glich, wenn der Anspruch auf exklusive Absolutheit den
Ausweg versperrt, die Verschiedenheiten der Religionen auf eine hinter ihnen
liegende Einheit zu durchstoßen?Geradedie hinter den konkretenReligionen
liegende Einheit der Gottheit galt immer wieder als dasModell, mit dem der
Dialog zum Frieden zwischen den Religionen, das heißt V:lkern gef%hrt wer-
den k:nnte. F%r dieses Modell, die drei monotheistischen Religionen in ein
Verh&ltnis zueinander zu setzen, steht klassisch Lessings Ringparabel in sei-
nem Drama „Nathan der Weise“.

Ein wunderkr&ftiger Ring von unsch&tzbarem Wert wird seit Generationen
vom Vater an den ihm liebsten Sohn weitergegeben. Nun kann sich ein Vater
nicht entscheiden, welcher seiner drei S:hne ihm der liebste ist und so l&sst
er zwei haargenaue Kopien des echten Rings anfertigen – und stirbt. Jeder
Sohn w&hnt sich als Erbe im Besitz des echten Rings und man trifft sich
vor dem Richter wieder, der nat%rlich auch den echten Ring von den Kopien
nicht unterscheiden kann. Schon will er die drei S:hne abweisen, da kommt
ihm die rettende Idee: Der echte Ring besitzt ja doch die Wunderkraft „vor
Gott und Menschen angenehm zu machen“. Also wird sich doch durch die
Lebenspraxis die Echtheit des vererbten Rings erweisen. Und so r&t er den
Dreien:

„Wohlan! Es eifre jeder seiner unbestochnen,
Von Vorurteilen freien Liebe nach!
Es strebe von euch jeder um die Wette,
Die Kraft des Steins in seinem Ring an’ Tag
Zu legen! Komme dieser Kraft mit Sanftmut
Mit herzlicher Vertr&glichkeit, mit Wohltun,
mit innigster Ergebenheit in Gott
zu Hilf’!“16

Lessing will mit dieser Parabel sagen, dass religionsphilosophisch nicht
entschieden werden kann, welche Religion die wahre ist, mehr noch: Hinter

16 G. E. Lessing: Gesammelte Werke in drei B&nden, Band III, 1886, S. 740.

20



den sich nur durch Sitten und Gebr&uche unterscheidenden monotheisti-
schen Religionen steht die Urreligion der Liebe (der alte, echte Ring, Sanft-
mut, Vertr&glichkeit, Wohltun, Gottergebenheit). Lessing nimmt also die
aufgekl&rte Religionskritik als Dekonstruktion der Religion auf und %ber-
f%hrt dasWesen der Religion aus der Theorie mit ihrem absoluten und exklu-
siven Offenbarungsanspruch in humane Praxis.17 Aus Religion wird Mora-
lit&t – ein Missverst&ndnis, das sich noch heute hartn&ckig am Leben h&lt
in der Vorstellung, die vornehmlichste Aufgabe der Religionen, speziell
der Kirchen sei, sich um Moral zu k%mmern. Die vern%nftige Religion der
Liebe stellt f%r Lessing als Humanit&tskriterium die von den streitenden Re-
ligionen nicht erreichbare Verst&ndigungsebene f%r die Religionen bereit.
Sie l:st ihren jeweiligen Absolutheitsanspruch auf und begr%ndet so Tole-
ranz.

LessingsModell der Toleranzwar zu seiner Zeit hilfreich und %berf&llig, nicht
nur im Verh&ltnis der Religionen zueinander, sondern auch im Blick auf die
christlichen Konfessionen in Europa. Aber Lessings Modell der Toleranz ist
unserer pluralistischen und s&kularen – oder, wie J%rgen Habermas k%rzlich
in die Diskussion geworfen hat – „posts&kularen“ Gesellschaft18 nicht ge-
wachsen, und zwar aus mehreren Gr%nden. Religionsgeschichtlich ist Les-
sings Urteil, der Kern der drei monotheistischen Religionen sei die Liebe,
nicht zutreffend. Der Kern des Judentums ist nicht die Liebe, sondern die gn&-
dige Zuwendung Gottes zu seinem Volk und seiner Welt in der Thora. Der
Kern des Christentums ist nicht die Liebe, sondern die Gerechtigkeit Gottes,
die allein aus Glauben geschenkt wird. Und der Kern des Islam ist nicht die
Liebe, sondern die Hingabe an Allah durch die „Rechtleitung“. Allerdings set-
zen alle drei Religionen aus ihrem Ursprungskern fromme Lebenspraxis he-
raus. Aber ihr Ursprung ist nicht die Moral, sondern das Hervortreten ihres
jeweiligen Gottes, und daraus folgt die Liebe, deren Gestalt wiederum sehr
verschieden sein kann.19 Wichtiger aber ist, dass Lessing die entscheidende
Voraussetzung f%r einen Toleranzbegriff, der einer pluralistischen Gesell-
schaft gewachsen w&re und die er so noch nicht kannte, gerade nicht teilt,
n&mlich die Akzeptanzwirklich fremder Basisorientierung. Lessing versucht,
die Fremdheiten der Religion zueinander nur als geschichtliche Verkleidun-
gen zu verstehen und damit mehr oder weniger zu Zuf&lligkeiten zu verklei-
nern, hinter denen die wahre Einheit – und das heißt die verborgene Gleich-
heit der Religionen – aufleuchtet. Die Akzeptanz des Andersseins des Ande-
ren, die entscheidende Grundlage zur Ausbildung von Identit&ten, wird
gerade nicht akzeptiert, sondern durch das Konstrukt einer idealen Ur-Reli-

17 Vgl. Johannes Schneider: Lessings Frage nach der Erkenntnism:glichkeit der Religion.
In:Wolfenb%tteler Studien zur Aufkl&rung: hg. v. G%nter Schulz, Bd. II, 1975, S. 137–147.

18 Glauben und Wissen, Rede zur Verleihung des Friedenspreises des B:rsenvereins des
Deutschen Buchhandels, in: FAZ, 15. Okt. 2001, S. 9.

19 Vgl. Carl Heinz Ratschow: Von der Fr:mmigkeit. Eine Studie %ber das Verh&ltnis von
Religion und Sittlichkeit. In: Ethik der Religionen. Ein Handbuch, hg. von Carl Heinz
Ratschow 1980, S. 11–78.
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gion der Liebe, auf die hingestrebt werden muss, ersetzt. Die praktische Ver-
nunft erweist religionskritisch die verborgeneGleichheit allerMenschen, G:t-
ter und Religionen.

Nun gibt es den Gedanken des ethischen Wettstreits der Religionen auch im
Koran. In der zweiten Sure findet sich eine Debatte dar%ber, welche Gebets-
richtung die richtige sei. Mohammed hatte zun&chst die Gebetshaltung zum
Himmel vorgeschrieben. Dann, nach der Auswanderung nachMedina, sollte
Jerusalem der Fluchtpunkt sein, um die Juden zu gewinnen. Schließlich aber
legt die Offenbarung im Koran die Gebetsrichtung (Qibla) nach Mekka zur
Ka’ba endg%ltig fest.20 Dann wird die Gebetsrichtung metaphorisch auf das
moralische Streben des Menschen %berhaupt nach einem Ziel %bertragen.
Von diesem Streben gilt nun: „. . . Wetteifert miteinander in guten Werken.
Wo immer ihr auch seid,Allahwird euch allesamt herbeif%hren;wahrlich, Al-
lah hat Macht %ber alle Dinge“.21 Dieser Gedanke der Cberf%hrung der Kon-
frontation in friedliche Konkurrenz im Blick auf eine von Allah selbst herbei-
gef%hrte Einheit der Religionen, ja aller nach dem Guten strebenden Men-
schen wird theologisch in den Toleranzgedanken des Islam gegen%ber den
Schriftreligionen – Judentum und Christentum – und den zarathustrischen
Religionen %bertragen. Diese Toleranz heißt nicht Gleichberechtigung, denn
die im Koran gesammelte Offenbarung Allahs ist zwar „Best&tigung dessen,
was vor ihm war“22, aber zugleich dessen Cberbietung und Aufhebung. Die
Juden und Christen haben im Lauf der Zeit ihre Schriften verf&lscht, so dass
ein neuer Eingriff Allahs n:tig wurde. In der Sendung Mohammeds und
der Offenbarung des Koran an ihn findet die Religionsgeschichte ihrenH:he-
punkt und un%berbietbaren Abschluss. Die genannten Schriftreligionen aber
sind – sofern sie sich nicht gegen den Islam wenden – ausdr%cklich zu sch%t-
zen, weil auch in ihnen Allah wirkt.

Der Minister f%r religi:se Stiftungen und f%r den obersten Rat f%r Islamische
Angelegenheiten der arabischen Republik Ngypten, Mahmoud Zakzouk, hat
auf dieser koranischen Basis einen doppelten Toleranzbegriff entwickelt, mit
dem er zeigen will, dass die islamische Religion in der Theorie – wenn auch
nicht immer in der Praxis – die Basis f%r einen modernen, das heißt pluralis-
tischen Staat legen kann. Er unterscheidet die Toleranz, zu der auf der Grund-
lage der allgemeinen menschlichen Vernunftbegabung jeder Mensch ver-
pflichtet ist, von der religi:sen Toleranz, die davon ein Sonderfall ist. Die all-
gemeine Vern%nftigkeit zwingt nach Zakzouk zur Toleranz, weil wir nicht
sicher sein k:nnen, absolut im Recht zu sein „und die volleWahrheit zu besit-
zen“. Da Allah von allen Menschen fordert, sich gerecht zu verhalten, ist sol-

20 Sure 2, 144. Die Gebetshaltung, also die Niederwerfung vor Allah war eine Haltung, die
von den Beduinen der arabischen Halbinsel strikt abgelehnt wurde, weil sie f%r sie eine
unakzeptable Erniedrigung darstelle. Das wird noch im „Leben des Propheten“ von Ibn
Ishakq berichtet, weil die Taqif von at-Ta’if zur Befreiung vomNiederwerfen beimGebet
gebeten haben, vgl. Ludwig Ammann: Die Geburt des Islam. 2001, S. 40.

21 Sure 2, 148.
22 Sure 2, 97.
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ches Verhalten nur m:glich unter der Voraussetzung der beschr&nkten Ein-
sichtsf&higkeit der Vernunft. Darum wird die Intention, sich gerecht zu ver-
halten, zum Kriterium der universalen Toleranz: „Toleranz dem anderen ge-
gen%ber istweiter nichts als gerecht“.23 Der religi:s gebotenen Toleranz gelten
„alle Offenbarungsreligionen nach islamischer Lehre prinzipiell als g%ltige
Wege zu Gott“ und „konsequenterweise hat der Prophet Mohammed daher
von Anfang an die Sache der Religionstoleranz und Glaubensfreiheit – das
heißt einen Religionspluralismus – vertreten“.24

Abgesehen davon, dass der Gottesstaat, den der Prophet inMedina aufrichte-
te, gegen%ber den Stammesreligionen der Araber und Beduinen %berhaupt
nicht tolerant war, die Juden und Christen zunehmend nicht als gleichberech-
tigte B%rger, sondern nur als „Schutzbefohlene“ (Dhimmi) mit eingeschr&nk-
ten B%rgerrechten und einer eingeschr&nkten Religionsfreiheit ansah, was bis
heute in islamischen L&ndern so ist25 und andere als Schriftreligionen in der
Regel nicht toleriert werden – abgesehen davon beruht auch der islamische
Toleranzbegriff nicht auf der Akzeptanz des Fremden als des Anderen in sei-
nem Anderssein, sondern auf einer Gleichheitsvorstellung in Bezug auf die
Gottheit. Denn auch in den Schriftreligionen offenbart der sich im Koran ab-
schließend offenbarende Allah: Es ist kein fremder Gott, der in ihnen wirkt,
sondern der Eine, Einzige Allerbarmer, dessen Ziel mit der Welt, die „Einheit
durch Vielheit“ ist.26

Wie bei Lessing finden wir also auch im Koran und in einer auf ihn sich gr%n-
denden modernen islamischen Theologie einen Toleranzbegriff, der die ge-
sellschaftliche Aufgabe der „Zivilisierung der Differenz“27, durch eine alle
Unterschiede %bergreifende theologische, religi:se Gleichheit erreichen will.
Alle Schriftreligionen sind im Grunde „Islam“, wenn auch in verk%rzter
und verzerrter Gestalt. Auf diese Weise aber k:nnen der Absolutheitsan-
spruch, der jeder Religion als Religion zuzubilligen ist und zu ihr geh:rt,
unddie f%r eine pluralistischeGesellschaft notwendige Toleranz nicht zusam-
mengebracht werden. Auf dieser theoretischen Basis gibt es das lebensnot-
wendige zivilisierte Zugleich vonDialog undKonfrontation, von Zusammen-
leben und Differenz, von Offenheit und Identit&t nicht. Mit diesen auf Gleich-
heit beruhenden Toleranzvorstellungen l&sst sich weder der Frieden unter
den Religionen erhalten, gar erringen, noch die Funktion kl&ren, die die Reli-

23 Mahmoud Zakzouk: Einf%hrung in den Islam, Kairo 1420 H-2000 n.Chr., S. 403 f.
24 A. a.O., S. 406.
25 Die Zeremonien der anderen Religionen d%rfen nur in den Kultgeb&uden, d. h. nicht
:ffentlich stattfinden, sie d%rfen dem religi:sen Empfinden und dem Cberlegenheits-
gef%hl der Muslime nicht widerstreben. Die Muslime entscheiden dar%ber, ob und wo
eine neue Kirche gebaut werden darf. Ein Schutzb%rger darf keine muslimische Frau
heiraten u. a. Vgl. Adel Theodor Khoury: Frieden, Toleranz und universale Solidarit&t.
In: A. Th. Khoury u. a. (Hg.): Handbuch Recht und Kultur des Islams in der deutschen
Gesellschaft, 2000, S. 267 f.

26 A. a.O., S. 410.
27 Michael Walzer: Cber Toleranz. Von der Zivilisierung der Differenz. 1998.
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gionen in einer Gesellschaft haben k:nnen, die einerseits sich fortw&hrend s&-
kularisiert, in der andererseits aber die Religionen nicht nur dauerhaft fortbe-
stehen, sondernden gesellschaftlichen „Common sense“mitbestimmen, ohne
zur Staatstheologie zu verkommen oder die verfassungsm&ßige Trennung
zwischen Staat und Religion %berspringen zu wollen.

IV.

Dies kann nur den Religionen gelingen, die zu einem „Pluralismus aus Prin-
zip“28 beziehungsweise einem „positionellen Pluralismus“29 f&hig sind. Nur
sie sind in der Lage, die beiden gleich verh&ngnisvollen Angstreaktionen
auf den verunsichernden weltanschaulichen Pluralismus zu vermeiden, die
wir als Relativismus des „anything goes“ und des Fundamentalismus in allen
Religionen nur zu genau kennen. Beide sind ausschließlich moderne Ph&no-
mene. Ist dem einen alles gleich wert und damit alles gleichg%ltig und im
Grunde trivial, so gilt dem anderen nur die fokussiert einzige Wahrheit, das
Produkt einer zwanghaftenAusblendung jeder fremdenWahrheitsgewissheit
und der unendlichen Vielfalt derWelt. Verliert der Relativismus %ber den vie-
len Tr%mmern der Teilaspekte jedes erkennbare „Zuhause“, mauert der Fun-
damentalismus sich selber in einer sektenhaften Subkultur festungsartig ein
und denunziert alles außerhalb seiner selbst als im Irrtum befangene Finster-
nis und Reich des B:sen. Keine Religion und keine Kultur ist frei von Relati-
vismus und Fundamentalismus.

Solcher „positioneller Pluralismus“ hat drei wesentliche Merkmale:

1. Er ist von dem exklusiven Wahrheitsanspruch seiner Religion %berzeugt
und gewinnt von daher die Perspektive zur Beurteilung aller anderen Re-
ligionen. In seinem Gott ist das einzige und ausschließliche Heil pr&sent.
J,disch heißt das: „Schema Israel, Adonai Elohenu Adonai &chad“! (H:re
Israel, der Herr unser Gott, der Herr ist ein Einziger!)30 Christlich heißt
das: „Ich bin der Weg, die Wahrheit und das Leben, niemand kommt
zumVater denn durchmich“31, das heißtmit reformatorischer Zuspitzung,
Solus Christus! Und islamisch heißt das: „Wer eine andere Religion als den
Islam begehrt: nimmer soll sie von ihm angenommenwerden, und im Jen-
seits wird er unter den Verlierern sein“.32

Dieser allen Religionen zuzubilligende exklusive Wahrheitsanspruch er-
gibt die notwendige Wahrheitsperspektive, ohne die ein interreligi:ser

28 Vgl. Eilert Herms: Kirche f%r die Welt. 1995, S. 467 ff.
29 Wilfried H&rle: Die Wahrheitsgewissheit des christlichen Glaubens und die Wahrheits-
anspr%che anderer Religionen. In: Zeitschrift f%r Mission XXIV, 1998, S. 176–189.

30 Dtn. 6,4, oder wie imAlejun-Gebet des Neujahrsfestes und des Vers:hnungstages: „Un-
sere Pflicht ist es, zu preisen den Herrn des Weltalls, um die Gr:ße des Sch:pfers zu
verk%nden, der uns nicht wie die V:lker der Erde gemacht, wie die Sippen derWelt. Sie
bieten Nichtiges und Leeres an, einen Gott, der nicht zu helfen vermag“, Schalom Ben-
Chorin: Die Erw&hlung Israels. Ein theologisch-politisches Traktat, 1993, S. 27.

31 Joh. 14,6.
32 Sure 3, 85.
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Dialog unm:glich und nutzlos wird. Dialog wird erst dann m:glich,
„wenn die jeweiligen Dialogpartner sich gegenseitig die Selbstdefinition
ihrer eigenen Position gew&hren“.33 Das setzt voraus, dass der absolute
Wahrheitsanspruch nur in Bezug auf die Selbsterschließung Gottes gilt,
nicht f%r unsere menschlichen religi:sen Institutionen, wie zum Beispiel
die Kirche oder die Sitten und Gebr&uche. Und die Religionen m%ssen
sich diesen unvergleichlichen Unterschied so gew&hren, dass die Fremd-
heit des fremden Gottes und seiner Gl&ubigen fremd bleiben darf. Auch
wenn das Ziel jeden echten Dialogs immer gr:ßer werdendes wechselsei-
tiges Verst&ndnis im Blick auf eine gewaltfreie Konfliktl:sung ist – das
volle Verst&ndnis f%r einander findet an der jeweiligen Gottheit Gottes
ihre Grenze. Allah „verstehen“ hieße f%r die anderen nichts anderes, als
an ihn glauben. Christus „verstehen“ hieße f%r die anderen nichts anderes,
als an ihn, den gekreuzigten und auferstandenenMessias, zu glauben. Den
Gott, der Israel erw&hlt hat und ihm am Sinai die Thora gegeben hat, „ver-
stehen“ hieße nichts anderes, als an ihn glauben. „Es gibt ein Etwas in der
Glaubensgeschichte Israels, das nur von Israel her zu erkennen ist“, schrieb
einst Martin Buber.34

2. Positioneller Pluralismus setzt also Toleranz als Akzeptanz des Fremden
als Fremdes voraus. Toleranz ist also nicht dieDuldung der anderen Basis-
orientierung, wie das der islamische Toleranzgedanke wenigstens erlaubt,
sondern eine prinzipielle Gleichrangigkeit. Sie ist nur in einemGemeinwe-
sen erreichbar, das zwischen Religion und Staat trennt, ohne Zusammenar-
beit auszuschließen. Auf dieser Basis gibt es vielf&ltige M:glichkeiten der
Zusammenarbeit vom Kindergarten bis zu den Friedh:fen.

Seltsamerweise ergibt sich diese prinzipielle Gleichrangigkeit aus der von
allen akzeptierten Ablehnungskomponente, die eine solche Toleranz ein-
schließt. Toleranz heißt gerade nicht, dass alles bedeutungslos und unter-
schiedslos gleich w&re, sondern Toleranz enth&lt notwendig in der Akzep-
tanz des Fremden als Fremdes diese Ablehnungskomponente. G&be es
diese nicht, dann w&re dem Einen die Basisorientierung des Anderen ent-
weder gleichg%ltig oder erw%rde seine eigenen Prinzipien verraten. Damit
diese Ablehnungskomponente in der Toleranz nun wirklichen Dialog und
auch Auseinandersetzung und gesellschaftliche Verh&ltnisse in Gang set-
zen und gestalten kann, muss den Dialogpartnern und den Kontrahenten
und Konkurrenten eine prinzipielle nichtreligi0se Gleichheit bei religi:ser
Ungleichheit zugebilligt werden, die Opposition, Widerspruch intellektu-
ell und in der Lebensgestaltung und in den Lebenszielen erlaubt. In den s&-
kularen Gesellschaften des Westens ist diese Gleichheit, die Unterschiede
zul&sst und sie zugleich zivilisiert, in der von allen G:ttern unabh&ngigen

33 Christoph Schw:bel: Solus Christus? Zur Frage der Einzigartigkeit Jesu Christi im Kon-
text des interreligi:sen Dialogs. In: Leben und Kirche. FS f%r Wilfried H&rle 2001,
S. 79–106, Zitat S. 103.

34 Zwei Glaubensweisen, 2. Aufl. 1994, S. 15.
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Gleichheit aller Menschen vor dem Recht und den in den Grundrechten
verankertenMenschenrechten gefasst. Juden, Christen,Muslime, Feueran-
beter und Atheisten sind im Pluralismus Staatsb%rger gleichen Rechts und
gleicher W%rde. Die f%r pluralistische Gesellschaften unbedingt erforder-
liche Autonomie des Anderen, die Legitimationsvielfalt, die Vielfalt der
symbolischen Welten, Philosophien und Wissenschaften haben diese
Gleichheit als Voraussetzung und zugleich als Ergebnis: „In der pluralisti-
schen Gesellschaft darf kein Konsensus der Handlungsbegr%ndungen ge-
fordert werden, wohl aber muss ein praktischer Konsens %ber gemeinsam
zu erreichende Ziele erm:glicht werden, um praktische Kooperation m:g-
lich zu machen“.35 Das heißt, nur diejenigen Religionen werden pluralis-
musf&hig sein, die zwischen sich und ihrer eigenen Vergemeinschaftung
in einer Kirche, einer religi:sen Organisation usw. und der Gesellschaft
und ihren Normen nicht zu trennen aber bedeutsam zu unterscheiden in
der Lage sind. Das hat die Christenheit durch blutige Konfessionskriege
und die Aufkl&rung hindurch m%hsam lernen m%ssen. Denn Toleranz ist
kein Prinzip, das der Christenheit aus ihren Basistexten einfach zur
Hand w&re. Die westlichen Menschenrechte sind eine Antwort auf eine
fundamentale normative Krise der abendl&ndischen Kultur und wesent-
lich gegen die Kirchen erk&mpft worden.36 Aber die Kirchen und die j%di-
schen Organisationen im Westen haben auf diese gesellschaftliche Ent-
wicklung reagiert und sich zu den zwei wichtigen Prinzipien eines plura-
listischen Staates bekannt, n&mlich der prinzipiellen Trennung von Staat
und Kirche und der Religionsfreiheit in negativer und positiver Hinsicht.
Als evangelischem Theologen werden Sie mir gestatten, in diesem Zusam-
menhang darauf hinzuweisen, dass in dieser Richtung die un%berbietbare
Leistung der protestantischen Reformation zu sehen ist. Mit diesen beiden
Prinzipien haben islamische Staaten meist erhebliche Probleme, denn auf
der Grundlage dieser Prinzipien geh:rt zum Begriff und zur Reichweite
derMenschenrechte impluralistischen Staat ihr Charakter als „secular nor-
mative standard“, also ihre Unabh&ngigkeit von einer religi:sen Begr%n-
dung.37 Dieser Charakter macht, wenn ich recht sehe, die Brisanz des Kul-
turkampfes zwischen ultrareligi:sen und s&kularen Staatsb%rgern im Staat
Israel aus. Der hoch geachtete j%dische Religionsphilosoph Shalom Ben-
Chorin hat dies eine „paradoxe“ Situation genannt: „Israel ist als Staat
eine westliche Demokratie, mit einer großteils agnostischen Bev:lkerung
und einer teilweise theokratischen Gesetzgebung“.38 Die Unabh&ngigkeit
der Menschenrechte von jeder Religion macht auch die Schwierigkeiten
aus, mit ihnen die „Erkl&rung der Menschenrechte im Islam“ zu harmoni-
sieren, die 1990vonder IslamischenKonferenz inKairoverabschiedetwur-

35 Christoph Schw:bel: A. a.O., S. 105.
36 Dennoch war der Westf&lische Friede von 1648 ein wesentlicher Schritt zu den Men-
schenrechten.

37 Heiner Bielefeld: Secular human rights: Challenge and opportunity to Christians and
Muslims. In: Islam and Christian-Muslim Relations 7, 1996, S. 312.

38 A. a.O., S. 106.
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de. Denn im Artikel 24 der Kairoer Erkl&rung werden die Menschenrechte
der „Sharia“ untergeordnet.39

An dieser Stelle umgreift der interreligi:se Dialog und die Konfrontation
der unterschiedlichen Religionen die anstehende gesamtgesellschaftliche
Auseinandersetzung. Denn die muslimischen deutschen Staatsb%rger
werden immer wieder gefragt werden, ob sie das Grundgesetz prinzipiell
achten, also auch dann, wenn sie die religi:seMehrheit in Deutschland bil-
den w%rden, oder nur aus Gr%nden der im Koran und der Tradition gebo-
tenen vor%bergehenden pragmatischen Anpassung als Minderheit an die
Mehrheit.40 Die Christenheit kann in dieser Auseinandersetzung der Ge-
sellschaft den Dienst tun, auf die innere Reformkraft des Islam zu verwei-
sen und nicht in einer Art Neokolonialismus dem Islam folgenlose Anpas-
sung an das so genannte „europ&ische Geistesleben“ aufzub%rden. Die
Deutschenmuslimischen Glaubens werden unser Land ver&ndern, gerade
wenn sie sich integrieren und ihre Eigenart bewahren. Aber auch ihr Islam
wird und muss sich ver&ndern gegen%ber den Traditionen ihrer Ur-
sprungsl&nder. Die Wiederbelebung ethnischer und nationaler Identit&ten
verdankt sich auch der Globalisierung von Hkonomie und Politik.41 Aber
auch umgekehrt ver&ndern sich solche Identit&ten durch Immigration
ebenso wie die Immigranten. Allerdings muss die pluralistische Gesell-
schaft den Feinden einer offenen Gesellschaft das Handwerk legen, gleich-
g%ltig, welcher Religion sie angeh:ren. Die Akzeptanz des Fremden
verlangt nicht, tatenlos zuzusehen, wenn die Existenzgrundlagen dieser
offenen Gesellschaft bewusst und gezielt zerst:rt werden. Zu diesen Prin-
zipien der offenen Gesellschaft geh:ren eben die freie Wahl der Religion,
die Freiheit von Mission und Wechsel des Glaubens, die negative Reli-
gionsfreiheit, gleiche Rechte f%r M&nner und Frauen – auch in Ehe- und
Erbangelegenheiten, das Recht auf k:rperliche und geistige Unversehrt-
heit, ein staatlich und nicht religi:s geordnetes Personenstandsrecht und
anderes mehr.

3. Gemeinsam k:nnen die drei monotheistischen Religionen den sich %ber-
st%rzenden technischen Entwicklungen und ihren gesellschaftlichen Be-
gleiterscheinungendenprophetischenDienst tun zu zeigen,was geschieht,
wenn es einfach so weiter geht, wie es geht mit der so genannten S&kulari-
sierung. Es war wiederum J%rgen Habermas, der darauf aufmerksam
machte,was einerGesellschaft verloren geht,wenn sie in den Formulierun-
gen ihrer Sinnsetzungen hinter dem zur%ckbleibt, gar einfach das vergisst,
was in den Religionen schon gedacht ist: „S&kulare Sprachen, die das, was

39 „Alle Rechte und Freiheiten, die in dieser Erkl&rung genannt wurden, unterstehen der
islamischen Sharia“, S. 93 ff., vgl. Gewissen und Freiheit 1991/I, S. 93 ff.

40 Die Antworten auf diese politisch entscheidende Frage sind unter Muslimen durchaus
kontrovers, vgl. Ursula Spuler-Stegemann: Muslime in Deutschland. 1998, S. 213–233.

41 Vgl. Rudolf Stichweh: Zur Theorie der Weltgesellschaft. In: Soziale Systeme 1, 1995,
S. 29–45.
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einmal gemeint war, bloß eliminieren, hinterlassen Irritationen. Als sich
S%nde in Schuld, das Vergehen gegen g:ttliche Gebote in den Verstoß ge-
gen menschliche Gesetze verwandelte, ging etwas verloren. Denn mit
demWunsch nachVerzeihung verbindet sich immer noch der unsentimen-
tale Wunsch, das anderen zugef%gte Leid ungeschehen zu machen. Erst
recht beunruhigt uns die Unumkehrbarkeit vergangenen Leidens – jenes
Unrecht an den unschuldig Misshandelten, Entw%rdigten und Ermorde-
ten, das %ber jedes Maß menschenm:glicher Wiedergutmachung hinaus-
geht. Die verlorene Hoffnung auf Auferstehung hinterl&sst eine sp%rbare
Leere“.42

Das gilt nicht nur f%r die Forschung an embryonalen Stammzellen und de-
ren m:glichen Folgen f%r die menschliche Freiheit. Sie kann nur gewahrt
werden, wenn zwischen dem potentiell menschlichen Sch:pfer und dem
Gesch:pf die absolute Differenz nicht eingeebnet wird. Das gilt aber
auch und vor allem f%r die politischen Folgen der :konomischen Globali-
sierung und der Begr%ndung politischen Handelns %berhaupt. Wir im
Westen sind durch die :konomische Cbermacht, die mit unserer pluralis-
tischen Vielfalt der Basisorientierung verflochten ist, „die weltweit s&kula-
risierende Macht“. (Habermas) Aber wir kennen auch die „Dialektik der
Aufkl&rung“ und die W%sten, die sie hinterlassen kann.

Im gegenw&rtigenweltweiten Konflikt mit dem verbrecherischen Terroris-
mus k:nnen die drei monotheistischen Religionen daran erinnern, dass
Formen der korrigierenden Umkehr, Reue und Buße menschliche Verhal-
tensformen sind, die weit %ber die sich absolut setzende Gewissensbin-
dung des aufgekl&rten Subjekts als alleiniger Maßstab der Lebensorientie-
rung hinausreichen. Umkehr, Reue und Buße sind sowohl den Einzelnen
wie der Gesellschaft und ihren Gruppen m:glich als R%ckkehr in den Be-
reich des Lebens, aus der Gottesferne, die nichts anderes als Tod bedeutet,
in die Gottesn&he, das Leben. Dieser Hinweis gilt den sich religi:s verste-
henden Terroristen ebenso wie uns. Denn zur Auseinandersetzung mit
dem Terrorismus geh:rt auch, dass wir uns im Westen fragen, was wir
falsch gemacht haben, sonst „wirdderWesten“,wie J%rgenHabermas rich-
tig gesehenhat, „auchder arabischenWelt nur als Kreuzritter oder alsHan-
delsmacht erscheinen“43, also als kulturlose Barbaren. Als kleines Zeichen
f%r eine politische Perspektive nach den Taliban sollten daher die inzwi-
schen milit&risch zweifelhaft gewordenen Bombardements Afghanistans
im Ramadan ausgesetzt werden, auchwennMoslems selber den Ramadan
nicht immer als Zeit des Friedens beachtet haben. Nat%rlich gilt der Ruf
auch allen anderen, besonders auch den Eliten islamischer L&nder, deren
Politik Millionen Menschen zu Fl%chtlingen macht. Gerade die Eliten
sind korrumpierbar durch das, was sie die Verf%hrungen desWestens nen-

42 A. a.O.
43 A. a.O.
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nen und nur zu gut kennen. Der Lebensvorgang der Buße, den die drei Re-
ligionen der Gesellschaft anempfehlen, h&lt bei Bewusstsein, dass Vers:h-
nungmehr ist als Verst&ndigung, weil in ihr die „Idee einer Verfassung der
Welt“ festgehalten wird, „in der nicht nur bestehendes Leid abgeschafft,
sondern noch das unwiderruflich Vergangene widerrufen w&re!“44 So er-
scheint der notwendige Dialog und die damit verbundene Konfrontation
im Sinne einer zivilisierten Konkurrenz der Religionen im messianischen
Licht einer Welt, in der „Gerechtigkeit und Friede sich k%ssen“, wie es in
dem Teil der Bibel heißt, der Juden und Christen gemeinsam ist.45

Von hier aus, aus der Perspektive der Religionen, kann aber auch der ge-
genw&rtig so heftige Wunsch nach Sicherheit entmythologisiert werden.
Menschen brauchen innere und &ußere Sicherheit, um in Frieden leben
zu k:nnen – das ist f%r alle drei Religionen %berhaupt keine Frage! Daf%r
zu sorgen ist eine prim&re Aufgabe des Staates, und wenn er dieser Auf-
gabe nachkommt, haben wir allen Grund, daf%r dankbar zu sein. Der Staat
muss und darf alles verfassungsm&ßig M:gliche unternehmen, um Terro-
risten das Handwerk zu legen, auch und gerade solchen, die Verbrechen
mit Religion verkleben. Die Religionen k:nnen aber helfen, dem verst&nd-
lichen Sicherheitsbed%rfnis keinenmetaphysischen Rang zukommen zu las-
sen, indem sie aus ihren Traditionen zeigen, dass die abgr%ndige Unbe-
stimmtheit des Lebens nur zum Schaden des Menschseins %berhaupt in
eine volle Bestimmtheit %berf%hrt werden kann. Eine solche absolute Si-
cherheit f%hrt zu nichts anderem als Idolatrie, G:tzendienst. Als die T%r-
ken 1529 vor Wien standen, hat Luther den Kaiser ermahnt, seine Unterta-
nen zu sch%tzen. Zugleich aber bestand er darauf, dass „des Kaisers
Schwert nichts zu schaffen“ hat „mit dem Glauben, es geh:rt in weltliche,
leibliche Sachen“ und dichtete im gleichen Jahr das Lied der Reformation:
„Ein feste Burg ist unser Gott, ein gute Wehr und Waffen“.46 Dies Lied
r%hmt im Anschluss an den 46. Psalm die sch%tzende Gegenwart Gottes:
„Gott ist uns Zuflucht und St&rke, ein bew&hrter Helfer in allen N:ten. Da-
rum f%rchten wir uns nicht, wenn auch die Erde sich wandelt, wenn Berge
st%rzen in die Tiefe des Meeres“.47 Die Menschen in diesem umfassenden
Sinn sch%tzende „Sicherheit“ haben die Gottheiten aller drei monotheisti-
schen Religionen sich vorbehalten.

44 Theodor W. Adorno: Negative Dialektik. 1966, S. 393.
45 Ps. 85,11.
46 WA 30 II, 131, 8 f. Fgl. Reinhart Schwarz: Luther, 2. %berarbeitete Aufl. 1998, S. 196 f.
47 Ps. 46, 1+2.
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Solche Gewissheit des Gehaltenseins %ber demAbgrund, die die weltliche
Sicherheit nicht entwertet, sondern an ihren Platz weist, spricht auch aus
dem Abendgebet des Propheten Mohammed:

„O Gott, durch dich erleben wir den Abend,
und durch Dich erleben wir den Morgen;
durch Dich leben und durch Dich sterben wir,
und zu Dir werden wir auferstehen.“48

48 Annemarie Schimmel: Dein Wille geschehe. Die sch:nsten islamischen Gebete, 1992,
S. 42.
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Islam – Religion des Friedens

Nadeem Elyas

Es ist wichtig, dass man am Anfang einer solchen Tagung etwas grunds&tz-
liches %ber den Islam als Religion des Friedens h:rt, damit man bei der wei-
teren Diskussion eine Grundlage hat. Diese Grundlage fehlt den meisten
von Ihnen sicherlich nicht, aber es tut Not in dieser turbulenten Krisenzeit,
doch das eine oder andere hervorzuheben.

Ichw%rde vielleicht auchden vorgegebenenTitelmit einemFragezeichen ver-
sehen: Ist der Islam eine friedliche und friedfertige Religion? Diese Frage ist
gerechtfertigt. Nach alldemwasman nach den Ereignissen des 11. September
sieht, h:rt, ja am eigenen Leibe erlebt, ist die Frage ohne weiteres gestattet.

Wir sollten diese Frage nicht von vornherein mit einem Nein abtun, viele tun
das, sie tun sich selbst und sind derWelt aber keinenGefallen damit. Dennmit
diesemNein ist der Islam und sind die Terroristen nicht weg vom Fenster. Die
Extremisten, die den Islam missbrauchen sind damit nicht beseitigt. Wir
m%ssen versuchen, das, was im Islam an Friedfertigkeit und an friedlicher
Botschaft steckt, hervorzuheben. Wir m%ssen den Islam und die Muslime
als Partner in unserem gemeinsamen Kampf gegen Terrorismus, Rassismus
und Gewaltt&tigkeit %berall gewinnen.

Ist also der Islam geeignet, als Grundlage f%r die Muslime zu dienen, die aus
diesen Muslimen friedfertige Menschen und Partner macht?

Friedensauftrag des Islam

Der Islam tr&gt den Frieden in seinemNamen und in seiner Bezeichnung. Das
zeigt uns, dass der Islam den Frieden als Auftrag versteht, den er sich und sei-
nen Anh&ngern stellt. Den Islam, den Frieden in der Welt zu realisieren, vor
dieser Verpflichtung stehen wir Muslime und sehen sie im Vordergrund un-
serer islamischen Lehre.

Der Begriff Friede wurde 50mal im Koran erw&hnt. Das Wort Islam hat den
Wortstamm „salima“. Denselben Wortstamm haben die W:rter Salam (der
Friede), istislam (Unterwerfung) und salamah (Sicherheit).

Eine besondere Betonung der Wichtigkeit des Friedensauftrags im Islam er-
fahren wir Muslime durch die Tatsache, dass Gott sich den Namen Salam
(Der Friedensstifter) gegeben hat. F%r uns ist Gott selbst der Salam, der Friede.
„Er ist Gott, außer dem es keinen Gott gibt, der K:nig, der Heilige, der Inbe-
griff des Friedens, der Stifter der Sicherheit.“ (Koran 59/22) Mit diesem Na-
men, als einem der 99 Namen Gottes, beten wir Gott an. Diese Eigenschaft
Gottes bedeutet f%r uns Muslime die Aufforderung, sich als Menschen &hn-
liche Eigenschaften und Charaktere anzueignen, wie die, die sich Gott selbst
gegeben hat.Wir sollen alsMenschen Tr&ger und Stifter des Friedens in dieser
Welt sein, wie Gott der Friedensstifter in allen Orten und allen Zeiten ist.
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Der Prophet Mohammed pflegte jeden Tag ein Bittgebet zu sprechen, in dem
er sagte: „O Gott, Du bist der Friede, von Dir kommt der Friede, so gib, dass
wir in Frieden leben.“

Dieses Wort ist der Gruß der Muslime im Diesseits „Salamu aleikum“ Friede
sei mit dir. Es wird, wie die Offenbarung berichtet, das Grußwort der Men-
schen imParadies sein.DieserGrußbezeichnet dasEndedes rituellenGebetes
eines jedenMuslims und einer jedenMuslima,mit demsie f%nfmal amTag ihr
rituelles Gebet beenden. Nach dem friedlichenDialogmit Gott imGebetwen-
den sich die Muslime ihren Mitmenschen mit diesem friedlichen Gruß zu.

Zu den Kennzeichen der Muslime im Koran, die unter der Bezeichnung „die
Diener des Allerbarmers“ stehen, geh:rt das friedfertige Umgehen miteinan-
der. In diesem Vers heißt es: „und diejenigen, die wenn die T:richten sie an-
reden, sagen „Friede“. (Koran 25/63) Das ist die Antwort der Muslime auf
jede Beschimpfung und jede Gewalttat, die ihnen zugef%gt wird: Sie sagen
„Friede“ und versuchen selbst, nicht Gewalt sondern Frieden zu stiften.

Erziehung zum Frieden

Der Islam versucht diesen Frieden in verschiedenen Sph&ren und Ebenen zu
erreichen.

Die erste Ebene ist das Verh&ltnis zwischenMensch undGott. DerMensch soll
seinen eigenen Frieden mit seinem Sch:pfer finden, indem die Eigenschaft
menschsein klar definiert wird und deutlich unterschieden wird von der Ei-
genschaft gottsein. DerMensch soll seine Rolle auf dieserWelt als Diener Got-
tes nicht als Herr des Universums erkennen. Menschsein bedeutet verant-
wortlich sein f%r die Menschheit, f%r das Universum, f%r die Umwelt. Diese
Umwelt ist uns nicht als Untertan gegebenworden, sondern als ein teures an-
vertrautesGut, daswir betreuenundverwalten d%rfen.WenndieseRolle dem
Menschendeutlich definiert undklarwird, schafft das eineBasis des Friedens.
Wenn der Mensch seine Rolle als Mensch erkennt, wird er sich nicht als Gott
auf Erdenverhalten und jedenundalles tyrannisieren. Erwird sein anvertrau-
tes Gut, die Umwelt und anderen Gesch:pfe nicht zerst:ren.

Der Islam versucht eine andere Ebene in Richtung Frieden vorzubereiten,
n&mlich die Ebene zwischen denMenschen untereinander, indem er das Ver-
halten derMenschen untereinander durch Regeln undGrunds&tze festlegt. Er
bel&sst es nicht dabei,Moral zu predigen und Ethik zu preisen, er setzt Verhal-
tensmaßnahmen,Vorschriften, Verbote undGebote fest, die aus der g:ttlichen
Moral abgeleitet werden. Es wird dem Islam sehr oft vorgeworfen, dass er so
viele Verbote und Gebote hat. Es geht aus dem Selbstverst&ndnis des Islam
hervor, dass versuchtwird, aus dergebotenenMoral eindurchf%hrbaresprak-
tisches Modell f%r die Menschheit zu konstruieren, nach dem sie diese Moral
realisieren kann. Die Voraussetzungenwerden geschaffen, damit aus der isla-
mischen Theorie eine muslimische Gemeinschaft entsteht, die friedfertig und
friedensliebend ist.

32



Die Verpflichtung zur Friedensstiftung innerhalb der islamischen Gemein-
schaft ist eine interne Aufgabe. „Der Muslim ist derjenige, vor dessen Zunge
und Hand die Muslime in Sicherheit sind“ sagt der Prophet. Durch diese De-
finition des Muslim mit denWorten des Propheten, ist der Muslim derjenige,
aus dem Sicherheit in Richtung der muslimischen Gemeinschaft und in Rich-
tung der anderen Muslime ausstrahlt.

Der Vorsitzende des Zentralrats der Muslime in Deutschland, Dr. Nadeem Elyas, beschrieb
den Islam als grunds�tzlich friedliche Religion und rief zum Dialog mit anderen Religionsge-
meinschaften auf

Inweiteren Zitaten des Propheten heißt es: „DerMuslim ist des anderenMus-
lims Bruder. Er geht nicht ungerecht gegen ihn vor und l&sst ihn nicht im
Stich.“ „Werdet nach mir nicht ungl&ubig, indem die einen von euch den an-
derendieK:pfe abschlagen.“DieseWortemussmanvielleicht zwei oderdrei-
mal vorlesen und sich fragen,wie gehenMuslime heutemiteinander um?Wie
gingen die Mudschahidin in Afghanistan jahrelang miteinander um?

Der Islam versucht, Frieden im Umgang mit den Anh&ngern anderer Religi-
onsgemeinschaften zu praktizieren. Wir sprechen hier nicht von Ungl&ubi-
gen, nicht von Heiden, sondern von Andersgl&ubigen. Unter diesem Begriff
macht der Islam eineweitere Differenzierung, indem er von demVolk des Bu-
ches spricht, wenn er Christen, Juden und Anh&nger anderer Offenbarungs-
religionen meint. Der Koran nennt die Andersgl&ubigen in dem Vers: „Dieje-
nigen, die glauben und diejenigen, die Juden sind, und die Christen und die
Sabier, all die, die anGott und den j%ngsten Tag glauben undGutes tun, erhal-
ten ihren Lohn bei ihrem Herrn. Sie haben nichts zu bef%rchten, und sie wer-
den nicht traurig sein.“ (Koran 2/62) Dieser Vers nennt die Anh&nger anderer
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Religionen beimNamen und sagt: Sie allewerden ihren Lohn bei ihremHerrn
bekommen, und sie werden nicht traurig sein.

Die Unterschiede zwischen den Religionen erw&hnt der Koran in vielen Stel-
len, thematisiert sie als einen intellektuellen Streit zwischen den Religionen,
nicht als Maßstab f%r die Akzeptanz dieser Gruppen und ihres Glaubens
und ihrer Glaubenslehre. So sehen wir diesen Streit zwischen dem Islam
und der christlichen Lehre, zwischen dem Islam und dem Judentum im Ko-
ran. Aber nicht mit der Konsequenz, dass man die Christen und die Juden
nach diesem Streit ablehnt, sie nicht akzeptiert oder gar bek&mpft, sondern
um die Unterschiede zu thematisieren und den inhaltlichen Dialog anzusto-
ßen. Die Art dieses Dialogs mit den andern wird uns mit denWorten des Ko-
ran vorgeschrieben: „Und streitetmit den Leuten des Buches nur auf die beste
Art,mitAusnahmederer von ihnen, dieUnrecht tun und sagt:Wir glauben an
das, was zu uns herabgesandt und zu euch herabgesandt wurde. Unser Gott
und euer Gott ist einer, undwir sind Ihm ergeben.“ (Koran 29/46) Das ist eine
zivilisierte Grundlage des Dialogs, des intellektuellen Streits, die auch heute
Anwendung finden sollte. Gemeinsamkeiten werden hervorgehoben, Unter-
schiede genannt, der eigene Weg festgestellt, die Vereinnahmung der andern
als Ziel des Dialogs abgelehnt. Unser und euer Gott ist einer, wir sind Ihm er-
geben, weder uns sollt ihr ergeben sein noch werden wir euch ergeben sein,
unserem aller Gott sollen wir ergeben sein.

Der Islamversucht, seinVerh&ltnis zu anderenMenschen auf einer friedlichen
Basis zu regeln. Er geht von der Menschheitsfamilie aus und erw&hnt an vie-
len Stellen im Koran die einleuchtende Tatsache, dass alle Menschen von
einem Vater und einer Mutter stammen, sie alle haben den einen und densel-
ben Stamm. Das heißt, dass die ganze Menschheit eine Br%derschaft ist. „Oh
ihr Menschen, f%rchtet euren Herrn, Der euch aus einem einzigen Wesen er-
schuf, aus ihm seine Gattin erschuf und aus ihnen beiden viele M&nner und
Frauen entstehen und sich ausbreiten ließ.“ (Koran 4/1) Diese Tatsache soll
uns dazu bringen, dass wir die Werke und das Denken der andern nicht auf
der Grundlage ihrer Abstammung oder ihrer Zugeh:rigkeit auswerten, son-
dern einzig und allein auf der Grundlage des Guten beziehungsweise des
Schlechten. „DerAngesehenste von euch beiGott, das ist der gottesf%rchtigste
von euch.“ (Koran 49/13) Nicht die Araber, nicht die Juden; nicht die Chris-
ten, nicht die Muslime, sondern diejenigen, deren Taten die Voraussetzung
der Gottesf%rchtigkeit erf%llen.

Die Menschenrechte als Indiz f�r die Friedfertigkeit

DieMenschenrechte sindheutzutage ein Indiz daf%r, ob eineDenkschule oder
Gruppe tats&chlich die Voraussetzungen f%r ein friedliches Miteinander er-
f%llt und friedlich mit den andern leben und auskommen kann.

Was sagt der Islam zu denMenschenrechten, wie verh&lt sich der Islamdazu?
Der Islam nennt in seinen Urquellen, im Koran und in der Sunna (die Tradi-
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tion des Propheten) acht Grunds&tze, aus denen alle weiteren Menschen-
rechte abgeleitet werden k:nnen. Die heute definierten Menschenrechte ha-
ben f%r uns Muslime auch im Koran einen Beleg.

Dies bedeutet f%r uns Muslime, dass wir aus zwei verschiedenen Gr%nden
verpflichtet sind, diese Menschenrechte zu respektieren und zu achten. Ers-
tens, weil sie Bestandteil unserer Glaubenslehre sind. Und zweitens akzeptie-
ren wir dieseMenschenrechte, weil sie als Basis f%r das Zusammenleben aller
Menschen geeignet und vern%nftig sind.

DieMenschenw%rde ist imKoran in demVers verankert: „Undwir haben den
Kindern Adams Ehre erwiesen.“ (Koran 17/70) Gott hat alle Kinder Adams
mit Ehre und mit W%rde ausgestattet. Diese W%rde soll von den Menschen
untereinander so respektiert werden, wie Gott diese respektiert hat.

Als zweites Prinzip gilt das Verbot jeder Art von Diskriminierung: „Oh, ihr
Menschen,Wir haben euch aus einemm&nnlichen und einemweiblichenWe-
sen erschaffen undWir haben euch zu Verb&nden und St&mmen gemacht, da-
mit ihr einander kennenlernt. Der Angesehenste von euch bei Gott, das ist der
Gottesf%rchtigste.“ (Koran 49/13) Der Islam kennt keine Bevorzugung auf-
grund der Abstammung, der Hautfarbe oder des Sozialstatus. Wir h:ren
dieWorte des ProphetenMohammed, als er nachMekka siegreich hineinkam:
„Weder wird der Araber vor dem Nichtaraber, noch der Weiße vor dem
Schwarzen bevorzugt. Es sei denn, durch seine Tat.“ Diese Worte sprach er
aus der Position der St&rke und des Sieges, nicht der Schw&che einer Minder-
heitssituation. Er legte dieses Prinzip fest und widerlegte damit das altherge-
brachte arabische Stammesprinzip.

Auch nicht aufgrund des Geschlechtes werden dieMenschen bevorzugt oder
benachteiligt: „Wer etwas Schlechtes tut, dem wird gleichviel vergolten, und
diejenigen, dieGutes tun, obMann oder Frau, unddabei gl&ubig sind,werden
ins Paradies eingehen, wo ihnen Unterhalt beschert wird ohne Abrechnung.“
(Koran 40/40) Ob Mann oder Frau, betont der Koran, jeder wird f%r seine Tat
belohnt oder bestraft. „Da erh:rte sie ihr Herr: Ich lasse keine Tat verloren ge-
hen, die einer von euch getan hat, ob Mann oder Frau. Die einen stammen ja
von den andern.“ (Koran 3/195) Die Gleichwertigkeit betont der Prophet mit
den Worten: „Die Frauen sind Zwillingsgeschwister der M&nner.“

Auch das Prinzip der Religionsfreiheit finden wir im Koran verankert: „Es
gibt keinen Zwang in der Religion.“ (Koran 2/256) „Euch eure Religion und
mir meine Religion.“ (Koran 109/6)

Das vierte Prinzip, die gemeinsame Gesellschaft aller Menschen, fand oben
schon Erw&hnung.

Das f%nfte Prinzip, Schutz des Lebens und Verm:gens, ist angesichts der Er-
eignisse in den USA und in Afghanistan ein hoch aktuelles Thema. „Oh ihr
Menschen, euer Verm:gen, eure Ehre und euer Leben ist unter euch so heilig,
wie dieser Tag und dieser Monat und dieser Ort“, sagte der Prophet Moham-
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med am Opfertag im Pilgermonat in Mekka. Verm:gen, Ehre und Leben der
anderen, dies alles soll unsMenschen, soll unsMuslimen so heilig seinwie der
heilige Ort Mekka, der heilige Pilgermonat und der heilige Tag und der Tag
des Opferfestes. Ein oft zitierter Vers aus dem Koran hat große Nhnlichkeit
mit Texten der Bibel und der Thora, er lautet: „Aus diesem Grund haben
wir den Kindern Israels vorgeschrieben: wenn einer jemanden t:tet, jedoch
nicht wegen eines Mordes, oder weil er auf Erde Unheil stiftet, so ist es, als
h&tte er alle Menschen get:tet. Und wenn ihn jemand am Leben erh&lt, so
ist es, als ob er alle Menschen am Leben erhalten h&tte.“ (Koran 5/32)

Schutz der pers:nlichen Sph&re ist das sechste Prinzip. Recht auf F%rsorge,
Recht auf Bildung und gesunde Umgebung z&hlen wir zu den im Koran fest-
gelegten Menschenrechtsprinzipien.

Aus diesen genannten Prinzipien der Menschenrechte im Islam werden die
weiteren Artikel der islamischen Menschenrechtserkl&rung abgeleitet, die
sich imGroßen und Ganzen nicht von der allgemeinenMenschenrechtserkl&-
rung unterscheiden. Es gibt einige prinzipielle Unterschiede zwischen beiden
Erkl&rungen und einige Streitpunkte, die ohne Weiteres Gegenstand eines
Diskurses sein k:nnen. Grunds&tzlich k:nnen wir jedoch anhand dieser Auf-
f%hrung sagen, dass hier ohneWeiteresmit dem Islam alsmenschenrespektie-
rende Lehre und mit den Muslimen als Gegenpart, die die Menschenrechte
respektierenunddiese zurGrundlage ihresmenschlichenVerhaltensmachen,
zusammengearbeitet werden kann.

Der Dialog

Der Dialog mit den Christen, den Juden, den Andersgl&ubigen und mit allen
anderen Menschen hat f%r uns Muslime seinen Ursprung in unseren islami-
schen Quellen, wie wir anhand der oben erw&hnten Texte gesehen haben.
So ist er f%r uns eine Pflicht und eineM:glichkeit, von derwir nicht %berzeugt
werden brauchen; er ist Teil unserer Glaubens%berzeugung, die wir ohneWi-
derspruch zu unserer Lehre pflegen k:nnen.

Wie steht der Islam zum Terrorismus?

Die aktuelle Frage lautet: Nachdemwir so viel Sch:nes vom Islam geh:rt ha-
ben, wie ist der Islam heute?Wie stehen dieMuslime heute zu diesen Fragen?
Sind die Muslime heute friedfertige Menschen, sind die islamischen Gesell-
schaften heute tats&chlich so friedfertig und friedensliebend, wie uns das
hier gepredigt wurde? Der Islam lehnt den Terrorismus ab und verbietet
ihn. Er belegt sogar den Terrorismus imKoran, unter dem erMord, Raub, Gei-
selnahme und Menschenvertreibung versteht, mit der Todesstrafe. Auf der
anderen Seite sehenwir, dass einigeMuslime sich erlauben, imNamen des Is-
lamsogarMenschen zu ermorden, Landschaften zuvernichten undzu rauben
und Leute zu vertreiben. Alles imNamen des Islamundmit einer islamischen
Rechtfertigung.
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Wie steht der Islam zum Krieg?

Und wie stehen Muslime zum Krieg und was sagt der Islam dazu?

Der Islam hat den Krieg in zwei einzigen F&llen erlaubt.

Der erste Fall ist die Selbstverteidigung: „Erlaubnis zum Kampf ist denen ge-
geben, die bek&mpftwerden,weil ihnen jaUnrecht getanwurde –Gott hat ge-
wiss die Macht, sie zu unterst%tzen –. Ihnen, die zu Unrecht aus ihren Wohn-
st&tten vertrieben wurden, nur weil sie sagen: unser Herr ist Gott. Und h&tte
Gott nicht die einenMenschen durchdie anderen abgewehrt, sow&ren gewiss
M:nchsklausen, Kirchen, Gebetsst&tten und Moscheen zerst:rt worden, in
denen des Namens Gottes viel gedacht wird.“ (Koran 22/38)

Der zweite Fall ist die Bek&mpfung vonUngerechtigkeit undUnterdr%ckung:
Und was hindert euch daran, zu k&mpfen auf demWeg Gottes und f%r dieje-
nigenunter denM&nnern, den FrauenunddenKindern, diewie Schwache be-
handeltwerden, unddie sagen:UnserHerr, f%hre uns aus dieser Stadt hinaus,
deren Einwohner Unrecht tun.“ (Koran 4/74)

Der Islam setzt ganz strenge Regeln und Grunds&tze f%r den Fall des Krieges
fest, damit nicht aus dem Mittel „Krieg“ ein Ziel wird und damit nicht aus
demKrieg, der zur Beseitigung vonUnterdr%ckung undUngerechtigkeit die-
nen sollte, wiederum Ungerechtigkeit und Unterdr%ckung entstehen. Der Is-
lam erlaubt zum Beispiel nicht, dass Unbeteiligte w&hrend des Krieges behel-
ligt werden. In einer Rede des Propheten f%r eine Truppe, die er zur Verteidi-
gung geschickt hat, sagte er: „Pl%ndert nicht, betr%gt nicht, werdet nicht
wortbr%chig, sch&ndet keine Leiche, t:tet keine Kinder, keine Frauen und
keineGreise.“ In einerAnweisung des erstenKalifen heißt es: „F&llt keine Pal-
men, zerst:rt sie nicht, f&llt keine tragenden B&ume, t:tet keine Ziege, keine
Kuh, kein Kamel, es sei denn zum eigenen Verzehr. Ihr werdet an Menschen
vorbeikommen, die sich in den Kl:stern zum Gebet zur%ckgezogen haben.
So lasst sie unbehelligt.“

DieVergiftungvonBrunnen, dasVerbrennenvonFeldern,HainenundG&rten
galt damals als Massen- und Landschaftsvernichtungsmittel. Entsprechend
dieser Vorschrift gelten heute auch f%r uns Muslime s&mtliche Massen- und
Landschaftsvernichtungsmittel wie Atomwaffen, biologische und chemische
Waffen als verboten. Der Krieg soll nicht Vernichtung, sondern Verteidigung
und Befreiung sein. Der Islam verpflichtet zumWaffenstillstand, wenn er von
der anderen Seite angeboten wird, weil der Friede und nicht die Fortsetzung
des Krieges sein Ziel ist.

Jedem seinen Krieg

Aber wir sahen, wie die Mudschahidin l&nger als zehn Jahre in Afghanistan
sich selbst bekriegt haben, wir sehen, wie islamische Staaten sich bekriegen
und wo auch Zivilisten zum Opfer dieser Kriege gefallen sind und immer
noch fallen. Wir sehen, wie einzelne Personen Kriege, die f&lschlicherweise
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hier „Heiliger Krieg“ genannt werden, ausrufen. Die Berechtigung, zu einem
solchen Kampf auszurufen, haben keine Einzelpersonen und keine Gruppen,
sondern nur Staaten, die auch islamisch nachMaßst&ben des heutigenV:lker-
rechts definiert werden und nur, wenn es sich dabei um einen Verteidigungs-
krieg oder um einen Krieg, wo es um Befreiung der Menschen und um Besei-
tigung von Ungerechtigkeit handelt. Auf der anderen Seite kennt der Islam
keinen „Heiligen Krieg“.

Bin Laden ist kein Staat und keine Gruppe, die eine Legitimit&t hat, kein Kalif,
der alle Muslime zu einem solchen Kampf ausrufen darf. Die Taliban sind
auch kein Staat in dem Sinne, sondern eine Gruppe, die keinen R%ckhalt im
eigenenVolk, im eigenen Staat hat. Beide haben keine Berechtigung, einen sol-
chen Krieg auszurufen.

Der Islamkennt keinenHeiligenKrieg, dennder Islam sieht denKrieg alsMit-
tel an und nicht als Ziel. Der Islam kennt keine Heiligen und kennt keine hei-
ligen Mittel. F%r uns im Islam ist nur eines heilig, Gott allein. Alles andere ist
von Gott geheiligt. Der Begriff „Heiliger Krieg“ ist kein islamischer Begriff, er
stammt aus den Kreuzz%gen.

Der Begriff Dschihad bedeutet im islamischen Sinne nicht nur den bewaffne-
ten Kampf, sondern jede Anstrengung, die geeignet ist, in der Gesellschaft et-
was zu erreichen, was zumWohl der Gesellschaft beitragen kann.

Pluralismus im Islam

Die islamische Realit&t, meine Damen und Herren, ist sehr oft anders als das,
was wir besprochen haben. Es wird sehr oft gesagt, der Islam ist kein Mono-
lith. Es gibt nicht den Islam, und das stimmt auf der einen Seite. Auf der ande-
ren Seite ist es nicht zutreffend. Der Islam, den gibt es wohl, wenn wir die
Grunds&tze, die unumstrittenen Grunds&tze im Islam ansehen, so gibt es in
diesem Sinne den Islam. Wenn wir vom Monotheismus, von den authenti-
schen Aussagen der Verbote und Gebote im Islam sprechen, so gibt es den Is-
lam. Wenn wir von diesen acht genannten Prinzipien der Menschenrechte
sprechen, so gibt es den Islam.

Aber auf der anderen Seite verpflichtet der Islam zur Auslegung, zur Anpas-
sung an Zeit und Ort. Und aus dieser Anpassung, aus dieser Auslegung der
islamischen Texte und Vorschriften entstanden im Laufe der Zeit und an ver-
schiedenenOrten derWelt vieleAusdrucksweisen des Islam, die alle vonden-
selben Grunds&tzen ausgingen. Und so sehen wir den Islam indonesischer
Pr&gung, arabischer Pr&gung, aber nicht einen anderen Islam.

Diese Eigenschaft des Islam, die erlaubt, dass es eine Vielfalt des Denkens, der
Auslegung geben darf, bringt eine Gefahr mit sich.

Dass einige Leute bestimmte Texte im Koran nach Belieben auslegen und aus
dieser friedfertigen Religion auf einmal eine k&mpferische, menschenverach-
tende Religion machen. Und sie berufen sich auf den Islam, auf dieselben
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Quellen vielleicht, die ein anderer als Quelle und Beleg f%r das Friedfertigsein
im Islam benutzt. Das ist eine Gefahr, die nicht zu vermeiden ist, aber es gibt
bestimmte Regeln der Auslegung.

Der Islamunddie islamischenGelehrten haben Regeln festgelegt, nach denen
eine Auslegung als islamisch angesehen wird, oder nicht. Und wenn eine
Auslegung diese Regeln missachtet, so wird das Ergebnis dieser Auslegung
als nichtislamisch angesehen, weil die Regeln der eigenen Kunst nicht beach-
tet worden sind. Wenn die arabische Sprache als Text v:llig missachtet wird
und aus einem bestimmten Wort eine ganz andere Bedeutung gemacht wird,
die %berhaupt nicht annehmbar ist, sowirddies als abwegig angesehen.Wenn
aus einem Text ein Widerspruch zu verschiedenen grundlegenden weiteren
Texten herausgearbeitet wird, so wird diese Auslegung widerlegt, weil sie
so vielen anderen Grunds&tzen widerspricht. Es gibt also eine bestimmte
Struktur im Islam, die ohne Weiteres sagt, diese Auslegung ist abwegig.

Und so kann zum Beispiel zum heutigen Tag gesagt werden, der Aufruf, dass
jeder Nichtmuslim oder jeder Amerikaner von vornherein als Feind des Islam
angesehen wird, wird abgelehnt, denn dies widerspricht anderen Grunds&t-
zen im Islam, die mehr Gewicht haben. Und das ist auch der Grund, warum
großeKapazit&ten undAutorit&ten in der islamischenWelt, dasVerhalten von
Bin Laden und von den Taliban abgelehnt haben und als unislamisch betrach-
tet haben. Der Mufti von Ngypten, der Vorsitzende der Al-Azhar-Universit&t
und die vielen islamischen Gutachterr&te auch in Saudi-Arabien haben das
Vorgehen der Taliban verurteilt, weil diese Auslegung des Islam unislamisch
ist. Wir k:nnen also sagen, dass es verschiedene M:glichkeiten der Aus-
legung gibt. Auch das bringt eine bestimmte Gefahr mit sich, n&mlich, dass
jemand, der dem Islam nicht wohlgesonnen ist, sich Auslegungen oder Ver-
haltensmuster von bestimmten Stellen in den Quellen heraussucht und dies
als islamisch darstellt um seine Gegenreaktion darauf aufzubauen.

Oft wird denMuslimen die Vorgehensweise derMachthaber im Sudan gegen
dieChristenunddie Behandlungder Frauendurchdie Taliban inAfghanistan
vorgeworfen. So wird also bestimmtes Verhalten aus der islamischenWelt als
Argument gegen die Muslime missbraucht, um den Dialog oder jede Zusam-
menarbeit mit ihnen abzulehnen, obwohl sie diese Vorw%rfe selbst verurtei-
len. Das ist eine Gefahr, die wir t&glich erleben. Uns wird gewisses Verhalten
als „euer“ Islam vorgehalten. Manchen erscheint diese Vorgehensweise poli-
tisch opportun, um den Muslimen in Deutschland bestimmte Rechte vorzu-
enthalten. Auf Dauer verliert man jedoch die Muslime als Partner und gibt
den anderenKr&ften, die tats&chlich dieseAuslegung ausCberzeugungbefol-
gen, mehr Gewicht und das Sagen in dieser Gesellschaft.

Die Muslime in der deutschen Realit+t

Die Muslime haben sich in der heutigen deutschen Realit&t in der Regel nach
den oben erw&hnten islamischen Prinzipien verhalten.Nehmenwird dasVer-
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halten gegen%ber den Terroranschl&gen in den USA, so sehen wir, dass die
breite Masse der Muslime in Deutschland und fast alle islamischen Organisa-
tionen diese Terroranschl&ge verurteilt haben. Unsere Pressemitteilung war
zwei Stunden nach dem ersten Anschlag schon in den Medien. Wir haben
uns nicht nur von diesem Terroranschlag distanziert, wir haben unser tiefstes
Mitgef%hl mit den unschuldigen Opfern und mit den Hinterbliebenen zum
Ausdruck gebracht.Wir haben uns gegen dieHinterm&nner ge&ußert und da-
f%r ausgesprochen, dass diese Hinterm&nner gefasst werden. Damals wusste
niemand, wer diese Hinterm&nner tats&chlich sind. Diese Stellungnahme hat
Anklang gefunden und wurde von den meisten Muslimen in Deutschland
%bernommen. Aber es gab auch andere Stimmen. Es gab Freude, Bekundun-
gen vonmanchen einzelnenMuslimen. Auch das geh:rt zur islamischen Rea-
lit&t. Aber man kann nicht den Muslimen vorwerfen, ihr habt euch alle nach
diesen Anschl&gen gefreut, man kann die große breite Mehrheit der Muslime
und ihr Verhalten nicht einfach ignorieren. Auch in den ersten Tagen wurden
uns einige Demonstrationen in Pal&stina vorgehalten, als die islamische Reak-
tion, wobei die islamische Welt fast ohne Ausnahme diesen Terrorakt verur-
teilt hat. Bis auf SaddamHussein blieb keine islamische Stelle, die diesen Ter-
rorakt nicht verurteilt hat. Wir sehen auch eine große Allianz in der Islami-
schen Welt gegen den Terrorismus und den internationalen Terrorismus, zu
der auch Iran und Libyen geh:ren.

Wir haben uns als Partner f%r die Bek&mpfung und f%r das Zerschlagen der
Terrornetze in Deutschland ausgesprochen, wie Bundesinnenminister Schily
dies heute erw&hnt hat. Wir &ußerten uns schon im April 2001 dazu, und ha-
ben uns daf%r ausgesprochen, dass die Akte des islamischen Fundamentalis-
mus in aller Offenheit aufgeworfen wird und dass die Konsequenzen daraus
gezogen werden sollen. In der Streichung des Religionsprivilegs sahen wir
Vorteile f%r unsMuslime.Die islamische Szene sollte vondenjenigen bereinigt
werden, die den Islam missbrauchen und Grundgesetz und Gesetze dieses
Rechtsstaates missachten. Wenn wir vom Islam als friedliche Religion spre-
chen, dannm%ssen wirMuslime in Deutschland daf%r sorgen, dass der Islam
tats&chlich als friedliche Religion gelebt undpr&sentiert wirdunddass solche,
die das im Sinne des Gesetzes gesetzeswidrig und im Sinne der Lehre unisla-
misch praktizieren wollen, vom Gesetz verfolgt werden.

Wir haben uns aber offen und klar gegen denKrieg ausgesprochen, indemwir
in dem Krieg nicht das geeignete Mittel gesehen haben, den internationalen
Terrorismus zu besiegen, und wir haben die Opfer an ziviler Bev:lkerung be-
f%rchtet, die wir heute auch tats&chlich sehen. Wir haben das Elend erwartet,
das noch gr:ßer eingetroffen ist. Bek&mpfung des Terrorismus muss langfris-
tig und an vielen Fronten angelegt werden. Es ist sinnvoll, sich mehr Zeit f%r
politische und diplomatische Anstrengungen zu nehmen, damit der Krieg
vermiedenwird. Undwenn der Krieg jetzt schon imGange ist, so ist dasMin-
deste, was wir Muslime erwarten, dass die Kampfhandlungen w&hrend Ra-
madan eingestellt werden. Dies liegt auch im Sinne und im Interesse des Zu-
sammenhalts der Allianz gegen den Terrorismus, zu der die islamische Welt
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geh:rt und die als Partner beibehalten werden sollte. Eine solidarische Hal-
tung der Regierungen in der Islamischen Welt wird unheimlich schwer sein,
wenn die eigene Bev:lkerung in den jeweiligen L&ndern im Ramadan durch
solche Bilder aufgehetzt wird und gegen diese Allianz demonstriert.

Es geh:rt zur islamischenRealit&t inDeutschland, dass es verschiedeneGrup-
pen undOrganisationen gibt. Der Zentralrat ist eine von diesen, eine Spitzen-
organisation, die 19 Dachverb&nde vertritt mit 500 Moschee-Gemeinden, zu
denen sch&tzungsweise 600.000 Gemeindemitglieder geh:ren. Es gibt eine
weitere Spitzenorganisation, den Islamrat, undDachverb&nde, die zu keinem
der beiden R&te geh:ren. Es gibt eine große Vielfalt der Organisationen in
Deutschland. Jede Organisation hat ihre Vor- und Nachteile, hat ihre St&rken
und Schw&chen. Der Staat muss, wenn wir auf ein friedliches Zusammenle-
ben und auf Meisterung dieser Krise und zuk%nftiger Krisen bedacht sind,
von dieser Realit&t ausgehen.

DieseOrganisationenwerden nicht nach demMuster der katholischenKirche
zu einer organisatorischen Einheit zusammenfließen. Das kennt der Islam
nicht. Es sollte dem Staat, um Verhandlungspartner aus den Reihen der Mus-
lime zu bekommen, mit denen die anstehenden Probleme diskutiert und ge-
l:st werden, eine Struktur gen%gen, die nicht unbedingt identisch mit der
Struktur der j%dischen Gemeinde, der evangelischen oder der katholischen
Gemeinde sein muss.

Solange ein Mindestmaß an Dauerhaftigkeit und eine Verbindlichkeit durch
diese Vertreter erzielt werden kann, und solange die Verfassungstreue vor-
handen ist, sollte der Staat Kompromissbereitschaft zeigen und flexibel sein.
Diese Verfassungstreue muss nach praktischen Maßst&ben beurteilt werden,
die heute f%r uns gelten, nicht nach Maßst&ben, die in der Islamischen Welt
vorhanden sind und nicht nach der theoretischen Lehre des Islam, die in
Deutschland nicht relevant ist. Wir m%ssen die Muslime unter uns fragen,
was haltet ihr vom Grundgesetz, ist das f%r euch Grundlage des Zusammen-
lebens mit dieser Gesellschaft? Ist eure Loyalit&t zu dieser Gesellschaft gege-
ben oder nicht? Das muss %berpr%ft werden. Wenn dies aber erfolgt ist, dann
mussderdeutsche Staat im eigenen Sinneund im Interesse der innerenSicher-
heit solche islamischen Strukturen akzeptieren und st&rken, denn ohne diese
Strukturen kann der Staat mit der islamischen Basis nicht verhandeln, sie
nicht als Partner f%r sich gewinnen und das Vertrauen der Muslime in die
deutsche Gesellschaft nicht erreichen.

Es ist ein Leichtes, jeden praktizierenden Muslim, jede islamische Gemeinde,
jedeMoschee direkt als islamistisch zu bezeichnen. Vielleichtwerden Siemor-
gen von einigen Rednern in dieser Tagung diese Haltung h:ren. Aber damit
ist dem Staat hier nicht geholfen. Wir m%ssen uns mit den Tatsachen und
der Realit&t auseinandersetzen, dass es praktizierende Muslime gibt, die
ihre eigene Identit&t behalten wollen, die bestimmte Ausdrucksformen ihrer
Fr:mmigkeit hoch sch&tzen, die darauf angewiesen sind, ihre Moscheen
bauen zu d%rfen, die ihre Gottesdienste verrichten und ihre Ess- und Beklei-
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dungsvorschriften einhalten wollen, die aber trotz allem deutsche B%rgerin-
nenundB%rger seinwollen oderMitb%rger, derenLoyalit&t undTreue diesem
Staat geh:ren, auch wenn sie keinen Alkohol trinken, auch wenn sie kein
Schweinefleisch essen. Es gibt aber manche islamischen Denker, die eigene
Kriterien und Schablonen f%r alle Muslime haben, die nicht so denken und
nicht so leben wie sie selbst und die versuchen, dieses Schablonendenken
demStaat zu empfehlen.Durchdiese Schablonenwirdder Staat aberdiemeis-
ten seinerMuslime unn:tigerweise verlieren. Das Grundgesetz erlaubt dieses
Anderssein, solange das Grundgesetz als Basis unseres Handelns vorhanden
ist und von allen Teilen der Gesellschaft respektiert wird.

Immer noch Defizite

Die Probleme der Muslime m%ssen auf Dauer gel:st werden. Wir k:nnen
nicht erwarten, dass die Muslime sich zu dieser Gesellschaft zugeh:rig f%h-
len, wenn wir ihnen tagt&glich vor Augen f%hren, ihr seid verd&chtig, weil
ihr Muslime seid. Die Rasterfahndung werden wir Muslime hinnehmen.
Wir im Zentralrat haben die Muslime aufgerufen, diese Unannehmlichkeiten
im Interesse der Gesamtgesellschaft hinzunehmen. Die Verh&ltnism&ßigkeit
von Seiten der Beamten muss aber gewahrt werden. Wir haben unz&hlige
F&lle gemeldet bekommen, wo dies tats&chlich fehlt, wo das Verst&ndnis f%r
die Anderen v:llig fehlt, wo das richtige Mindestwissen %ber die Anderen
fehlt. Wir sprechen sehr oft von der interkulturellen Fortbildung in allen Be-
reichen und vermissen sie in allen Bereichen, in der Krankenpflege, in der P&-
dagogik, in der Erziehung, aber auch bei unseren Schutzorganen.Wirm%ssen
unn:tigen Konflikt mit denMuslimen vermeiden, indemwir uns fragen: Wie
verh&lt man sich in einer Moschee? Wie geht man mit einer muslimischen
Frau um? Wie geht man mit dem Koran als von diesen Menschen geheiligtes
und verehrtes Buch um?Mit solchemGrundwissen k:nnenwir wirklich sehr
viel unn:tigen Nrger vermeiden. Wenn es darauf ankommt, dann sehen wir
Muslime ein, dass Polizeibeamte auch mit Schuhen in die Moschee kommen.
Aberwo es nicht darauf ankommt, sollten diese Beamten auf dieGef%hle ihrer
muslimischen Mitb%rger R%cksicht nehmen. Es gab F&lle, wo Beamte nur zu
einem Gespr&ch in eine Moschee kommen wollten und sich unn:tigerweise
geweigert haben, die Schuhe auszuziehen, mit dem Ergebnis, dass das Ge-
spr&ch vor der T%r gef%hrt werden musste.

Das Interkulturelle muss gepflegt werden, dadurch k:nnen wir wirklich sehr
vieleMissverst&ndnisse vermeidenundVertrauen gewinnen.DieVerbunden-
heit der Muslime mit dieser Gesellschaft sollte ein gemeinsames Ziel f%r die
n&chste Zeit sein. Die Verbundenheit kann durch Integrationsbem%hungen
von beiden Seiten gest&rkt werden. Das erwarten wir von uns Muslimen
und nehmen uns selbst in die Pflicht. Aber das muss auch von der anderen
Seite erleichtert werden in dem Sinne, dass Beamte und Politiker versuchen,
alles, was das Gesetz und die Bestimmungen hergeben und nicht ausdr%ck-
lich untersagen, den Migranten und insbesondere den Muslimen zu erm:g-
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lichen.Mit der umgekehrtenVorgehensweise gewinntmankeinVertrauen bei
den Muslimen, sondern st&rkt bei ihnen nur das Gef%hl des Nichtdazugeh:-
rens.

In die Pflicht nehmen

Der Islam ist vom Grundsatz her eine friedliche Religion. Die Muslime wer-
den von ihrer Lehre angehalten, friedfertige Menschen zu sein. Wir k:nnen
mehrdarausmachen, indemwirdieMuslime in die Pflicht nehmenund ihnen
diese Zielsetzung der eigenen Religion immer vor Augen f%hren. Wir k:nnen
aus den Muslimen in Deutschland sehr viel machen, indem wir sie nicht mit
dem Stempel des Fundamentalismus, des Extremismus und des Islamismus
abstempeln, indem wir ihre Strukturen, ihre Repr&sentanten – auch wenn
sie B&rte tragen – nicht von vornherein ablehnen und uns nicht die Denk-
schubladen mancher Kulturmuslime aneignen. Ich hoffe, dass uns das ge-
lingt. F%r beide Teile unserer Gesellschaft ist es nicht leicht, auch f%r unsMus-
lime ist es schwer genug. Aber gemeinsam werden wir das mit Sicherheit
schon schaffen.
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Die polizeiliche Bek�mpfung des internationalen
Terrorismus

Ulrich Kersten

1 Einleitung

Am 11. September 2001 wurde Science Fiction Realit�t.

Eine Gruppe von 19 Selbstmordattent�tern war in der Lage, ohne Gebrauch
schwerer Waffen die ganze Welt zu ersch%ttern und eine Weltmacht herauszu-
fordern. Schlagartig wurden Anf�lligkeit und Verletzbarkeit unserer zivi-
lisierten Welt mit ihren modernen Verkehrsmitteln und Bauwerken in einer
vorher kaum f%r m*glich gehaltenen Dimension offenbar.

Ebenso zeigt sich die ganze Gef�hrlichkeit des Terrorismus, der von seinen
Urhebern und geistigen Mentoren als der Krieg der vermeintlich Ohnm�chti-
gen gegen die 1berm�chtigen bezeichnet wird.

Anders als die Terroristen der „Roten Armee Fraktion“, die den Terrorismus
im Rahmen ihrer Kommunikationsstrategie dazu einsetzen wollten, eine
Revolution herbeizuf%hren, und denen es trotz aller Gef�hrlichkeit und Men-
schenverachtung zumindest subjektiv immer noch auf die Vermittelbarkeit
ihrer Aktionen ankam, nehmen diese T�ter bewusst den Tod tausender Un-
schuldiger und in jeder Weise Unbeteiligter in Kauf. Zu ihren Opfern z�hlen
Christen, Juden und Moslems, Menschen aus allen Schichten der Gesellschaft,
unabh�ngig von ihrem Alter, ihrer beruflichen oder gesellschaftlichen Stel-
lung. F%r diese T�ter gibt es keine Tabus.

Die Gr*ßenordnung der Anschl�ge, der eingetretene Schaden sowie der Mo-
dus Operandi waren nicht vorhergesehen worden. Diese Ereignisse ver�n-
dern die Weltsicherheitslage nachhaltig.

Der Pr�sident der Vereinigten Staaten von Amerika hat angek%ndigt, die T�ter
nach ihrer Identifizierung mit allen Mitteln zu verfolgen. Flankierend zu po-
lizeilichen und nachrichtendienstlichen Ermittlungen formierte die US-Regie-
rung unter Beteiligung ihrer Nato-Verb%ndeten und einer Vielzahl weiterer
Staaten eine breite Anti-Terror-Allianz. Schon erste Ermittlungsergebnisse
der US-Sicherheitsbeh*rden deuteten darauf hin, dass Usama Bin Laden
und seine Terrororganisation AL Qaeda Bez%ge zum Tatgeschehen aufwei-
sen. Im %brigen soll sich Usama Bin Laden zu den Anschl�gen bekannt haben.
In einem j%ngst bekannt gewordenen Video soll er ge�ußert haben: „Ja, wir
t*ten ihre Unschuldigen und das ist religi*s rechtens und logisch“. Nachdem
die afghanische Talibanregierung US-Forderungen nach bedingungsloser
Auslieferung Usama Bin Ladens sowie seiner Gefolgsleute zur%ckwies, star-
teten die USA mit Unterst%tzung Großbritanniens und weiterer Verb%ndeter
am 7. 10. 2001 milit�rische Aktionen, die bis heute (14. 11. 2001) andauern.
Was Sorgen bereiten muss, ist ein m*glicher Solidarisierungseffekt vieler
Muslime mit den extremistischen oder sogar terroristischen Elementen, der
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durch diese Aktionen, insbesondere wegen Opfern unter der afghanischen Zi-
vilbev*lkerung, ausgel*st werden kann. Die Taliban versuchen dies auch pro-
pagandistisch auszunutzen.

Seit dem 5. 10. 2001 sind in den USA Briefe festgestellt worden, die mit Milz-
branderregern (Anthrax) kontaminiert waren. Bisher sind 18 F�lle von Infek-
tionen bekannt geworden. Vier Menschen sind gestorben. Es gibt derzeit keine
Informationen dar%ber, dass diese Vorg�nge in Verbindung mit den Gewalt-
akten vom 11. September stehen. In Deutschland sind bisher weit mehr als
3.000 Verdachtsf�lle gemeldet worden, vielfach von Trittbrettfahrern vorge-
t�uscht, was zweifellos zu einer gewissen Verunsicherung der Bev*lkerung
gef%hrt hat. Es bleibt jedoch dabei: Es hat bisher in Deutschland nicht einen
tats�chlichen Fall mit Milzbranderregern gegeben.

Der Fachvortrag von
Dr. Ulrich Kersten �ber
die polizeilichen M�glich-
keiten der Bek�mpfung
des internationalen
Terrorismus stieß auf
große Resonanz

Die Ereignisse haben allerdings die Diskussion um den Einsatz von biologi-
schen und chemischen Substanzen und Waffen angefacht und damit %ber
die eigentlichen Wirkungen terroristischer Anschl�ge hinaus weitere Verunsi-
cherung erzeugt. Dennoch: Zu Angst oder gar Hysterie und Panik besteht
kein Anlass. Den deutschen Sicherheitsbeh*rden liegen keine konkreten Er-
kenntnisse %ber bevorstehende Terroranschl�ge und auch nicht %ber den Ein-
satz von biologischen oder chemischen Waffen in unserem Land vor.

Die Ereignisse vom 11. 9. 2001 stellen enorme Herausforderungen auch an die
Sicherheitsbeh*rden. Das Bundeskriminalamt setzt alle verf%gbaren Kapazi-
t�ten zur Bew�ltigung der Aufgaben ein, die in Folge der Terroranschl�ge und
der Erkenntnisse %ber Tatbeteiligte, die sich in Deutschland aufgehalten ha-
ben, auf uns zugekommen sind. Es gibt derzeit f%r das Amt keine wichtigere
Aufgabe.
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2 Einleitung von Ermittlungsverfahren

Unmittelbar nach Eingang der Mitteilung der amerikanischen Justizbeh*rden
vom 12. 9. 2001 %ber Tatbez%ge nach Deutschland leitete der Generalbundes-
anwalt ein Ermittlungsverfahren wegen Verdachts der Mitgliedschaft in einer
terroristischen Vereinigung in Tateinheit mit Mord und mit Angriffen auf den
Luftverkehr ein. Er beauftragte das Bundeskriminalamt, das bereits am
11. 9. 2001 eine Sonderkommission – die „Besondere Aufbauorganisation
(BAO) USA“ – eingerichtet hatte, mit der Wahrnehmung der polizeilichen
Aufgaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung. Der BAO geh*ren derzeit
etwa 600 Kr�fte an. In Hamburg wurde ein Einsatzabschnitt mit etwa 100 Mit-
arbeitern eingerichtet, darunter 25 Beamte des Landeskriminalamtes Ham-
burg.

Nach drei Festnahmen am 27. 9. 2001 in Wiesbaden bildete das Bundeskrimi-
nalamt im Rahmen eines Verfahrens nach § 129 a StGB auch dort einen Ein-
satzabschnitt, der in den letzten Tagen nach Meckenheim zur%ckgef%hrt wur-
de. Den Landespolizeibeh*rden in Hamburg und Hessen, die uns bei der Ar-
beit in vorbildlicher Weise unterst%tzen, m*chte ich f%r die vertrauensvolle
Zusammenarbeit ausdr%cklich danken.

Zwischenzeitlich hat der Generalbundesanwalt eine Reihe weiterer Ermitt-
lungsverfahren eingeleitet, die im direkten Zusammenhang mit den Anschl�-
gen am 11. September oder dem Ph�nomen des islamistischen Terrorismus
stehen. Auch in diesen F�llen ist das Bundeskriminalamt mit den Ermittlun-
gen beauftragt. In zwei weiteren Verfahren des Generalbundesanwaltes neh-
men Landeskriminal�mter die polizeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der
Strafverfolgung wahr.

Besonders erw�hnen will ich in diesem Zusammenhang ein Strukturverfah-
ren des Generalbundesanwaltes, welches das Bundeskriminalamt bearbeitet.
Dieses Verfahren, das sich gegen derzeit unbekannte Mitglieder einer terroris-
tischen Organisation richtet, hat zum Ziel, noch nicht identifizierte Personen
ausfindig zu machen, die sich m*glicherweise mit der Planung und Vorberei-
tung weiterer Anschl�ge im In- oder Ausland besch�ftigen. Das Verfahren
folgt der Annahme, dass sich %ber den Kreis der in Hamburg ans�ssigen At-
tent�ter und ihres Umfeldes hinaus weitere Angeh*rige des Mudjahedin-
Netzwerks in Deutschland aufhalten und als Gef�hrder anzusehen sind.

Ich will an dieser Stelle ganz deutlich sagen, dass entgegen dem gelegentlich
von den Medien erweckten Eindruck die Zusammenarbeit zwischen General-
bundesanwalt und Bundeskriminalamt professionell und vertrauensvoll ist.
Der Generalbundesanwalt ist mit erfahrenen Staatsanw�lten in Meckenheim
und Hamburg vertreten, so dass eine unmittelbare Kommunikation zwischen
den ermittelnden Beamten und der sachleitenden Bundesanwaltschaft jeder-
zeit gew�hrleistet ist. Vertrauensvolle Zusammenarbeit schließt nat%rlich in-
tensive Er*rterungen und Bewertung von m*glicherweise unterschiedlichen
Auffassungen %ber das Vorgehen ein. Das Interesse an der Sache erfordert
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dies geradezu. Am Ende steht aber die Entscheidung der sachleitungsbefug-
ten Staatsanwaltschaft. Das ist der Kerngedanke unseres Strafverfahrens-
rechts, der selbstverst�ndlich akzeptiert wird.

In die Arbeit der Besonderen Aufbauorganisation sind Verbindungsbeamte
der Landeskriminal�mter, des Zollkriminalamtes, des Bundesgrenzschutzes,
des Bundesamtes f%r Verfassungsschutz und des Bundesnachrichtendienstes
integriert. Wir stehen im engen Kontakt mit ausl�ndischen Beh*rden, beson-
ders nat%rlich mit dem FBI, das die Ermittlungen in den USA f%hrt. Das FBI ist
mit 14 Beamten in Deutschland vertreten, die mit unseren Ermittlern in unmit-
telbarem Kontakt stehen. Die Zusammenarbeit ist sowohl aus meiner Sicht als
auch nach Beurteilung des FBI-Direktors, der mir dies ausdr%cklich versichert
hat, eng, partnerschaftlich und vertrauensvoll.

Die BAO „USA“ hat in dem dazu eigens eingerichteten dv-gest%tzten Spuren-
dokumentationssystem SPUDOK seit dem 11. September ein Spuren- und
Hinweisaufkommen von bis jetzt – Mitte November – 17.000 Vorg�ngen er-
fasst, von denen gegenw�rtig etwa 6.000 abschließend bearbeitet werden
konnten. Ungef�hr zwei Drittel der Hinweise sind entsprechend den vorgese-
henen Regelungen von den Polizeibeh*rden der L�nder abgekl�rt worden.

3 Ermittlungsvorgehen

Die Ermittlungen sind gerichtet auf die Gewinnung von Informationen zum
Tatablauf, zu Tatverd�chtigen, ihrem Tatbeitrag, ihrer Rolle im Verfahren
und zu ihren Kommunikationsbeziehungen. F%r Verfahren nach § 129 a
StGB sind Erkenntnisse zur Struktur und Hierarchie handelnder Organisatio-
nen und zur Steuerung des Tatgeschehens besonders bedeutsam.

Neben den klassischen Ermittlungsinstrumenten Vernehmung, Durchsu-
chung, Beschlagnahme, Observation spielen in Verfahren dieser Art die Aus-
wertung technischer Quellen, aber auch Finanzermittlungen eine besondere
Rolle.

1ber diese Methoden lassen sich neben inhaltlichen Erkenntnissen auch Auf-
enthaltsorte und Bewegungen der Tatverd�chtigen, ihre Kontakte untereinan-
der und zum Teil auch Abh�ngigkeiten, sowie 1ber- und Unterordnungsver-
h�ltnisse belegen.

Die Auswertung von Datentr�gern, die bei Durchsuchungen aufgefunden
und sichergestellt worden sind, stellt uns unter Ber%cksichtigung personeller
und zeitlicher Verf%gbarkeiten vor große Herausforderungen. Allein bei
einem Beschuldigten wurden Festplatten und CD-Roms mit einer Daten-
menge von ungef�hr 10 Gigabyte gefunden; dies entspricht dem Inhalt einiger
hundert Aktenordner.

Wie immer bei der Bearbeitung eines umfangreichen Hinweis-, Spuren- und
Asservatenaufkommens gilt es, aus der F%lle der anfallenden Informationen
die tatrelevanten Erkenntnisse herauszufiltern und Wichtiges von weniger
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Wichtigem zu trennen. Dies geschieht durch ermittlungsbegleitende und er-
mittlungssteuernde Auswertung.

Auf das Gesamtph�nomen bezogen, erfolgt eine weitergehende – wenn Sie so
wollen – strategische Auswertung zur Erstellung von Lagebildern, von Struk-
tur- und Risikoanalysen sowie von Gef�hrdungsbeurteilungen, ferner zur Er-
arbeitung von Bek�mpfungskonzeptionen und zum rechtstats�chlichen Wis-
senstransfer an die Politik als Grundlage f%r dortige Entscheidungsfindun-
gen. Hier sind neben eigenen Erkenntnissen insbesondere Informationen
der Nachrichtendienste, deutscher Auslandsvertretungen, einschließlich
der Verbindungsbeamten des Bundeskriminalamtes, und ausl�ndischer Be-
h*rden sowie die systematische Nutzung von so genannten Open Sources
von Bedeutung.

Zur Enttarnung potentieller Attent�ter nutzen die Polizeien von Bund und
L�ndern in einem abgestimmten Vorgehen derzeit die bereits in den siebziger
Jahren entwickelten Methoden der Rasterfahndung auf der Basis von T�ter-
profilen, die durch die zielorientierte Auswertung der Lebensl�ufe der T�ter
und ihres Vortatverhaltens gewonnen werden. Dabei ist stets eine Abw�gung
zwischen Sicherheitsinteressen und Datenschutz zu gew�hrleisten. Dies wird
durch sinnvolle Begrenzung des zu %berpr%fenden Personenkreises und
durch strikt zweckbezogene Nutzung der Daten sichergestellt. Der Bundesbe-
auftragte f%r den Datenschutz ist beteiligt.

In diesem Zusammenhang erlauben Sie mir ein Wort zum Thema Initiativer-
mittlungen. Das Bundeskriminalamt will nicht – wie in den Medien gemut-
maßt wird – verdachtsunabh�ngig ermitteln oder im Vorfeld der Kriminalit�t
exekutive Maßnahmen einsetzen. Das Bundeskriminalamt wird weiterhin die
vorgesehene und eingespielte Kommunikation mit den Polizeien der L�nder
nutzen, die f%r die Maßnahmen der polizeilichen Gefahrenabwehr und bei
dem Großteil aller Straftaten auch f%r die polizeilichen Ermittlungen zust�n-
dig sind. Die vorgesehene Anpassung des § 7 BKA-Gesetz verfolgt lediglich
das Ziel, dem Bundeskriminalamt als Zentralstelle die Befugnis einzur�umen,
zur Erg�nzung bereits bei ihm vorhandener Sachverhalte unmittelbar bei
*ffentlichen oder nicht*ffentlichen Stellen Ausk%nfte einholen zu k*nnen.
Dieses Recht steht den Polizeibeh*rden der L�nder seit jeher selbstverst�nd-
lich zu und sollte auch dem Bundeskriminalamt einger�umt sein, insbeson-
dere wenn es um die Verdichtung der Erkenntnislage in umfangreichen Kom-
plexen der Organisierten Kriminalit�t und des Internationalen Terrorismus
geht.

4 Stand der Ermittlungen

Das Bundeskriminalamt besch�ftigt sich seit Anfang der neunziger Jahre mit
dem Ph�nomen des islamistischen Terrorismus. Dabei waren zun�chst die
nordafrikanischen Fundamentalisten, namentlich die algerische islamische
Heilsfront FIS und die islamische Untergrundarmee GIA im Blickpunkt, die
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durch ihren m*rderischen Terror in Algerien und die Anschlagsserien in
Frankreich auf sich aufmerksam machten.

Im Bundesgebiet waren vor allem logistische St%tzpunkte der T�ter mit Kon-
takten nach Nordafrika und Frankreich festzustellen, die sich mit falschen
Ausweisen, Tatmitteln und technischer Ausr%stung versahen. Diese Ver-
dachtslagen m%ndeten auch in Deutschland in einige Ermittlungsverfahren
oder gingen in die Erledigung franz*sischer Rechtshilfeersuchen ein. Seit
Mitte der neunziger Jahre wurden Tendenzen zunehmender Internationalisie-
rung der T�tergruppen sichtbar, die sich nicht mehr ethnisch einheitlich zu-
sammensetzten. Zudem beobachtete das Bundeskriminalamt ebenso wie
die Nachrichtendienste unter Gef�hrdungsgesichtspunkten die schweren
Straftaten islamistischer Terroristen gegen amerikanische Interessen weltweit.
Seit der Festnahme des Sudanesen Salim im September 1998 in Bayern, der als
Finanzchef des Usama Bin Laden galt, sind deutliche Bez%ge der AL Qaeda
nach Deutschland erkennbar geworden, die das Bundeskriminalamt in einem
Auswerteprojekt zusammengef%hrt, analysiert und in Berichten und Grafi-
ken aufbereitet hat. Im Rahmen nationaler und internationaler Zusammenar-
beit wurden die dabei gewonnenen Erkenntnisse auch anderen Beh*rden zur
Kenntnis gebracht.

Einen wesentlich tieferen Einblick in die Strukturen des so genannten Mudja-
hedin-Netzwerkes erlangte das Bundeskriminalamt in dem aus der Zusam-
menarbeit mit den Diensten resultierenden Ermittlungsverfahren des Gene-
ralbundesanwaltes gegen die so genannte Meliani-Gruppe, in dessen Zuge
Ende Dezember 2000 in Frankfurt vier mutmaßliche Terroristen festgenom-
men wurden und ein nach unseren Kenntnissen kurz bevorstehender An-
schlag in Straßburg verhindert werden konnte.

Die umfangreichen Ermittlungen, die in intensiver internationaler Koopera-
tion im Jahr 2001 fortgef%hrt wurden, deckten Verbindungen der Gruppe
nach Großbritannien, Italien, Frankreich und Spanien auf und f%hrten zur
Festnahme weiterer Tatverd�chtiger im In- und Ausland.

Die in Zusammenarbeit mit dem FBI gef%hrten Ermittlungen zu den Terroran-
schl�gen vom 11. 9. 2001 erlauben gegenw�rtig folgende Feststellungen:

Die Taten wurden mit einem erheblichen zeitlichen Vorlauf und einem hohen
Maß an Abschottung und Konspiration seit mindestens zwei Jahren geplant
und vorbereitet. Unter den 19 Attent�tern waren 15 saudi-arabische Staatsan-
geh*rige, zwei B%rger der Vereinigten Arabischen Emirate, ein Lgypter und
ein Libanese. Sieben T�ter hatten eine Pilotenausbildung. W�hrend der Groß-
teil der Selbstmordattent�ter erst wenige Monate vor der Tat erstmals in die
USA einreiste, hielten sich die f%hrenden K*pfe bereits seit Mitte 2000 mehr
oder weniger dauerhaft in den USA auf und nahmen Unterricht an Flugschu-
len. Neben den unmittelbar Ausf%hrenden war eine gr*ßere Zahl von Unter-
st%tzern, Finanziers und Auftraggebern an Planung, Vorbereitung und
Durchf%hrung der Anschl�ge beteiligt. Die Gesamtdarstellung der Abl�ufe,
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soweit sie nicht geheimhaltungsbed%rftig sind, wird der amerikanische Kol-
lege Rolince vornehmen. Ich will hier vor allem auf die aus Hamburg kom-
menden Attent�ter und ihr Umfeld eingehen. Bemerkenswert ist, dass die
mehrere Jahre in Hamburg aufh�ltlichen Attent�ter Mohamed Atta, Marwan
Al Shehhi und Ziad Jarrah bei der Tatausf%hrung am 11. 9. 2001 nicht im sel-
ben Team eingesetzt, sondern auf verschiedene Flugzeuge aufgeteilt waren.

Mohamed Atta, alias Mohamed EL AMIR, alias Mohamed EL Sayed, geboren
am 1. 9. 1968 in Kafr Elshikh/Lgypten, befand sich in der Maschine, die auf
dem Weg von Boston nach Los Angeles war und in den Nordturm des World
Trade Centers st%rzte.

Atta d%rfte in der Hamburger Gruppe die f%hrende Rolle gespielt haben. Er
stammte aus gutb%rgerlichem Hause. Er reiste 1992 erstmals in das Bundesge-
biet ein, um hier ein Architekturstudium aufzunehmen, das er im Jahr 1999
mit einem Diplom erfolgreich abschloss. Auf dem Deckblatt seiner Diplomar-
beit befindet sich der aus jetziger Sicht bemerkenswerte Satz: „Mein Gebet,
meine Opferung und mein Leben und mein Tod geh*ren Allah, dem Herrn
der Welten (Sure des Koran 6–162).“

An der Technischen Universit�t in Hamburg-Harburg hatte Atta eine Is-
lam-AG gegr%ndet, er geh*rte zu den regelm�ßigen Besuchern der Moschee
und f%hrte nach Zeugenaussagen ein materiell bescheidenes Leben, das von
einer strengen Hinwendung zum Islam und von schroffer Ablehnung welt-
licher Gen%sse gepr�gt war. In diesem Sinne beeinflusste er seinen Bekannten-
kreis, insbesondere seine arabischen Freunde. Er bewohnte nacheinander
mehrere Hamburger Wohnungen, teilweise mit anderen Tatverd�chtigen ge-
meinsam. Von den aufgefundenen Asservaten sind ein Testament aus dem
Jahre 1996 und ein undatiertes Papier bedeutsam, das als Abschiedsbrief
durch die Presse ging, jedoch eigentlich eine Handlungsanleitung f%r das
Selbstmordattentat und die geistig-religi*se Vorbereitung darauf darstellt.

Zur Rolle des Atta, insbesondere zu seinen zahlreichen Reisen in verschiedene
Regionen der Welt, zu seinen Kontakten und Kontobewegungen dauern die
Ermittlungen an.

Marwan Youssef Mohamed Al Shehhi, alias Marwan Lekrab, geboren am
9. 5. 1968 in Ras/Vereinigte Arabische Emirate, befand sich in dem Flugzeug,
das auf dem Weg von Boston nach Los Angeles war und in den S%dturm des
World Trade Centers st%rzte.

AL Shehhi reiste als Stipendiat 1996 in das Bundesgebiet ein und nahm zu-
n�chst an einem Deutsch-Kurs des Goethe-Institutes teil. In seinen Studien-
g�ngen f%r Schiffsbau und Elektrotechnik zun�chst in Bonn, sp�ter in Ham-
burg war er weniger erfolgreich als Atta, so dass er erfolgreiche Abschl%sse
nicht vorweisen konnte. Er wurde durch sein Heimatland großz%gig alimen-
tiert. Zeugen beschreiben ihn ebenfalls als traditionsbewussten, streng gl�ubi-
gen Moslem. Im Sommer 2000 begann er seine Flugausbildung in verschiede-
nen Flugschulen der Vereinigten Staaten, teilweise zusammen mit Atta. Im
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Dezember 2000 erhielt er in Oklahoma gemeinsam mit Atta eine Fluglizenz.
Ende 2000 wurde er durch die Universit�t zwangsexmatrikuliert und von
der Botschaft der Vereinigten Arabischen Emirate vermisst gemeldet.

Ziad Samir Jarrah, geboren am 11. 5. 1978 in Matraa/Libanon, war Passagier
des Fluges von Newark/NJ nach San Francisco. Die Maschine st%rzte in So-
merset County/Pennsylvania ab. Es spricht vieles daf%r, dass sie ebenfalls
%ber einem Geb�ude mit hohem Symbolwert zum Absturz gebracht werden
sollte.

Jarrah ist 1996 zwecks Aufnahme eines Sprachstudiums zun�chst nach Greifs-
wald eingereist, 1997 erhielt er die Zulassung zu einem Studium des Flug-
zeugbaus der Fachhochschule Hamburg und befand sich inzwischen im ach-
ten Semester. Zwischenzeitlich hatte er sich auch in Bochum aufgehalten, wo
eine Freundin von ihm studierte.

Auch bei Jarrah handelte es sich um einen gl�ubigen Moslem, der nach Zeu-
genaussagen im Laufe der Zeit immer fundamentalere Ansichten vertrat und
%ber Jihad und M�rtyrertum gesprochen hat. Er f%hrte mehrere Reisen in die
Nahostregion durch. Seit Fr%hjahr 2001 nahm er an Flugausbildungen in den
USA teil. Zuvor hatte er bereits in Deutschland einen Privatpilotenschein er-
worben und kleinere Maschinen selbst geflogen.

Aus aufgefundenen handschriftlichen Unterlagen, die eindeutig Jarrah zuge-
ordnet werden k*nnen, will ich eine kurze Passage zitieren:

„Ich bin zu Euch gekommen mit M�nnern, die den Tod lieben, genau wie ihr
das Leben liebt. Aber die Ungl�ubigen, die werden get*tet.“

Die bisherigen Erkenntnisse haben den Verdacht erh�rtet, dass in Hamburg
eine terroristische Vereinigung bestand, zu der neben den Attent�tern ein wei-
terer Personenkreis geh*rte, gegen den sich die Ermittlungen richten. Dabei
ist es Ziel, %ber die festgestellten Kontakte hinaus, die sich aus gemeinsamen
Wohnungen oder enge pers*nliche Beziehungen ergeben, Art und Umfang et-
waiger Mitwirkung an oder Kenntnis von den Terrortaten im Einzelfall aufzu-
kl�ren.

Ich bitte um Verst�ndnis, wenn ich auf Einzelheiten des Verfahrens nicht ein-
gehe. Nur so viel: Drei Personen aus diesem Kreis werden mit Haftbefehl ge-
sucht. Ihnen wird vorgeworfen, an den Planungen und Vorbereitungen der
Anschl�ge beteiligt gewesen zu sein. Es handelt sich um den verheirateten
deutschen Studenten Bahaji, geboren am 15. 7. 1975, der einen marokkani-
schen Vater hat, den jemenitischen Staatsangeh*rigen Binalship, alias Omar,
geboren am 1. 5. 1972 und den marokkanischen Studenten Essabar, geboren
am 3. 4. 1977. Alle drei haben sich zeitnah vor den Anschl�gen vom 11. 9. 2001
aus Hamburg abgesetzt und werden mit internationalem Haftbefehl gesucht.
Bei ihnen handelt es sich um fundamentalistisch eingestellte Moslems, die mit
den Attent�tern in engem Kontakt standen.
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Insgesamt: Zum Profil der T�ter, Tatbeteiligten und Unterst%tzer geh*rte ganz
eindeutig eine – was f%r polizeiliche Verdachtsch*pfung bedeutsam ist – un-
auff�llige Lebensf%hrung. Gemeinsam war ihnen eine extrem fundamentalis-
tische Einstellung, die unter anderem einen abgrundtiefen Hass auf die USA
und das so genannte Weltjudentum zum Inhalt hatte.

Die amerikanischen Beh*rden haben Erkenntnisse %bermittelt, die die Einbin-
dung Attas und Al Shehhis in die Organisation AL Qaeda belegen. Beiden
wurde ein gr*ßerer Geldbetrag offenbar zur Vorbereitung der Anschl�ge
zur Verf%gung gestellt. Bemerkenswert ist, dass ein nicht verausgabter Teil
des Geldes unmittelbar vor Tatausf%hrung wieder zur%ck %berwiesen wurde.

Das FBI sch�tzt den Finanzbedarf f%r die Vorbereitung und Durchf%hrung der
Anschl�ge vom 11. 9. 2001 auf ungef�hr 250.000 US-Dollar, der durch die zahl-
reichen Reisen, Flugausbildungen und den Lebensunterhalt der T�ter verur-
sacht wurde. Diese Aufwendungen konnten aus den nachweisbaren Eink%nf-
ten der Tatbeteiligten nicht bestritten werden.

Bemerkenswert sind im 1brigen Ermittlungen in den USA gegen eine Person,
die dort ebenfalls an einer Flugausbildung teilgenommen hat, jedoch im
August des Jahres – also vor den Anschl�gen vom 11. 9. 2001 – wegen illega-
len Aufenthalts auffiel und festgenommen wurde. Von dieser Person be-
stehen Kontakte in den „Hamburger“ T�terkreis, die sich unter anderem
mit Ergebnissen der Finanzermittlungen des Bundeskriminalamtes belegen
lassen.

Im Rahmen dieser Finanzermittlungen werden derzeit 448 Personen – Be-
schuldigte, Tatverd�chtige und relevante Kontaktpersonen –, sowie 19 Firmen
und 6 Vereine %berpr%ft. Hierzu werden aktuell 452 Bankkonten und 43 Kre-
ditkartenkonten ausgewertet. Weitere 258 Spuren und Hinweise beziehen sich
auf zum Teil nachtr�glich von Banken und Kreditinstituten nach dem Geld-
w�schegesetz erstattete Geldw�scheverdachtsanzeigen. In Absprache mit
den Landeskriminal�mtern erfolgt die Bearbeitung der Anzeigen durch die
*rtlich zust�ndigen Dienststellen. Die Verfahrensrelevanz wird parallel in
der BAO %berpr%ft; in einigen F�llen gibt es Anhaltspunkte f%r Bez%ge zu
den hiesigen Ermittlungsverfahren.

5 Netzwerke

Die sorgf�ltig geplanten, von langer Hand und unter großer Geheimhaltung
vorbereiteten Anschl�ge vom 11. 9. 2001 waren nach vorliegenden Erkennt-
nissen das Werk der von Usama Bin Laden gegr%ndeten terroristischen Orga-
nisation AL Qaeda. Diese wiederum kann als Kopf, aber auch als Teil eines
weltweiten Netzes von Mudjahedin-Gruppen begriffen werden, die in unter-
schiedlicher Organisation und durchaus unterschiedlich ausgepr�gter Ab-
h�ngigkeit verbunden sind.
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Die Gef�hrlichkeit dieses Netzwerkes ist belegt durch zahlreiche Anschl�ge,
von denen ich nur die wichtigsten nennen will:

– Bombenanschlag auf das Word Trade Center im Februar 1993;
– Anschl�ge gegen US-Truppen in Saudi-Arabien im November 1995 und im

Juni 1996;
– Sprengstoffanschl�ge gegen die US-Botschaften in Nairobi und Daressalam

im August 1998;
– Sprengstoffanschlag gegen den US-Zerst*rer USS „Cole“ im Hafen von

Aden im Oktober 2000.

Eine Reihe von geplanten Anschl�gen konnte verhindert werden, darunter:

– eine Serie von Attentaten auf amerikanische Passagiermaschinen 1994/
1995;

– die so genannten Milleneum-Anschl�ge in Jordanien und auf dem Flugha-
fen von Los Angeles im Dezember 1999;

– Anschlag der Meliani-Gruppe in Straßburg im Dezember 2000;
– Anschlag der Gruppe um Begal und Trabelsi in Frankreich im September

2001.

5.1 Usama Bin Laden – Al Qaeda

Eine Darstellung des Netzwerkes des militanten Islamismus f%hrt zuerst zu
der Person des Usama Bin Laden und „seiner“ Organisation Al Qaeda.

Usama Bin Laden wurde 1957 in Saudi-Arabien geboren, er ist Mitinhaber
eines der gr*ßten Bauunternehmen der Welt mit einem gesch�tzten Privatver-
m*gen von etwa 300 Millionen US-Dollar. Er war 1979 bis 1989 in Afghanistan
K�mpfer gegen die sowjetischen Truppen an der Seite der Taliban. Circa 1987
gr%ndet er „Al Qaeda“ (Die Basis), die sp�ter auch so genannte Befreiungsbe-
wegungen auf den Philippinen und in Algerien unterst%tzte. In der Folgezeit
baute Usama Bin Laden das „Al Qaeda Recruitment Center“ unter anderem in
Lgypten, Saudi-Arabien, Pakistan und vor allem in Afghanistan auf. In deren
Ausbildungslagern sind nach nachrichtendienstlichen Erkenntnissen bislang
%ber 70.000 K�mpfer (Mudjahedin) aus %ber 50 Staaten ausgebildet worden.
Nach dem Afghanistankonflikt rief Usama Bin Laden in Saudi-Arabien zum
Sturz des aus seiner Sicht „westlich dekadenten“ saudischen K*nigshauses
auf. Nach der Stationierung von 20.000 US-Soldaten in Saudi-Arabien w�h-
rend des Golfkrieges erkl�rte Usama Bin Laden dem Westen und dessen ara-
bischen Verb%ndeten den Krieg. Er zog zun�chst in den Sudan und unterhielt
dort Trainingscamps f%r Terroristen. Seit 1996 lebt er unter dem Schutz der Ta-
liban in Afghanistan.

In der F%hrung von Al Qaeda steht Usama Bin Laden eine Berater- und Ent-
scheidungsgruppe „Majlis Al Shura“ zur Seite, der auch der 1998 in Bayern
festgenommene Salim angeh*rt haben soll. In dieser Beratergruppe werden
nach Erkenntnissen amerikanischer Sicherheitsbeh*rden gr*ßere terroristi-
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sche Aktionen geplant. Die Organisation verf�gt �ber ein Fatwah-Komitee,
welches unter strenger Auslegung des Korans islamische Rechtsgutachten
etwa in F llen abweichenden Verhaltens erlassen soll. Angeh"rige der Al
Qaeda sind zum gr"ßten Teil ehemalige Afghanistan-K mpfer, die einerseits
Unterst�tzung auch aus Somalia, Jemen, Bosnien, Tschetschenien und dem
Kosovo erhalten, andererseits an der Seite islamischer Einheiten an K mpfen
in diesen L ndern teilnehmen.

Im Februar 1998 gab Usama Bin Laden in zwei in London/GB herausgegebe-
nen arabischen Tageszeitungen die Gr�ndung der Organisation „Internatio-
nale Islamische Kampffront gegen Juden und Kreuzritter“ bekannt, wobei
der Begriff „Kreuzritter“ f�r den „Westen“ beziehungsweise die „Amerika-
ner“ steht. Die Gr�ndungserkl rung beinhaltet eine Fatwah, wonach – ich zi-
tiere – „das T"ten vonAmerikanern undderenVerb�ndeten, vonMilit rs und
von Zivilisten, eine vorgeschriebene Pflicht jedenMuslims ist, auszuf�hren in
jedem Land, wo es ihm m"glich erscheint“. In der von Bin Laden gef�hrten
„Kampffront“ sollen sich bislang unter anderem folgendeOrganisationen zu-
sammengeschlossen haben:

� die AL Qaeda,
� der  gyptische Al-Jihad al-Islami,
� die kaschmirische Harkat-ul-Mujaheddin,
� der Jihad Islami in Bangladesch,
� die  gyptische Al-Jama’at al-Islamiyya
� und die Islamische Bewegung Usbekistans (IBU).

Die Gr�ndung dieser Kampffront d�rfte auf das Bem�hen vonUsamaBin La-
den zur�ckgehen, allemilitanten islamistischenKr fte in denKampf einzube-
ziehen.

Inzwischen versucht er, alle Muslime als Angeh"rige des „wahren“ Glaubens
f�r den Kampf gegen die Ungl ubigen zu mobilisieren.

5.2 Non aligned-Mudjahedin

Neben den in Al Qaeda oder in der Kampffront organisierten Gruppen fin-
den sich arabische Mudjahedin auch in kleinen und Kleinstgruppen in arabi-
schen L ndern, aber auch in Europa und in Nordamerika, f�r die sich die Be-
zeichnung „Non-aligned-Mudjahedin“ durchgesetzt hat. Diese sammeln sich
in der Regel um eine F�hrungspers"nlichkeit, sind aber dennoch �ber vielf l-
tige Kontakte in das Netzwerk der Mudjahedin eingebunden. Sie sind eben-
falls durch unterschiedliche Aktivit ten f�r den Jihad aktiv. Diese k"nnen
sich �ber das Sammeln von Geld, die Schleusung von Freiwilligen (entweder
in Ausbildungslager oder an die Schaupl tze des bewaffneten Kampfes) bis
zur Einbindung in die Vorbereitung terroristischer Aktionen erstrecken. Es
handelt sichdabei umeineNetzwerkstrukturmit unterschiedlich starkenVer-
bindungen, diversen Schwerpunkten und Kontakten, die auch in nationale
islamistische Organisationen hineinreichen, ohne diese als ganze zu erfassen.
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Gemeinsame Klammer und damit Erkl�rung f%r die internationale Vernet-
zung dieser Gruppen und Personen sind die Verpflichtung zum Jihad und
fast durchweg die Afghanistan-Erfahrung, sei es als K�mpfer, sei es als in
dortigen Ausbildungslagern Geschulte. Aufgabenteilungen untereinander
in verschiedenen Bereichen wie etwa F�lschen von Dokumenten und Kredit-
karten, Logistikbeschaffung – Waffen, sonstige Tatmittel – sowie finanzielle
Subventionierung k*nnen generell und uneingeschr�nkt unterstellt werden.

Die Unterst%tzung dieser Gruppen durch AL Qaeda besteht in der Gew�hr-
leistung der Ausbildung und in der Bereitstellung von logistischer Hilfe. Un-
klar ist, inwieweit Al Qaeda Einfluss nimmt auf die Initiierung, Planung und
auch die Ausf%hrung terroristischer Anschl�ge. J%ngste Erkenntnisse bele-
gen, dass zumindest eine gewisse Abstimmung stattfindet, die m*glicher-
weise auch das Ziel hat, gegenseitige St*rungen und Behinderungen auszu-
schließen.

5.3 Strukturen

Eine Erfassung der salafitischen Bewegung mit den Merkmalen von Organi-
sation nach unserem Verst�ndnis ist kaum geeignet, ihren Charakter zutref-
fend zu beschreiben. Gegliederte Strukturen mit definierten Hierarchien, kla-
ren Entscheidungsstr�ngen und verbindlichen Vorgaben lassen sich nicht
ausmachen. Insofern d%rften Versuche, das Mudjahedin-Netzwerk in einem
so genannten Drei-S�ulen-Modell zu erfassen, der Komplexit�t des Ph�no-
mens schwerlich gerecht werden. Eine Analyse kann nur an Personen und de-
ren Beziehungsgeflecht ansetzen. Wegen der verflochtenen horizontalen und
vertikalen Strukturen sind analytische Erfassung und Darstellung schwierig.
Unter Vorbehalt l�sst sich eine Abschichtung allenfalls vornehmen in

� AL Qaeda, der strategische Anschl�ge zuzuschreiben sind,
� die „Non-aligned-Mudjahedin-Gruppen“, die f%r taktische Anschl�ge zu-

st�ndig sind und
� die in den jeweiligen Nationalstaaten bestehenden islamistischen „Befrei-

ungsbewegungen“ wie zum Beispiel algerische GIA oder �gyptischer
Jihad, die den Untergrundkampf im jeweiligen Land austragen.

5.4 Deutschlandbezug

Es ist davon auszugehen, dass Mudjahedin-Strukturen auch in Europa und
damit in Deutschland existieren. Dabei handelt es sich sowohl um Personen,
die direkten Kontakt zu Usama Bin Laden oder zu F%hrungspers*nlichkeiten
aus seinem Umkreis hatten oder haben, als auch um Personen, die zugleich
oder nur an religi*s-ideologischer Unterweisung (Indoktrination) und an
milit�risch/terroristischer Ausbildung in afghanischen oder pakistanischen
Trainingslagern teilgenommen haben oder als K�mpfer an Schaupl�tzen be-
waffneter Auseinandersetzungen (Somalia, Bosnien, Tschetschenien, Afgha-
nistan, Kaschmir) eingesetzt waren.
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Deutschland wurde bislang von Angeh*rigen des militant-islamistischen
Netzwerkes eher als Ruhe- und R%ckzugsraum in Anspruch genommen, wo-
bei der hiesige Aufenthalt durchaus zur Beschaffung von Finanz- und logisti-
schen Mitteln genutzt wird. Dabei ist im 1brigen festzustellen, dass sich
Angeh*rige der „non-aligned-Mudjahedin“ vielfach bereits l�ngere Zeit im
allgemeinkriminellen Milieu aufhalten, bevor sie das erste Mal im Staats-
schutzbereich auffallen. Sie finanzieren sich durch Diebstahl, Kreditkarten-
und Dokumentenf�lschungen, Kfz-Anmietbetrug, Bet�ubungsmittelhandel
etc. Im Falle einer Festnahme wird dann gegebenenfalls die Begehung allge-
meiner Straftaten als „kleineres 1bel“ einger�umt, um den extremistisch/ter-
roristischen Hintergrund zu verschleiern. Insofern liegt eine engere Zusam-
menarbeit der Dienststellen des polizeilichen Staatsschutzes mit denen, die
f%r allgemeine und Organisierte Kriminalit�t zust�ndig sind, nahe. Das Bun-
deskriminalamt hat dazu vor einiger Zeit einen Anstoß bei einer Arbeitsta-
gung mit den Landeskriminal�mtern gegeben.

Die Einsch�tzung Deutschlands als „Ruhe- und R%ckzugsraum“ kann sp�tes-
tens seit der Aufdeckung der Planungen und Aktivit�ten der Meliani-Gruppe
allenfalls noch in abgeschw�chter Form bestehen bleiben, da auch in Europa
gelegene Einrichtungen zum Zielspektrum zu rechnen sind und zudem mit
der zunehmenden Internationalisierung des Jihads die Ziele beliebiger wer-
den. Mit anderen Worten: Ohne dass zur Zeit konkrete Erkenntnisse %ber An-
schlagsplanungen und -vorbereitungen vorliegen, m%ssen wir von einem rea-
len Gef�hrdungspotenzial ausgehen, das uns zwingt, eine erh*hte abstrakte
Gef�hrdung insbesondere amerikanischer, britischer, israelischer und j%di-
scher Einrichtungen auch in unserem Lande anzunehmen.

Deshalb bedarf es aller Anstrengungen, im Rahmen der Ermittlungsverfah-
ren, durch Personenabkl�rungen im Rahmen polizeilicher Gefahrenabwehr
sowie durch nachrichtendienstliche Beobachtungen die personellen Struktu-
ren zu durchleuchten. Es gilt, ein umfassendes Bild des Netzes und der in ihm
verbundenen Personen zu erhalten, um vermehrt gefahrenabwehrend anset-
zen zu k*nnen.

6 Bek�mpfungsinstrumentarium

6.1 Organisationsdelikte
(§ 129 a StGB und § 129 b StGB – neu –)

Zur Aufdeckung relevanter Strukturen terroristischer Vereinigungen steht
den Strafverfolgungsbeh*rden der § 129 a StGB zur Verf%gung. Nach der
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes ist dessen Anwendung in Bezug
auf ausl�ndische Vereinigungen allerdings nur m*glich, wenn diese zumin-
dest %ber eine Teilorganisation in Deutschland verf%gen. Ohne diese Voraus-
setzung ist danach die Inanspruchnahme des Organisationsdelikts § 129 a
StGB nicht m*glich. Vor drei Jahren scheiterte beispielsweise die Verfolgung
zweier deutscher Staatsangeh*riger, die unter Vorlage gef�lschter Personal-
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dokumente eine konspirative Wohnung f%r ein Terrorkommando der baski-
schen Untergrundorganisation ETA angemietet hatten, wegen Unterst%tzung
einer terroristischen Vereinigung an dieser H%rde. Beide Personen konnten
nur wegen Urkundsdelikten verfolgt werden. Lhnliche Probleme ergeben
sich bei islamistischen Terroristen, die hierzulande nur wegen allgemeiner
Delikte auffallen oder die lediglich vor%bergehend zur Begehung von An-
schl�gen einreisen, ohne hier – wie die „Hamburger“ Gruppe – zumindest
eine (dauerhafte) Teilorganisation zu bilden. Es ist deshalb zu begr%ßen,
dass jetzt ein neuer § 129 b StGB eingef%hrt wird, der diese Regelungsl%cke
schließt. Es wird damit m*glich sein, unter dem Dach des Organisationsde-
likts sowohl gegen die Planung und Durchf%hrung von Terroranschl�gen
im Inland, als auch die von hier aus unternommene Vorbereitung oder Unter-
st%tzung von Terrort�tigkeit im Ausland vorzugehen, selbst wenn eine dauer-
hafte Teilorganisation im Inland nicht feststellbar ist.

6.2 Zentrale Ermittlungsf5hrung

Wie bisher schon in F�llen international organisierter Straftaten nach § 129 a
StGB soll das Bundeskriminalamt k%nftig auch in F�llen des neuen § 129 b
StGB „origin�re“ Ermittlungszust�ndigkeit erhalten. Ich halte dies f%r konse-
quent und sachgerecht.

Terroristische Taten l�nder%bergreifender oder internationaler Auspr�gung
k*nnen im Regelfall nur durch eine zentrale Ermittlungsf%hrung wirksam
verfolgt werden, da die Ermittlungen auf der Grundlage einer st�ndigen –
in Kooperation mit den Diensten und dem Ausland – ebenfalls zentral betrie-
benen Auswertung geleistet werden m%ssen. F%r diese Zust�ndigkeit spricht
auch die erprobte Zusammenarbeit des Bundeskriminalamtes mit der auf die-
sem Feld erfahrenen und zust�ndigen Bundesanwaltschaft. Dies schließt die
Beteiligung der L�nder nicht aus, sondern erfordert sie. Je nach Umfang der
Fallbearbeitung wird auch das Bundeskriminalamt die Arbeit nicht alleine
leisten k*nnen. Hinzu kommt, dass die Orts- und Szenekenntnis der *rtlichen
Landespolizeibeh*rden unverzichtbar sind. Insoweit erfordert die Terroris-
musbek�mpfung regelm�ßig eine zentrale Vorgehensweise mit dezentraler
Unterst%tzung.

7 Nationale und internationale Zusammenarbeit

Das Feld des Internationalen Terrorismus verlangt in besonderem Maße eine
enge Kooperation der Polizeibeh*rden untereinander und der Polizei mit den
Nachrichtendiensten, und zwar national wie international. Diese Zusammen-
arbeit muss auf Geben und Nehmen beruhen.
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7.1 Initiativen des Bundeskriminalamtes

Nachdem das Bundeskriminalamt bereits fr%hzeitig mit Frankreich wegen
der Aktivit�ten nordafrikanischer Extremisten und mit den USA in der Sache
Salim einen umfangreichen Informationsaustausch aufgenommen hatte, gab
es eine weitere Intensivierung der internationalen Zusammenarbeit nach der
Festnahme von vier Angeh*rigen der Meliani-Gruppe im Dezember 2000 in
Frankfurt. Auf Initiative des Bundeskriminalamtes trafen sich mehrmals Ver-
treter der zust�ndigen Strafverfolgungsbeh*rden aus Frankreich, Großbritan-
nien, Belgien, Italien und Deutschland. Dabei wurde nicht nur ein intensiver
Informationsaustausch %ber islamistische Strukturen in Gang gesetzt, son-
dern auch und vor allem gegenseitige Ermittlungsersuchen und taktische
Maßnahmen konkret abgesprochen. In gleicher Weise fanden Arbeitstreffen
von Bundeskriminalamt, Bundesamt f%r Verfassungsschutz und Bundes-
nachrichtendienst mit US-Polizeibeh*rden und Nachrichtendiensten statt.

Zu begr%ßen ist auch, dass EUROPOL ein Auswerteprojekt zum Thema „isla-
mistischer Terrorismus“ begonnen hat, das allerdings auf konkrete Zuliefe-
rung der Mitgliedsstaaten angewiesen ist, um aussagekr�ftige Ergebnisse
und Ermittlungsans�tze zu liefern. Das Bundeskriminalamt ist dazu bereit
und hat bereits entsprechend gehandelt.

Allerdings bleibt festzustellen, dass im Bereich der taktisch-operativen Zu-
sammenarbeit wegen der sensiblen Materie insbesondere in Bezug auf die Be-
handlung von quellengesch%tzten Informationen – zumindest bis auf weite-
res – grunds�tzlich die bilaterale Zusammenarbeit im Vordergrund stehen
wird.

7.2 Zusammenarbeit zur Aufdeckung von Finanzstrukturen

Wie bez%glich der Organisierten Kriminalit�t besteht national wie internatio-
nal Konsens, terroristischen Netzwerken wie der AL Qaeda die finanzielle
Grundlage zu entziehen. Dazu bedarf es eines koordinierten Vorgehens von
Justiz und Polizei mit den zust�ndigen Beh*rden im Bereich des Kredit-
und Bankenwesens im nationalen wie im internationalen Kontext, um Finanz-
strukturen aufzudecken und auf dieser Basis durch Einfrieren von Konten
und Verm*genswerten die Handlungsf�higkeit von Terroristen und Unter-
st%tzern wirksam zu treffen. Das Bundeskriminalamt hat – zun�chst national
ausgerichtet – mit dieser Zielrichtung ein multidisziplin�r besetztes Informa-
tionboard eingerichtet, das seine Arbeit bereits aufgenommen hat.

7.3 Zusammenarbeit zur Bek�mpfung von
Schleusungskriminalit�t

Auch in Bezug auf die Schleusungskriminalit�t gibt es Erkenntnisse, dass po-
litisch motivierte Straft�ter unter Nutzung allgemeinkrimineller Strukturen il-
legal ins Land gebracht werden. Dem muss durch Zusammenarbeit und Infor-
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mationsaustausch aller beteiligten Beh*rden entgegengewirkt werden. Die
gesetzgeberischen Initiativen der Bundesregierung und die vor wenigen
Tagen von der Innenministerkonferenz gebilligte Fortschreibung der Konzep-
tion der AGKripo zur Bek�mpfung der Schleusungskriminalit�t greifen die-
ses auf.

7.4 Grunds�tze der Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft
und Polizei

Generell l�sst sich sagen, dass wir bez%glich der terroristischen Netzwerke
Strukturen und Handlungsmuster vorfinden, die denen der Organisierten
Kriminalit�t �hnlich sind. In Konsequenz dessen halte ich es f%r lohnend,
die bereits 1990 mit Blick auf die Aufhellung klandestiner Strukturen einver-
nehmlich zwischen Innen- und Justizseite in Erg�nzung zu den Richtlinien f%r
das Strafverfahren getroffenen Absprachen %ber die Zusammenarbeit von
Staatsanwaltschaft und Polizei bei der Verfolgung der Organisierten Krimina-
lit�t auch f%r das Feld der Terrorismusbek�mpfung zur Anwendung zu brin-
gen.

7.5 Zusammenarbeit zwischen Polizei und
Nachrichtendiensten

Die Besch�ftigung mit dem Thema „Terrorismusbek�mpfung“ f%hrt zwangs-
l�ufig zu Fragen der Zusammenarbeit zwischen der Polizei und den Nach-
richtendiensten. Die Informationen zu den Mudjahedin-Netzwerken stam-
men teilweise aus polizeilichen Ermittlungen, teilweise aus menschlichen
oder technischen Quellen der Nachrichtendienste und zum Teil aus dem Aus-
land. Es w�re h*chst risikobehaftet, sollten – m*glicherweise zu den gleichen
Personenkreisen – auf der Basis l%ckenhafter Informationen taktische Maß-
nahmen ergriffen werden. Hierbei reicht es meines Erachtens nicht aus, im
konkreten Einsatzfall nachzufragen oder zu informieren, da sich – wie wir
aus Erfahrung wissen – erst aus dem rechtzeitigen und umfassenden Zusam-
menf%hren von Erkenntnissen verschiedener Dienststellen eine „brisante“
Lage erkennen l�sst. Auf der Basis dieser 1berlegungen bestehen etwa in
den USA, Großbritannien und Frankreich dauerhafte Zusammenarbeitsfor-
men, die die st�ndige Zusammenf%hrung einschl�giger Informationen ge-
w�hrleisten.

Vor diesem Hintergrund habe ich bereits anl�sslich unserer Arbeitstagung
1999 unter dem Thema „Zentralstellen im Wandel“ vorgeschlagen, Br%cken
zwischen den bestehenden Informationsinseln durch die Einrichtung von
„Information Boards“ oder „Intelligence-Zentren“ zu schlagen. Ziel meiner
Anregung war, deutsche Sicherheitsagenturen, die %ber relevante Informa-
tionsbest�nde verf%gen, projekt- oder ph�nomenbezogen an einen „runden
Tisch“ zu bringen, an dem Erkenntnisse zusammengetragen, gemeinsam ana-
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lysiert und bewertet werden. Damit k*nnen sowohl Auswerteprojekte quali-
tativ verbessert als auch Ermittlungsverfahren gef*rdert werden.

Nebenbei bemerkt: Tradierte Abschottungstendenzen und auch Konkurrenz-
denken werden durch diese Art der Zusammenarbeit abgebaut, da der Erfolg
jeweils der Erfolg aller Beteiligten ist.

Mit Blick auf das Bedrohungspotenzial, das von den Mudjahedin-Netzwer-
ken ausgeht, haben das Bundeskriminalamt, der Bundesnachrichtendienst
und das Bundesamt f%r Verfassungsschutz im M�rz diesen Jahres vereinbart,
eine Arbeitsgruppe einzurichten, die in der Art des von mir vorgeschlagenen
Informationsboards Erkenntnisse austauscht und bewertet und die Vorge-
hensweise zur Aufhellung des Ph�nomens abstimmt. Diese Entscheidung
hat sich vor dem Hintergrund der am 11. September eingetretenen Lage als
richtig und zwingend erwiesen. Es gibt keine Alternative zu diesem inzwi-
schen eingespielten Informationsboard.

Bedenken, dass hier das „Trennungsgebot“ ausgeh*hlt wird, teile ich nicht.
Das Trennungsgebot verlangt die organisatorische Trennung von Diensten
und Polizei. Die f%r die Dienste und das Bundeskriminalamt geltenden Ge-
setze sehen den Informationsaustausch in dem durch die Sicherheitserforder-
nisse gebotenen Umfang eindeutig vor. In diesem gesetzlichen Rahmen bewe-
gen wir uns.

7.6 Diskussion um neue Sicherheitsarchitektur

Das strategische Gebot der Stunde muss die vielf�ltige und intensive Koope-
ration bei klarer, auch rechtlich eindeutiger Verantwortungsteilung sein.

Forderungen, an verschiedenen Stellen angesiedelte materiell-polizeiliche
Zust�ndigkeiten organisatorisch in einer Großbeh*rde zusammenzulegen,
oder gar einer Polizei und Dienste vereinenden Sicherheitsagentur das Wort
zu reden, halte ich nicht f%r sinnvoll und nicht f%r zielf%hrend. Uns helfen
nicht Modelle, deren Realisierung – unabh�ngig von Fragen der politischen
Durchsetzbarkeit – bei all den absehbaren rechtlichen, organisatorischen, fi-
nanziellen und personalwirtschaftlichen Problemen Jahre dauern w%rde.
Uns hilft jetzt nur die bestm*gliche Zusammenarbeit in der gegebenen Kon-
stellation. Hier sehe ich Optimierungsm*glichkeiten. Sie aufzugreifen, daf%r
trete ich ein.
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Der internationale Terrorismus –
auch eine Herausforderung f5r die deutschen
Nachrichtendienste

Helmut Stachelscheid

Meine Damen und Herren,

nach dem sehr gr%ndlichen Vortrag des Pr�sidenten des BKA ist es f%r einen
Nachrichtendienstler schwer, noch etwas vorzutragen, das *ffentlich vorge-
tragen werden kann und nicht schon gesagt ist. Da gibt es zwei M*glichkeiten:
entweder ich halte mich an mein Konzept und halte eine l�ngere Rede mit
manchen Wiederholungen oder einen relativ kurzen Vortrag und Sie haben
hinterher ein ausf%hrliches Fragerecht. Mit meinem Kollegen vom BND bin
ich %bereingekommen, Ihnen letzteres anzubieten.

1.

Erlauben Sie eingangs eine Vorbemerkung. Ein ordentlicher Referent entwi-
ckelt seine Ausf%hrungen gew*hnlich in drei Phasen. In der ersten n*rgelt
er ein wenig am Thema herum und versucht, es sich so zurecht zu legen,
dass er sagen kann, was er sagen will oder was er weiß. Es folgen, Phase zwei,
die eigentlichen Ausf%hrungen. In der dritten Phase muss er versuchen, mit
einer wenn m*glich zukunftsweisenden Feststellung zu schließen.

Ich will Ihre traditionellen Zuh*rererfahrungen nicht entt�uschen, aber die
Phasen eins und drei zusammenziehen und beginne mit der abschließenden
Feststellung. Diese lautet: der „islamistische Terrorismus“ ist aus der Sicht des
deutschen Inlandsnachrichtendienstes nicht prim�r eine Herausforderung
f%r den Nachrichtendienst, sondern eher eine Herausforderung f%r die Gesell-
schaft, in der sich der Nachrichtendienst bewegt.

Um auch die Phase eins ordentlich abzuschließen, noch ein Wort zur Formu-
lierung des Themas. Da f�llt auf, dass die Vortragsank%ndigungen am heuti-
gen Tag nicht mehr mit der Bezeichnung „islamistischer Terrorismus“, son-
dern mit der Bezeichnung „internationaler Terrorismus“ angeboten werden.
Das ist aus meiner Sicht ein St%ck Verlust an Farbigkeit und Genauigkeit.
Ich weiß nat%rlich, dass in den Resolutionen der EU oder der Vereinten Natio-
nen der Terminus „internationaler Terrorismus“ einen besonderen Stellen-
wert hat. Er ist auch hinreichend emotionalisierend und unbestimmt, um in
politischen Debatten Konsensf�higkeit zu erzeugen. F%r die Arbeit der Verfas-
sungsschutzbeh*rden ist dieser Begriff allerdings nicht pr�zise genug, denn
Terrorismus f%r sich genommen ist ja kein politisches Programm, keine Ideo-
logie, sondern nur eine Methode, wenn auch eine sehr scheußliche, um poli-
tische Ziele und Ideologien zu transportieren und gewaltsam durchzusetzen.
Mit der Bezeichnung „islamistischer Terrorismus“ w%rden diese Zusammen-
h�nge deutlicher.

63



2.

Das Thema des heutigen Vortrages k*nnte Ausf%hrungen aus dem Verfas-
sungsschutzbericht des Bundesministers des Innern f%r das Jahr 1999 ent-
nommen sein. Da war schon damals dargestellt, dass sich der Islamismus
zu einer Herausforderung f%r die freiheitlich-demokratische Gesellschaft
der Bundesrepublik Deutschland wie auch anderer westeurop�ischer Staaten
mit hohem muslimischen Bev*lkerungsanteil entwickelt habe. Mit diesem
Hinweis lade ich vielleicht zu dem Vorwurf der Besserwisserei ein. Warum
habt ihr, wenn ihr das 1999 schon gesehen habt, nicht genauer erkennen k*n-
nen, was sich entwickeln w%rde und warum habt ihr die T�ter und Tatver-
d�chtigen aus den Ermittlungsverfahren der letzten Monate nicht pr�ziser be-
schreiben k*nnen? Auch dazu noch eine Vorbemerkung: ein parlamentarisch
kontrollierter Nachrichtendienst mit solider gesetzlicher Grundlage in einem
demokratischen Staat ist immer ein St%ck Spiegelbild der gesellschaftlichen
Verh�ltnisse in diesem Staat. Die Befugnisse eines solchen Dienstes stehen
in Relation zu dem Argwohn, den sich die Gesellschaft gegen%ber sich selbst,
mindestens gegen%ber ihren Randgruppen g*nnt. Die Gesellschaft der Bun-
desrepublik Deutschland hatte, insgesamt gesehen, wenig Argwohn gegen-
%ber sich selbst oder wollte sich jedenfalls wenig Argwohn leisten. Auch
der Inlandsnachrichtendienst hat nicht ein „Initiativermittlungsrecht“ ohne
konkreten Anlass; auch der Nachrichtendienst, auch die Verfassungsschutz-
beh*rden in Bund und L�ndern bed%rfen, bevor sie t�tig werden k*nnen,
der Wahrnehmung tats�chlicher Anhaltspunkte f%r ziel- und zweckgerichtete
Verhaltensweisen zur Verwirklichung politisch extremistischer Ideen. Die
mutmaßlichen T�ter und Tatbeteiligten aus Hamburg – BKA-Pr�sident
Dr. Kersten hat sie beschrieben – haben sich so verhalten, dass entsprechende
Anhaltspunkte nicht einmal in ihrem engsten Umfeld, nicht einmal bei
Dozenten und Hochschullehrern oder bei den zust�ndigen Personen von
Studienstiftungen wahrgenommen worden sind. Entsprechende Wahrneh-
mungsmechanismen waren in der freiheitlichen-demokratischen Gesellschaft
relativ grob eingestellt und m%ssen dies wohl auch k%nftig bleiben.

3.

Ich wiederhole mein Eingangsstatement: „Islamismus“, auch „islamistischer
Terrorismus“, ist vor allem eine Herausforderung f%r die Gesellschaft. Diese
muss bereit sein, das Ph�nomen in seiner Komplexit�t an sich heranzulassen.
Die Nachrichtendienste k*nnen unter anderem mit Hintergrundinformatio-
nen helfen. Einfache und zugleich dauerhaft wirksame L*sungen wird es
nicht geben.

Die Verfassungsschutzbeh*rden haben die Aufgabe, politisch extremistische
und sicherheitsgef�hrdende Bestrebungen schon im Vorfeld krimineller
Handlungen zu erkennen und die Ph�nomene zu beschreiben. Dies wird hin-
sichtlich islamistischer Bestrebungen wegen des Umfeldes von nahezu 3 Mil-
lionen Muslimen in Deutschland, unter denen sich Islamisten bewegen k*n-
nen, auch k%nftig nicht einfach sein. Derzeit sind mehr als 30.000 Personen
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(ca. 1 % der Muslime) in islamistische Organisationen eingebunden. Die Zahl
der Nutzer und Besucher der Einrichtungen dieser Organisationen – in den
Verfassungsschutzberichten werden nahezu 20 namentlich aufgelistet – ist
freilich um das drei bis vierfache h*her. Der heutige Vormittag w%rde nicht
ausreichen, die Organisationen im Einzelnen zu beschreiben, ihre m*gliche
Gef�hrlichkeit zu analysieren, Motive und Ziele genauer darzustellen.

Helmut Stachelscheid
(BfV) beschrieb aus der
Sicht seiner Beh�rde
die M�glichkeiten der
Auseinandersetzung
mit dem internationalen
Terrorismus

Ich will mich auf die Skizzierung einiger wesentlicher Ver�nderungen im Ge-
samtbild islamistischer Zusammenschl%sse in den letzten Jahren beschr�n-
ken.

Nach unserer Wahrnehmung hat es seit den 90 er-Jahren Ver�nderungen in
drei Bereichen gegeben: Es sind neue Strukturen entstanden. Es wurden
neue Feindbilder und Angriffsziele definiert. Mitglieder islamistischer Orga-
nisationen in Westeuropa sehen ihre Situation heute anders als zur Zeit der
Zuwanderung vor zehn oder mehr Jahren und verhalten sich anders.

In die Bundesrepublik Deutschland und viele andere europ�ische L�nder
sind in den letzten Jahrzehnten in gr*ßerer Zahl Mitglieder und Anh�nger is-
lamistischer Organisationen vornehmlich aus der T%rkei und aus der arabi-
schen Welt zugewandert. Ich nenne aus Algerien Mitglieder und Anh�nger
der „Front Islamique du Salut“ (FIS) und der „Groupe Islamique ArmS“
(GIA), aus Lgypten Anh�nger der „Al-Gama’a al-Islamiyya“ und des „Jihad
Islami“ wie auch der „Muslimbr%derschaft“. Zu nennen sind aus dem Liba-
non Mitglieder der „Hizballah“, einer schiitischen islamistischen Organisa-
tion. Ich erw�hne f%r den Bereich pal�stinensischer Organisationen die isla-
mistische „Hamas“; f%r den Bereich der T%rkei die militanten, bisher wohl
nur mit wenigen Anh�ngern pr�senten Gruppierungen „Hizbullah“ und
die „Front der islamischen K�mpfer des Großen Ostens“ (IBDA-C). Zu nen-
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nen sind nat%rlich auch bei den t%rkischen islamistischen Organisationen der
„Verband der islamischen Vereine und Gemeinden e. V. K*ln“ – ICCB e. V., der
sich selbst in j%ngerer Zeit nur noch als „Der Kalifatsstaat“ bezeichnet und die
– nicht militante – „Islamische Gemeinschaft Milli G*r%s e. V. (IGMG).

Die Zuwanderer in den letzten 20 Jahren in Deutschland und anderen westeu-
rop�ischen L�ndern hatten sich so verhalten, wie Leute, die aus ihren Heimat-
l�ndern aus politischen, einige auch aus wirtschaftlichen Erw�gungen, geflo-
hen sind und hier eine Zuflucht suchten. Das heißt, ihre politischen Zielvor-
stellungen blieben auf die Verh�ltnisse im Herkunftsland konzentriert.
Untereinander und gegen%ber der Gesellschaft der Gastl�nder verhielt man
sich, wie jemand, der aus der Kampfzone herausgefunden hat, aber langfristig
ein Ziel im Heimatland sieht. F%r die Situation des Gastlandes blieb, trotz
mancher Geschicklichkeit, bisweilen auch unbek%mmerter Raffinesse bei
der Sicherung der eigenen Existenz, Respekt %brig. Personen aus dem Liba-
non, der „Hizballah“ nahestehend, skizzierten dieses gelegentlich, wenn
man sie in sicherheitskritischen Lagen fragte, mit dem Sprichwort: „In den
Teller, aus dem man isst, in den spuckt man nicht“. Diese Einstellung gilt
wohl f%r die Mehrzahl der in Deutschland zugewanderten Mitglieder und
Anh�nger islamistischer Organisationen bis heute. Manche pflegen allerdings
eine, aus unserer Sicht nur schwer nachvollziehbare differenzierte Wahrneh-
mung der deutschen Rechtsordnung. Solches ist unter anderem im Strafver-
fahren vor dem Oberlandesgericht in D%sseldorf gegen den Leiter der Orga-
nisation „Kalifatsstaat“, Metin Kaplan, und weitere Funktion�re dieser Orga-
nisation exemplarisch deutlich geworden. Da erkl�rte einer der Zeugen,
Zustimmung suchend beim Vorsitzenden des Strafsenats, das Gericht m*ge
Verst�ndnis daf%r haben, dass die deutschen Gesetze nur so weit beachtet
werden k*nnten, soweit sie nicht mit der Scharia kollidierten. Wo dies nicht
der Fall sei, werde man selbstverst�ndlich die Gesetze und Regeln dieses Staa-
tes achten, im 1brigen unterliege man aber einer h*herrangigen, von Gott ge-
gebenen Rechtsordnung.

Neben den vorgenannten, gewissermaßen klassischen islamistischen Organi-
sationen hat sich in den letzten Jahren ein Netzwerk so genannter „arabischer
Mudjahedin“ (Gotteskrieger) entwickelt, so wie es der Pr�sident des BKA in
dem vorangegangenen Vortrag im Einzelnen dargelegt hat. Um eine Leitorga-
nisation mit der Bezeichnung „Al Quaida“ (die Basis) hat sich ein Netzwerk,
haben sich viele gr*ßere und kleinere Satelliten entwickelt, die aber im Gravi-
tationsfeld der „Al Quaida“ des Usama Bin Ladin bleiben. Ob die einzelnen
Gruppierungen nun zutreffend als „non-aligned Mudjahedin“ zu bezeichnen
sind, ob sie bestimmten F%hrungspersonen zugeordnet werden k*nnen, ob
sie ein eigenes Programm haben oder sich nur unbestimmt an den Vorstellun-
gen des bewaffneten Jihad orientieren, mag hier dahinstehen. Die Grundaus-
richtung dieser Mudjahedin-Gruppierungen ist eine andere, als die der ein-
gangs erw�hnten islamistischen Organisationen, die auf Ver�nderungen der
Herrschaftsverh�ltnisse in den muslimischen Herkunftsl�ndern orientiert
waren und sind. Die Mudjahedin-Gruppierungen haben ein Feindbild in
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der westlichen Welt entwickelt, mit einer Rangfolge, in der die Bundesrepu-
blik Deutschland bisher nicht an oberster Stelle steht. Deutschland und andere
westeurop�ische L�nder sind aber mit den Aufrufen des Usama Bin Laden
zum Kampf gegen die „USA, Israel und die anderen Kreuzfahrer“ auch ein-
bezogen. Dieser Zielrichtung und Feindbildfiktion wird sich der Westen nicht
mehr entziehen k*nnen.

Die Notwendigkeit, das Geflecht der Mudjahedin-Strukturen aufzudecken,
erfordert detaillierte Feinarbeit der Nachrichtendienste in Zusammenarbeit
mit den Polizeibeh*rden. Schnelle Erfolge sind kaum zu erwarten. Aus der Er-
fahrung mit dem deutschen linksextremistischen Terrorismus m*chte ich
noch hinzuf%gen, dass das Ph�nomen allein mit repressiven Mitteln vermut-
lich nur zur%ckzudr�ngen, aber nicht zu besiegen sein wird. Auch der deut-
sche linksextremistische Terrorismus ist, nicht anders als die gleichartigen ter-
roristischen Potenziale in anderen westlichen L�ndern, nicht allein aufgrund
der Effizienz staatlicher repressiver Maßnahmen bew�ltigt worden, sondern
letztlich nur dadurch, dass in den Gruppen selbst Unsicherheiten hinsichtlich
der politischen Ziele und der angewandten Strategien entstanden sind, die zu
Resignation und Aufgabe f%hrten. Solche Unsicherheiten hinsichtlich der
Zielorientierung entstehen nicht ohne die aktive Beteiligung der Gesellschaf-
ten, in denen Terroristen operieren. Nur wenn es gelingt, auch die friedensf�-
higen und friedensstiftenden Kr�fte des Islam zu aktivieren als Elemente in
der Auseinandersetzung mit gewaltt�tigen islamistischen Organisationen,
besteht Hoffnung auf eine L*sung der gegenw�rtigen Sicherheitsprobleme,
sowohl in der westlichen Welt als auch in islamischen L�ndern.

Ich danke f%r Ihre Aufmerksamkeit und erwarte Ihre Fragen.
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Der internationale Terrorismus –
auch eine Herausforderung f5r die deutschen
Nachrichtendienste

Dieter Kaundinya

1.

Die Anschlagserie in den USA demonstriert die F�higkeit des internationalen
Terrorismus zu zeitlich und r�umlich ausgedehnten Aktionen unter Beach-
tung aller Regeln der Konspiration. Intensit�t und Demonstrationseffekt der
Anschl�ge haben eine neue Qualit�t. Deutschland als „Ruheraum“ terroristi-
scher und extremistischer Bewegungen ist zu logistischen Vorbereitungen
missbraucht worden mit dem Risiko, auch selbst Schauplatz von Anschl�gen
zu werden. Den „Feldzug“ gegen den Terrorismus werden die Gegner nicht
kampflos %ber sich ergehen lassen und mit ihren spezifischen Waffen, n�mlich
denen des Terrors, beantworten. Die relative Konzentration terroristischer
Aktivit�ten auf die Region Nahost ist einer globalen Dimension gewichen.

2.

Ausgehend von einigen historischen und organisationsgeschichtlichen 1ber-
legungen m*chte ich den gegenw�rtigen Stand der Terrorismusbearbeitung
im Bundesnachrichtendienst darstellen und dazu seine F�higkeiten, M*glich-
keiten, Probleme und Strategien untersuchen. Ich schicke voraus, dass es sich
gelegentlich um pers*nliche Ansichten handelt, allerdings gemildert durch
die Tatsache, dass ich schon seit %ber dreißig Jahren dabei bin.

3.

Wenn im Bagdad der tausendundein N�chte der Kalif Harun al Rashid einmal
nicht maskiert Straßen und M�rkte kontrollierte, sondern offiziell repr�sen-
tierte, war er nicht von seinem Freund begleitet, sondern vom Henker. Furcht
und Schrecken waren und sind wesentliche Elemente der Politik des „Orien-
talischen Despotismus“, Geheimhaltung und 1berraschung entscheidende
Waffen. Der „Sitz im Leben“ von Terror in unserer europ�ischen und eurozen-
trischen Geschichte sind die B%rger- und Kolonialkriege. Klassische F�lle: Ter-
ror im Frankreich von 1789 oder in Indochina, Terror von oben, von unten – als
Mittel der Herrschaft und des Aufstandes. Terror und Gegenterror bedingen
sich, rechtfertigen sich im Teufelskreis. Dabei spielt der Propaganda-Charak-
ter von Gegenterror als Element einer Politik der Subversion eine bedeutende
Rolle. Die Videos bin Ladens der letzten Wochen stehen in diesem Kontext:
Gegenterrorpropaganda als Fortsetzung der Kolonialkriegsauseinanderset-
zung. Der Terrorist, der Exekutor des Gegenterrors, agiert in einem hochpoli-
tischen Milieu, unterscheidet sich dadurch vom Kriminellen. Der jetzt erkl�rte
Krieg gegen den Terrorismus wird sich daher auch von seinen historischen
Vorbildern, dem Kampf gegen Piraterie und Sklaverei und deren v*lkerrecht-
licher Lchtung unterscheiden. Bei dem Ziel eines m*glichst zivilisierten Zu-
sammenlebens fremder L�nder und Menschen dreht es sich jetzt nicht um
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Strafverfolgung, Strafexpeditionen, sondern um Machtfragen! Und zwar glo-
balen Formats.

Noch 1977 gab es in Teilen der deutschen Sicherheitsbeh*rden die Meinung,
der „internationale Terrorismus“ sei eine Erfindung des Mossad, eine israeli-
sche Desinformation, Terrorismus in Wahrheit ein gesellschaftliches Problem
Deutschlands, und „Landshut“ habe nur zuf�llig mit „Schleyer“ zu tun. W�re
es doch so gewesen, und w�re es noch so!

Dieter Kaundinya (BND)
beschrieb aus der Sicht
seiner Beh�rde die M�g-
lichkeiten der Auseinan-
dersetzung mit dem inter-
nationalen Terrorismus

Olympiade 1972: Es war zu beobachten, dass Fatah-Angeh*rige des
„Schwarzen September“ zwischen Berlin und M%nchen hin- und herreisten.
Sie streuten Ger%chte %ber ein Attentat gegen den jordanischen K*nig Hus-
sein, von dem aber intern bekannt war, dass er %berhaupt nicht kommen w%r-
de.

Noch ein Beispiel f%r die Schwierigkeiten, Gegenterror zu verstehen: Tschet-
schenische Anschl�ge auf gr*ßere Bev*lkerungsgruppen trafen die russi-
schen Beh*rden vor ein paar Jahren v*llig unvorbereitet. F%r sie bestand Ter-
rorabwehr im Personenschutz sowjetischer VIP, und darin waren sie gut, Ter-
ror war eben das Werk von Anarchisten.

Vorurteile, Besserwisserei sind schwere Hindernisse der Terroraufkl�rung,
richtige Begriffe und offene Vorstellungen wichtige Voraussetzungen. Wir
m%ssen vermeiden, Gefangene unserer eigenen Metaphern (z. B. „Netzwer-
ke“) zu werden.

4.

Die politische Intensit�t unterscheidet Terror und Gegenterror nicht nur vom
ordin�ren Verbrechen, sondern ist %berhaupt das auszeichnende Merkmal.
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Politische Intensit�t ist vielleicht sogar wichtiger als der Bezug zum Islam, der,
wie wir ja gelernt haben, ohnehin Politik und Religion, *ffentlich und privat
eher weniger auseinanderh�lt. Terror besteht nicht nur aus den Anschl�gen.
Fast noch wirksamer ist die nachhaltige Propaganda, ihre Unterf%tterung
mit Ger%chten, Spekulationen, Ank%ndigungen, Drohungen, Programmen.
Geheimhaltung, 1berraschung, Unsicherheit, Angst – das sind die Strategien
des Gegenterrors.

5.

Wie begegnen wir diesem unheimlichen Terror? Wie ihn erkl�ren, wie ihn auf-
kl�ren?

Bis 1970 hat der BND das Ph�nomen „Terror“ im Zusammenhang des so ge-
nannten „Weltkommunismus“ mit seiner Zentrale in Moskau und seinen
trotzkistischen, anarchistischen und maoistischen Abweichlern bearbeitet,
bis 1977 – im „deutschen Herbst“ – organisatorisch und methodisch als
Aspekt der Nahost-Aufkl�rung, insbesondere der Pal�stina-Problematik –
mit dem traurigen H*hepunkt der Olympiade 1972. Nach „Mogadischu“
wurde die Terrorismusbearbeitung organisatorisch verselbstst�ndigt mit
der Konsequenz auch produktiver Spannungen zwischen der Expertise
zum Nahostkonflikt und der Rolle, die Terrorismus in diesem Zusammen-
hang spielte und spielt. Es waren zwei verschiedene Perspektiven: die poli-
tisch-diplomatischen Anstrengungen zur Regelung des Konfliktes um und
in Pal�stina und der Einsatz terroristischer Strategien und Taktiken.

F%r die Aufkl�rung und Beobachtung der Lage in „Nahost“ gelten andere Kri-
terien als f%r die Beobachtung, Aufkl�rung und vor allem Verhinderung von
terroristischen Anschl�gen. Zynisch k*nnte man feststellen, dass es sich um
verschiedene Etagen handelte: Politik in der Beletage und Terror im Souter-
rain.

Diese Trennung ist heutzutage kaum mehr im Nahen Osten sichtbar, ge-
schweige angesichts der globalen und totalit�ren Drohung eines irregeleite-
ten, vorgeblich islamisch motivierten Gegenterrors. Die Dimensionen von Ak-
tion und Drohung von bisher unbekannter Intensit�t sind zwar erkl�rungs-
und aufkl�rungsbed%rftig, aber nicht mehr als isolierte Ph�nomene.

6.

Wie angedeutet haben wir bereits seit langem Erfahrungen zu internationalen
terroristischen Aspekten gesammelt und darauf aufbauend uns auch organi-
satorisch neu positioniert. Seit Mitte dieses Jahres ist die Bearbeitung der dys-
funktionalen und anti-zivilisatorischen Tendenzen im internationalen Kon-
text – wie Terrorismus und OK, Geldw�sche, Drogenhandel und Spionage –
auch unter dem Aspekt ihrer gegenseitigen Interdependenzen – in einer eige-
nen Abteilung zusammengefasst worden.
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Zur Intensivierung der Bearbeitung sind – zum ersten Mal in der Organisa-
tionsgeschichte des Dienstes – die operativ-beschaffenden Einheiten mit
den analytisch-untersuchenden unmittelbar fusioniert worden.

Wir versprechen uns davon eine gesteigerte Wirklichkeitsn�he, m*glichst
pr�zise und m*glichst prognostische Informationen f%r Bundesregierung
und Beh*rden in Bund und L�ndern.

7.

Dieser Traditionsbruch bekr�ftigt aber auch die klassische Spezialit�t des
Hauses: n�mlich einen interdisziplin�ren Ansatz. Unter einem Dach steht
eine vielf�ltige, spezialisierte Expertise zur Verf%gung, um anfallende Einzel-
informationen, Einzelaspekte auf Konsistenz und Relevanz zu %berpr%fen
und in ein aktuelles Lagebild zu integrieren. Das heißt: Wir beobachten Terro-
rismus nicht als isoliertes Ph�nomen oder als Einzelf�lle, sondern als einen
Aspekt einer Gesamtlage.

8.

Die politische Intensit�t von Terror, seine internationale und globale Dimen-
sion stellen eine spezifische Aufgabe f%r den Auslandsnachrichtendienst
der Bundesrepublik Deutschland dar.

Wir leisten unseren Beitrag zu einer m*glichst starken nationalen Informa-
tionslage sowohl zum Krisenmanagement der Bundesregierung als auch zu
den Bem%hungen anderer deutscher und auch ausl�ndischer Beh*rden. Da-
bei ist unser Hauptgesichtspunkt: „What next?“

Wir sind der 1berzeugung, dass die Arbeit an der Aufkl�rung dessen, was ge-
schehen ist, alleine nicht ausreicht, so wichtig sie ist. Sondern: Wir wollen ver-
suchen, durch intellektuelle, intelligente operative Arbeit und sorgf�ltige
Auswertung – allein und mit ausgew�hlten anderen – die Gegenschl�ge des
Gegenterrors zu prognostizieren und zu evaluieren.

Ich bin mir sicher, dass Erkenntnisse %ber geplante Anschl�ge auch Licht auf
die bisherigen werfen k*nnen.

Hochziel w�re die Neutralisierung von Terror und seiner Auswirkungen
durch seine m*glichst pr�zise Aufkl�rung.

9.

Dem BND steht f%r diese Zielsetzung ein breites Spektrum an Informations-
quellen vielf�ltiger Art zur Verf%gung: Von den klassischen Methoden der
Spionage bis zu modernen technischen Verfahren, von der Kooperation mit
anderen Diensten bis zur methodischen Verwertung offener Informationen
mit dem Ziel eines Erkenntnismehrwertes.

Das Management dieser Ressourcen ist eine wichtige F%hrungsaufgabe.
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Es ist eine gef�hrliche Fiktion anzunehmen, dass der Aufkl�rungsbedarf quasi
in einem Regelkreis auch die Bedarfsdeckung steuert. Hier gibt es keine Auto-
matik. Ich will hier nicht auf die Frage eingehen, ob „die Dienste“ versagt ha-
ben, aber wenigstens festhalten, dass Auftragssteuerung und Ressourcenma-
nagement von Nachrichtendiensten auch ein politisch riskantes Gesch�ft sein
kann.

Eine weitere Ressource des BND ist das Expertenwissen. Unsere Philosophie
bleibt, Einzelinformationen nicht ungepr%ft, unausgewertet den Bedarfstr�-
gern zur Verf%gung zu stellen, sondern nach bestem Wissen und Gewissen
kommentiert. Dies ist speziell wichtig gerade bei dem Thema „Terror“. Hier
gibt es eine Informationsflut spekulativer, denunziatorischer Art, die drin-
gend einer Pr%fung auf Plausibilit�t und Relevanz bedarf. In diese Pr%fung
geht nat%rlich auch die gesammelte Erfahrung %ber regionale, religi*se, kul-
turelle, politisch relevante Besonderheiten ein. Wenn ich von unserer „Philo-
sophie“ spreche, dann deutet das an, dass es andere Verfahren geben kann, die
den Empf�ngern nachrichtendienstlich gewonnener Erkenntnisse die Bewer-
tung %berl�sst. Wir versuchen, unserer Verantwortung und Beratungspflicht
gerecht zu werden und nicht einer falschen „intelligence-mindedness“ zu ver-
fallen.

10.

Das Management des Informationsaustausches mit ausl�ndischen Diensten –
immer noch %berwiegend bilateral – ist eine insbesondere in Krisenzeiten an-
spruchsvolle Aufgabe. Wichtig bleibt das zum Teil %ber Jahrzehnte bew�hrte
Vertrauensverh�ltnis oder wenigstens die Konsistenz solider Gesch�ftsbezie-
hungen.

Die Tatsache, dass wir zu rund 300 ausl�ndischen Diensten Beziehungen ha-
ben, belegt das Ausmaß, aber auch den Bedarf differenzierten An- und Einsat-
zes. Dabei spielen unsere Auslandsvertretungen eine wichtige Rolle. Sie sind
ein flexibles Instrument sowohl der Informationsgewinnung als auch des In-
formationsaustauschmanagements mit den – mehr oder weniger – befreunde-
ten Diensten. Jeder ist ein Sonderfall. Dies gilt nat%rlich insbesondere beim In-
formationsaustausch zum Terrorismus. Hier ist das vorg�ngige Einverst�nd-
nis „Was ist Terrorismus? Wer ist ein Terrorist?“ schnell zu Ende.

Wir haben bisher vorgezogen im internationalen Rahmen auf eine und aus-
schließende Definition zu verzichten und es jedem Partnerdienst %berlassen,
seine Vorurteile in der Praxis zur Anwendung zu bringen und uns selbst vor-
zubehalten, ob und wie wir darauf reagieren.

11.

Hier ist vielleicht die Gelegenheit, den bisher nur incidenter erw�hnten Islam-
bezug abzuhandeln. Terror als politisches Instrument und somit als Gegen-
stand der Aufkl�rung ist nicht notwenig ein Produkt einer Mentalit�t, einer
Zivilisation, einer Religion oder gar eines Krieges der Zivilisationen.
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Zwar gibt es sicher politisch-historisch-kulturelle Hintergr%nde, die Terror
motivieren – und vielleicht auch erkl�ren –, entscheidend ist aber, dass, um
es ganz einfach zu sagen: das Gegenteil auch wahr ist. Es gibt keinen islami-
schen terroristischen Anfangsverdacht. Ich habe bereits das Modell des anti-
kolonialistischen Gegenterrors bem%ht. Hier liegt der Kern des Problems,
nicht in der islamischen Religion. Es handelt sich um unerledigte Machtfragen,
nicht um einen Kampf der Zivilisationen oder Religionen, sondern um die
anhaltende Auseinandersetzung zwischen Zivilisierten und Unzivilisierten.

Es ist eine nicht unwichtige Aufgabe, in diesem Zusammenhang die Kollegen
der anderen und gelegentlich sehr fremden Dienste nicht nur als lokale Eliten,
sondern auch als zivilisatorische Elemente zu betrachten, zu behandeln und
zu ermutigen.

12.

Zur%ck zur Praxis:

Intern haben wir die Geldw�schebearbeitung auf die „Netzwerke“ konzen-
triert. Wir haben die Zusammenarbeit mit BfV und BKA intensiviert. Es gibt
keine prinzipiellen oder rechtliche Probleme, nur praktische bei der Abarbei-
tung von Massendaten und Datenmassen.

Die Zusammenarbeit ist ja nicht neu. Dass sie jetzt unter dem Brennglas einer
aufgeregten Uffentlichkeit stattfindet, macht manches nicht einfacher. Mein
Eindruck ist aber, dass wir uns – jeder – auf unser Kerngesch�ft konzentrieren
sollten – und wir d%rfen da sicher noch besser werden.

Ganz wichtig ist, dass wir uns von unseren Gegnern im asymmetrischen Krieg
nicht die Initiative nehmen oder aufzwingen lassen. Wir m%ssen sowohl mo-
ralisch als auch – und vor allem – praktisch %berlegen sein und uns durchset-
zen wollen und k*nnen.

Epilogando:

Ausgehend von der Kategorie „politische Intensit�t“, die dem Terror beson-
ders eigent%mlich ist, habe ich Aktion und Reaktion des Bundesnachrichten-
dienstes dargestellt. Es dreht sich jetzt nicht nur um Rechtsfragen, um Daten-
schutz oder Trennungsgebote. Es gibt keine Patentrezepte. Sondern: Energi-
sche Konzentration auf den wirklichen Auftrag. Das ist jetzt nicht nur
„Early Warning“, sondern auch „Force Protection“ angesichts des Einsatzes
der Bundeswehr in gef�hrlichen Regionen. Das kommt nicht unerwartet. Es
ist – wie so oft – zuf�llig und unausweichlich.
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Die aktuelle Lage in den USA und m�gliche Reaktionen

Michael Rolince

Haben Sie vielen Dank. Ich kann gar nicht in Worte fassen, wie dankbar ich
daf�r bin, dass ich Ihnen einen Besuch abstatten darf und Gelegenheit habe,
mit Ihnen, meinen Kollegen vom BKA, zu sprechen. Ihnen, Herr Dr. Kersten,
darf ich im Namen des Leiters des FBI, des Justizministers, des Pr(sidenten
der Vereinigten Staaten von Amerika und der 20.000 Mitarbeiter des FBI
ganz besonders herzlich f�r die von Ihrem Amt bei diesen Ermittlungen ge-
leistete wertvolle Zusammenarbeit danken.

Dies war keine vorbereitete Dankesrede, sondern vielmehr Reaktion auf eine
Frage,diemirvorhingestelltwurde.UnddieseFragem2chte ichmit folgendem
Gedanken beantworten: Wir, das FBI, k2nnen mit den uns zur Verf�gung ste-
hendenInstrumentenunddenmitunsimBereichdesGesetzesvollzugszusam-
men arbeitenden Stellen fast alle Aufgaben bew(ltigen, aber wir werden ohne
starke, best(ndigeundfruchtbare internationaleZusammenarbeitniemalsden
internationalen Terrorismus, insbesondere den Terrorismus, der uns in andere
L(nder f�hrt, bek(mpfen k2nnen. Ich habe selbst an einigen F(llen gearbeitet,
bei denen diese Art von Zusammenarbeit fehlte. In der Vergangenheit gab es
einige terroristische Anschl(ge, bei deren Aufkl(rung ausl(ndische Stellen
aus soziologischen, religi2sen oder politischen Gr�nden bekanntermaßen
nicht mitgewirkt haben oder nicht mitwirken konnten. Dieser Mangel an Zu-
sammenarbeit beeintr(chtigte die Ermittlungen in erheblichemMaße.

In fr�heren Reden habe ich h(ufig die Arbeit unserer Kollegen in Daressalam
undNairobi als Beispiel f�r eineArt vonZusammenarbeit hervorgehoben, die
notwendig ist, um in einem Fall von internationalem Terrorismus erfolgreich
zu ermitteln und die Verantwortlichen vor Gericht zu bringen. Ich bin voller
Hoffnung und Zuversicht, nein, ich bin mir heute dessen sicher, dass ich
der deutschen Regierung, den deutschen Beh2rden und, aus der Sicht des Ge-
setzesvollzugs, vor allem dem BKA Respekt zollen werde, wenn ich in Zu-
kunft vor einem Publikum stehe und einen Vortrag halte.

Ich werde nun versuchen, Sie – soweit es mir m2glich ist – �ber den Stand un-
serer Ermittlungen aufzukl(ren, werde dabei jedoch, wie bereits meine Vor-
redner, Einzelheiten aussparen, die nachrichtentechnische Grundlagen, Me-
thoden und Quellen betreffen. Besonders interessant fand ich die Fragen und
Antworten,dieaufden letztenVortrag folgten,denngenaudieselbehitzigeDe-
batte �ber Informationsteilung findet derzeit in den USA statt: Da geht es da-
rum, dass Polizisten, FBI-Ermittler und Nachrichtenbeh2rden der 9ffentlich-
keitunddenMedien,unserenGegnernundunserenVerb�ndetendieFragebe-
antworten sollen, wie wir Informationen weiterleiten. Im Endeffekt l(uft es
darauf hinaus, dass es h(ufig nicht einfach ist. Aberwir bem�henuns sehr, un-
seren Job nicht nur zumachen, sondern vor allem auch, ihn richtig zumachen.

Dies bedeutet, dass ich insofern eine Gratwanderung vollziehenmuss, als ich
Ihnen einerseits einen bestm2glichen Einblick in unsere Ermittlungen geben
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will, andererseits aber nat�rlich Informationen weglassen werde, die zu sehr
ins Eingemachte gehen. So ziemlich jederweiß �berdie Ereignisse des 11. Sep-
temberBescheid, undwenn ich sage, dass sie unser Leben, unser Landunddie
Arbeit unserer Beh2rden ver(ndert haben, ist dies keine =bertreibung. Zum
Zeitpunkt, als diese vier Flugzeuge starteten, hatten wir weder in den USA,
noch hatte meines Wissens irgendeine andere Regierung oder Beh2rde ir-
gendwelche Anhaltspunkte daf�r, dass eine Gruppe von Terroristen, insbe-
sondere die Al-Qaida, Flugzeuge entf�hren und damit eine so abscheuliche
und brutale Tat ver�ben w�rde. Ich weiß nicht, wie viele von Ihnen den An-
schlag vor dem Fernseher verfolgt haben, aber w(hrend nur wenige den ers-
tenAngriff gesehen haben, haben zweifelsohne viele den zweitenAngriff die-
ser gut durchdachten, geplanten und koordinierten Operation miterlebt.
Nach ein paar Tagen wollten dann die Menschen wissen, wer den Anschlag
ausgef�hrt hat, und Beweismaterial und nachrichtendienstliche Erkenntnisse
wiesen ganz eindeutig auf Bin Laden hin.

Michael Rolince (FBI) beim Meinungsaustausch mit Pr�sident Dr. Ulrich Kersten

Mir pers2nlichwurde beimEinschlag des zweiten Flugzeugs ziemlich schnell
klar, wer hinter dieser Sache stecken musste, denn es gibt, wenn �berhaupt,
nur einige wenige andere Organisationen, die �ber die Ressourcen verf�gen,
umeinenAnschlagdieserGr2ßenordnungdurchf�hren zuk2nnen.Nat�rlich
wollten die Menschen, dass jede M2glichkeit – sei es eine andere Gruppe, ein
Schurkenstaat oder staatlich gef2rderter Terrorismus – �berpr�ft wird, und
das ist auch notwendig.Wir k2nnen auch nicht ausschließen, dass eine solche
Gruppe beziehungsweise ein solcher Staat die Al-Qaida oder andere terroris-
tische Vereinigungen unterst�tzt, aber bislang liegen uns keinerlei Hinweise
auf einen staatlich gef2rderten Terrorakt vor.
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Auf diesem Bild sehen sie Ground Zero, wie der Schauplatz des Verbrechens
in New York City selbst genannt wird: die =berreste des World Trade Center,
des ehemals 7 Geb(ude umfassenden Komplexes, werden in Eimern davon-
getragen. Es ist f�r die meisten von uns wohl einer der ergreifendsten Verbre-
chensschaupl(tze, an denen wir je ermittelt haben beziehungsweise je ermit-
teln werden. Noch immer werden Hunderte von heldenm�tigen Polizei- und
Feuerwehrleuten und Anschlagsopfern vermisst. Die Menschen, die hier ar-
beiten, verlesen die Tr�mmer inm�hsamer Kleinarbeit.Wirwerden sp(ter se-
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hen, was wir mit diesem Schutt machen, nachdem er von hier weggebracht
wurde.

F�r jemanden, der schon einmal inNewYorkwar unddie �ber hundert Stock-
werke hohen Geb(ude besucht oder sie vielleicht auch nur von einer F(hre
oder einem Flugzeug aus gesehen hat, ist es schwer vorstellbar, dass dies alles
ist, was davon �brig bleibt. F�r einen Ermittler aber stellen sich Abertausende
von Fragen. Ich bin bisweilen best�rzt und bisweilen am�siert angesichts von
Medien, die diesen Fall in einer halben Stunde oder einer Stunde gel2st haben
wollen, weil so lange eben eine Fernsehsendung dauert. Dieser Fall ist jetzt
zwei Monate alt, und es wird noch Jahre, wenn nicht sogar nahezu ein Jahr-
zehnt oder vielleicht dar�ber hinaus dauern, bis er abgeschlossen ist. Eine
solch komplexe Angelegenheit erfordert komplexe Ermittlungen, und kom-
plexe Ermittlungen wiederum beanspruchen eben viel Zeit.

Im Wesentlichen besch(ftigen wir uns mit folgenden Fragen, mit Hilfe derer
wir das Puzzle zusammensetzen wollen: Wer waren diese Leute? Wann wa-
ren sie zum letzten Mal in den Vereinigten Staaten? Welche anderen L(nder
haben sie besucht?Wohaben sie gewohnt?WelcheNamen benutzten sie?Wa-
ren dies ihre richtigenNamenoderDecknamen?Wie sahen sie aus – und zwar
nicht vor zehn Jahren, sondern am Tag des Anschlags? Denn genau diese Bil-
der zeigenwir denMenschen, um die Geschichte jedes einzelnen dieserM(n-
ner rekonstruieren zu k2nnen.

Die American Airlines, Flug 077, hatte 76 Passagiere an Bord und war noch
nicht einmal zur H(lfte besetzt. Wir glauben, dass dies kein Zufall ist. Sie ha-
ben den NamenMohammed Atta ja schon 2fters geh2rt beziehungsweise ge-
lesen; mittlerweile ist ziemlich sicher, dass er der Anf�hrer einer speziellen
Gruppe beziehungsweise sogar der Leiter der Gesamtoperation war, auch
wenn wir die Untersuchungen zu seiner Person noch nicht ganz abgeschlos-
sen haben.

Wie bereits erw(hnt, befanden sich auf Flug United Airlines 175 zwei Perso-
nen aus den Vereinigten Arabischen Emiraten und drei Saudis. Marwan al-
Shehhi war h2chstwahrscheinlich der Anf�hrer dieser Gruppe. Die Zahlen
und Fakten, die Ihnen heute Morgen mitgeteilt wurden, stimmen: Wir konn-
ten ermitteln, dass von den 19Attent(tern 15 aus Saudi-Arabien und zwei aus
den Vereinigten Arabischen Emiraten kamen; außerdem war einer Ggypter,
n(mlich Mohammed Atta, und einer Libanese, Ziad Jarrah.

Nach Staten Island werden die aufgesammelten Tr�mmerst�cke gebracht,
und FBI-Mitarbeiter arbeiten hier sieben Tage die Woche rund um die Uhr,
um den Fall aus forensischer Sicht aufzukl(ren. Was wir hier suchen, sind
die Verbrechenswerkzeuge sowie jede andere Art von Beweisst�ck aus den
beiden Flugzeugen. Da fragt man sich unweigerlich, wie hoch denn �ber-
haupt die Chancen sind, etwas zu finden; und wir m�ssen nat�rlich allem
nachgehen, was auch nur im Entferntesten mit dem Anschlag in Verbindung
steht. Hier kann ich nur auf fr�here Attentate verweisen – sei es Khobar To-
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wers im Jahr 1996, Oklahoma City oder der erste Anschlag auf das World
Trade Center. In all diesen F(llen fand man unter riesigen Tr�mmerhaufen
enorm wichtige forensische Beweisst�cke.

Ein sehr interessantes Beweisst�ck ist die Tasche, dieMohammedAtta inPort-
land/Maine zur�ckließ, das heißt, die er vielmehr dort eincheckte, die aber
auf den Flug nach Boston, Massachusetts nicht mehr mitkam. Wir versuchen
noch immer herauszufinden,warumPersonen, die amn(chstenMorgen in al-
ler Fr�he in Boston einen Flug erreichenm�ssen, die Nacht zuvor eine einein-
halbst�ndige Reise nach Portland/Maine unternehmen und damit riskieren,
ihren Flug zu verpassen, was ja auch fast passiert w(re.

In Mohammed Attas Tasche fanden wir mehrere interessante Gegenst(nde,
unter anderem auch einen Strafzettel, den er f�r das F�hren eines Kraftfahr-
zeugs ohne Fahrerlaubnis bekam. Bei diesem Strafmandat handelt es sich
um eines von wenigen Verkehrsdelikten, die diese Personen begingen, und
umeinenderwenigenAnl(sse, bei denen sie in denUSAauf irgendeineWeise
mit dem Gesetz in Konflikt kamen. Heute Morgen stellte jemand die Frage:
„Was sollenwir,was k2nnenwir tun, um etwas �ber diese Personen, ihreAuf-
enthaltsorte und Pl(ne herauszufinden?“ Bislang wurden Vollzugsbeh2rden
immer deshalb auf Personen aufmerksam, weil diese in Schwierigkeiten ge-
rieten. In diesem Fall habenwir 19 Personen, diesen und einenweiteren Straf-
zettel und sonst nichts.

Obgleich dieses Verbrechen so grausam und schauderhaft war, wurden dabei
verh(ltnism(ßig simple Mittel eingesetzt. Hier haben wir beispielsweise
Draht zum H(nde fesseln, außerdem so genanntes Flexicloth, das die Polizei
h(ufig zur Unruhebek(mpfung bei großen Kundgebungen einsetzt, Paket-
klebeband und, wie Sie schon gesehen haben, die Messer mit den etwa
10 cm langen Klingen, auf die ich im Rahmenmeiner Ausf�hrungen zumAb-
sturz in Pennsylvania noch n(her eingehen werde.
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Hier ein Bild im Zusammenhangmit dem Flug der American Airlines 077mit
Ziel Los Angeles, das vom Dulles International Airport in Washington D.C.
kam und ins Pentagon st�rzte. Diejenigen unter Ihnen, die schon einmal nach
Washingtonoder vonWashingtonaus irgendwoandershingeflogen sind,wis-
sen, dass das Pentagon nach demAbheben gerade mal zehnMinuten entfernt
ist. Es ist ein absolut beeindruckender Bau, undwahrscheinlich ist nirgends in
der Stadt so viel los wie hier: an einemDurchschnittstag arbeiten meinesWis-
senszwischen20.000und25.000Menschen indemsymmetrischenGeb(ude, in
demman sich �brigens trotz seiner Gr2ße sehr gut zurechtfinden kann.
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Hier sehen Sie den Tatort, wie er aussah, nachdem das tagelang w�tende
Feuer, welches das Pentagon-Gel(nde und seine unmittelbare Umgebung in
schwarzen Rauch h�llte, gel2scht werden konnte. Denjenigen von uns, die
sich mit Terrorismusbek(mpfung befassen, ist nat�rlich klar, womit wir uns
hier konfrontiert sehen. Aber lassen Sie mich Ihnen sagen, dass mich schon
ein merkw�rdiges Gef�hl �berkam, wenn ich tagt(glich an diesen Ort fuhr
und aus einer Kurve hinter demPentagon heraus pl2tzlich die Lichter, diewe-
henden Fahnen und die Arbeiter sah, die sich abm�hten, um das Versprechen
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unseres Pr(sidenten wahr zu machen, dass wir das Pentagon Stein f�r Stein
und so schnell wie m2glich wieder aufbauen w�rden. Und irgendwann, als
ich sp(ter mal wieder dort vorbeifuhr, waren die ganzen Tr�mmer weg und
die ersten Baumaßnahmen eingeleitet. Es wird wirklich sehr hart amWieder-
aufbau des Geb(udes gearbeitet, und das ist sehr wichtig f�r uns und vor al-
lem f�r die Menschen, die im Pentagon arbeiten.

An Bord des Flugzeuges befanden sich zwei Personen, die als Anf�hrer fun-
gierten: Khalid al-Midhar, der als Anh(nger bin Ladens bekannt war, und
HaniHanjour, dermehrUnterrichtsstunden als alle anderen Entf�hrermit Pi-
lotenausbildung in den USA genommen hatte.

Der n(chste Punkt, �berden ichmit Ihnen sprechenm2chte, ist folgender:Wie
oft sind diese Leute gereist, und warum haben wir davon nichts mitbekom-
men? Auslandsreisen sind nichts Ungew2hnliches, und ohne konkrete Hin-
weise, die eine Ermittlung notwendig machen oder aus nachrichtendienst-
licher Sicht interessant sind, verfolgen wir nat�rlich nicht die Reisen von Pri-
vatpersonen.

Nehmen wir das Beispiel al-Midhar, der innerhalb eines Zeitraums von 15
Monaten nach Frankfurt, in die Vereinigten Arabischen Emirate, nach Saudi-
Arabien, von Jemen zur�ck in die Emirate, nach Malaysia, nochmals nach
Saudi-Arabien, von Jemen nach Saudi-Arabien, aus Saudi-Arabien heraus,
aus Ggypten zur�ck nach Saudi-Arabien, in die Vereinigten Staaten und
schließlich nach College Park im US-Bundesstaat Maryland flog. Wie Sie se-
hen k2nnen, eine beachtliche Anzahl von Auslandreisen.
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Dieser Flug, United Airlines 093, ist der einzige, der nur saudische Entf�hrer
an Bord hatte. Der Absturz der Maschine ist in mehrfacher Hinsicht interes-
sant, vor allem jedoch wohl wegen der Handygespr(che, die zwischen den

83



Passagieren und ihren Angeh2rigen in den USA stattfanden. Wie Sie sehen,
sollte die Maschine planm(ßig um 08:01 Uhr starten, tat dies jedoch tats(ch-
lich erst um 08:42 Uhr. Sie bewegte sich zwar aufs Rollfeld, hob aber erst
etwa 40 Minuten sp(ter ab. In diesen 40 Minuten zwischen planm(ßigem
und tats(chlichem Start rasten die anderen drei Flugzeuge in dasWorld Trade
Center beziehungsweise in das Pentagon. Diese Nachricht wurde an die Pas-
sagiere weitergegeben, die sich dann zusammentaten und zu dieser mutigen
Aktion entschlossen. Die letzten Worte, die aus dem Flugzeug vernommen
wurden, waren, wie Pr(sident Bush bemerkte: „Let’s roll!“1. Dann st�rzten
sie sich auf die Entf�hrer, um die Kontrolle �ber die Maschine zu erlangen.
Dies alles w(re wahrscheinlich nicht passiert, wenn das Flugzeug rechtzeitig
gestartet w(re. Diese Menschen waren in jeder Hinsicht wahre Helden, und
ich habe mir von Experten sagen lassen, dass es ihnen h(tte gelingen k2nnen,
dem zu diesem Zeitpunkt noch lebenden Co-Piloten die Maschine wieder zu
�bergeben,wenn sie etwasmehrH2he gehabt und es geschafft h(tten, die Ent-
f�hrer aus derMaschine zuwerfen. Das Flugzeug flog bei einer Geschwindig-
keit von �ber 500 Meilen/Stunde und in einer H2he von 10.000 Fuß verkehrt
herum und krachte in dieser Lage in diesen H�gel hier, wo es entzwei brach
und das Cockpit in den Wald geschleudert wurde.

Der Tatort wurde sofort untersucht; von ihm stammen diewertvollsten foren-
sischen Daten, �ber die wir verf�gen. An Bord der Maschine waren nur vier
Entf�hrer, aber als Ermittler bin ich davon �berzeugt, dass urspr�nglich
f�nf geplant waren. Diese Tatsache ist ein weiteres großes R(tsel beziehungs-
weise eine der wichtigen ungekl(rten Fragen, die wir in diesem Fall noch zu
l2sen haben. Vor allem ist sie in mehrerlei Hinsicht von Bedeutung, denn wer
auch immer diese f�nfte Person ist, sie ist vermutlich noch am Leben. Wenn
wir sie finden, k2nnen wir sie zur Verantwortung ziehen und verh2ren, und
das k2nnte unsere Ermittlungen weiterbringen.

Ein noch zwingenderer Grund, diese Person zu finden, ist die Tatsache, dass
wir es heutzutage inDeutschland, denUSAundder ganzenWeltmit Terroris-
ten zu tun haben, die nicht einenAnschlag begehen und danach, falls sie noch
am Leben sein sollten, neu anfangen. Diese Leute setzen sich nicht zur Ruhe –
sie sind, was und wer sie sind, und sie tun, was sie tun.

RamsiYousef, der vor einigen Jahrenden erstenAnschlag aufdasWorldTrade
Center ver�bte, ist wohl das klassische Beispiel f�r einen solchen Attent(ter.
Nachdem er die Tat ausgef�hrte hatte, flog er auf die Philippinen und fasste –
wie bereits heute Morgen angesprochen – den Plan, etwa ein Dutzend US-
amerikanische Transportflugzeuge gleichzeitig zum Absturz zu bringen.
Das Muster, das wir hier wieder erkennen, ist der Verlust unz(hliger Men-
schenleben und das gleichzeitige Ausf�hren mehrere Anschl(ge. Yousefs
Plan, der Doppelanschlag auf die US-Botschaften in Kenia und Tansania,
der geplante Anschlag auf die St. John-the-Baptist-Br�cke, der geplante An-

1 Etwa: „Packen wir’s an!“

84



schlag auf das Radisson-Hotel in Jordanien w(hrend einer Millenniumsfeier,
der geplante/versuchte Anschlag auf die USS Sullivans undAhmed Ressams
Einreise in die USA�ber die kanadischeGrenze – all dies h(tte vielleicht nicht
unbedingt gleichzeitig passieren sollen, aber esw(re sehrwohlm2glich gewe-
sen, dass wir innerhalb eines Zeitraums von sieben bis zehn Tagen auf drei
schreckliche, durch Tausende von Kilometern voneinander getrennte An-
schl(ge h(tten reagieren m�ssen. Mit dieser Art von Terrorismus sahen wir
uns in den letzten Jahren konfrontiert, und derselben Art von Terrorismus
werden wir uns realistischerweise wohl auch in den n(chsten Jahren gegen-
�bersehen.

Als n(chstes lese ich Ihnen kurz eine Auflistung der Reisen von Ziad Jarrah
vor: Nassau/Bahamas – Miami/Florida, D�sseldorf – Tampa/Florida, Fort
Myers/Florida – Frankfurt, D�sseldorf – Newark/New Jersey, Pakistan –
Vereinigte Arabische Emirate, D�sseldorf –Newark, Atlanta/Georgia –Ams-
terdam, Amsterdam – Atlanta, Philadelphia/Pennsylvania, Bahamas, D�s-
seldorf, D�sseldorf, Florida, Florida, Maryland, Newark. Eine große Anzahl
von Reisen also, und jede dieser Reisen, jeder dieser Flugh(fen, jedes der be-
suchten Hotels und jedes der Flugzeuge birgt wichtige Informationen, an de-
nen ein Polizist oder Ermittler interessiert ist. Noch ein weiterer Grund also,
warum dies keine 30-min�tige oder einst�ndige Ermittlung sein kann. Ziad
Jarrahwarder Pilot und einzige Libanese unter denEntf�hrern. Interessanter-
weise reistendiemeisten, imGrunde fast alle von ihnen, unter ihrem richtigen
Namen in die USA ein. Hier suchen wir nach einem Muster; wir versuchen
herauszufinden, warum an den Grenzen nichts bemerkt wurde und warum
diese Leute nicht einer eingehenderen =berpr�fung unterzogen wurden.
Nun ist es nat�rlich so, dass jedes Jahr 30MillionenMenschenunsereGrenzen
passieren, und wenn man legal und unter seinem richtigen Namen einreist,
gibt es eigentlich keinen Grund, warum jemand auf einen aufmerksam wer-
den sollte. Stellen Sie sich vor, Sie reisen legal und unter Ihrem richtigen Na-
men in die USA ein, bezahlen Ihre Rechnungen, in der Regel in bar, und Sie
besteigen das Flugzeug mit nichts, das die Aufmerksamkeit von Ermittlern
auf Sie lenken beziehungsweise den Piloten oder die Besatzung dazu veran-
lassen w�rde, die Maschine nicht zu starten – nun k2nnen Sie vermutlich
nachvollziehen, warum niemand auf die Entf�hrer aufmerksam wurde.

Interessant ist auchdie Position, die die Entf�hrer anBorddes Flugzeuges ein-
nahmen – so nahe wie m2glich an der Kabine, und die K(mpfer – so nennen
wir die Personen, die deutlich sp(ter als dieAnf�hrer in unser Land eingereist
sind – alle eng beieinander und m2glichst weit vorne. Von den insgesamt 19
Attent(tern flogen nur zwei – und zwar an Bord der American Airlines 077,
die ins Pentagon st�rzte –, nicht in der 1. Klasse. An dieser Stelle m2chte ich
nochmals die Zahl der Passagiere an Bord der vier Flugzeuge nennen: 76,
55, 53 und 31. Das bedeutet also im Falle von Maschinen dieser Gr2ße, dass
sie noch nicht einmal ann(hernd zu einem Drittel belegt waren. Wir glauben,
dass auch dies mit Absicht geschah.
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Woher kommen sie? Sollten die St(dte, vondenen aus dieMaschinen gestartet
sind, in irgendeiner Hinsicht von Bedeutung f�r unsere Ermittlungen sein?
Und sollten wir mit unseren ausl(ndischen Kollegen zusammenarbeiten,
um diesen Teil der Ermittlungen abzurunden?

19 Personen waren auf insgesamt 17 verschiedene Fl�ge verteilt. Nur in der
ersten und der achten Maschine saßen zwei Entf�hrer. Das k2nnte sehr
wohl der Grund daf�r gewesen sein, dass zwei zuerst nach Portland/Maine
und von dort aus in s�dliche Richtung reisten.

Solltenwir uns die Flugschulen ansehen, in denen diese Personen ausgebildet
wurden? Schulen und Hochschulen aufzusuchen und sich Listen geben zu
lassen, auf denen die ethnische Zugeh2rigkeit von Sch�lern beziehungsweise
Studierenden aufgef�hrt ist, wirft eine Menge Fragen auf. Wir sammeln
eigentlich keine Personenlisten; sie geh2ren nicht zu den Werkzeugen eines
Ermittlers und das sollten sie auch nicht. Was wir jedoch sammeln sind Infor-
mationen, durch die wir die Voraussetzungen erf�llen, um gem(ß den Richt-
linien des Justizministers Ermittlungen er2ffnen zu k2nnen. Als wir uns auf
die Empfehlung eines Experten hin dazu entschlossen, die Schulen aufzusu-
chen, wussten wir interessanterweise nicht, was uns erwartete und welchen
Umfang die Ermittlungen haben w�rden. Es stellte sich heraus, dass es in
den USA ungef(hr 500 bis 600 Schulen gibt, die j(hrlich etwa 20.000 Sch�lern
Flug- oder Simulatorunterricht erteilen. Im Rahmen dieser Untersuchungen
sprach ich mit der saudischen Botschaft, und mein Kollege erz(hlte mir,
dass fast alle saudischen Piloten und Milit(rpiloten in den USA ausgebildet
werden. Und wenn man sich den restlichen Nahen Osten ansieht, wird man
vermutlich auf vergleichbare Zahlen stoßen. Ein Grund hierf�r ist, dass Flug-
unterricht in den Vereinigten Staaten nur etwa halb so viel kostet wie anders-
wo. Undwennman sich die zwei oder vielmehr drei begehrtesten Orte bezie-
hungsweise Gegenden f�r Flugunterricht ansieht – n(mlich Florida, Phoe-
nix/Arizona und S�dkalifornien –, dann wird klar, warum dies so ist: das
Wetter ist dort n(mlich nicht nur sch2n, sondern best(ndig, so dass man
das ganze Jahr �ber fliegen kann.

Dies stellt f�r uns, die auf dem Gebiet des Gesetzesvollzugs t(tig sind, eine
große Herausforderung dar, weil die n(chste Generation, wenn man so will,
ja noch da ist. Ein Senator fragtemich k�rzlich: „Kann so etwaswieder passie-
ren, wird es wieder passieren?“ Ich kann dazu keine Voraussagen treffen,
denn Spekulationen anzustellen ist ja nicht unsere Aufgabe. Nat�rlich will
jetzt jederwissen,was als n(chstes passiert,wer oderwasbesonders gef(hrdet
ist, und speziell wo und wann sich ein weiterer Anschlag ereignen k2nnte.
Diese Fragen kann ich leider nicht beantworten, aber so viel ist sicher: diese
Leute fanden eine M2glichkeit, die Dinge, die sie taten, just bis zu dem Mo-
ment legal zu tun, an dem sie ihre Waffen zogen.

Ein interessantes Beweisst�ck, daswir inMohammedAttas Tasche fanden, ist
ein Abschiedsbrief, oder sagen wir besser, eine Anweisung. Darin enthalten
ist beispielsweise der Satz „=berpr�ft eureWaffen vordemStart!“, dermeines
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Erachtens ein Hinweis darauf ist, dass auf den Flugh(fen keine Sicherheits-
vorschriften verletzt wurden. Es wurden keineWaffen durch Flughafenange-
stellte, Besatzungsmitglieder oder Instandsetzungspersonal bereitgestellt. Bei
der Beschaffung der Messer wurde keine Beihilfe geleistet. So wie ich das se-
he, sind die Entf�hrer mit den Messern in der Tasche an Bord gegangen, weil
dies zu diesem Zeitpunkt legal war. Wie wir bereits gesehen haben, waren sie
in denUSA zuvor so h(ufig geflogen, dass sie sich �ber dieMaschinen, die sie
sp(ter entf�hrten, ausf�hrlich informieren konnten und genau wussten, was
m2glich sein w�rde und was nicht.

In diesemAbschiedsbrief sind außerdemdie Anweisungen zu finden: „Wenn
der Angriff beginnt, dann k(mpft wie Helden, die entschlossen sind, nicht
wieder zu dieser Welt zur�ckzukehren! Nehmt Gefangene und t2tet sie!
Eure letztenWorte sollten sein: ,Es gibt keinen Gott außer Allah, undMoham-
med ist sein Bote!P“ Was lernen wir daraus? Die Anweisung lautete, Gefan-
gene zu nehmen und sie zu t2ten. Heute morgen haben Sie bereits geh2rt,
dass Bin Laden k�rzlich gesagt haben soll, Pr(sident Bush liebe das Leben
so sehrwie diemeisten oder alle Amerikaner w(hrend er selbst den Tod liebe.
Diese Aussage ist meinerMeinung nach nicht nur faszinierend, sondern auch
sehr aufschlussreich.

Das gleiche Schreiben wurde an drei verschiedenen Orten gefunden, n(mlich
inAttas Tasche, in demFahrzeug, dasNawaf al-Hamsimietete und amDulles
International Airport hinterließ, und am Absturzort in der Gemeinde Stoney
Creek im Staat Pennsylvania. Eine g(ngige Theorie besagt, dass ihn m2g-
licherweise nur die Anf�hrer hatten.

Was sich offenbar sehr schnell bezahlt machte, war die Verbindung nach
Deutschland, und im Besonderen nach Hamburg. Wenn wir uns die fr�heren
Fl�ge angesehen h(tten, w(ren wir auf einige Stunden Flugunterricht gesto-
ßen, aber wir h(tten ebenso herausgefunden, dass zw2lf von den 17 �ber-
haupt keine Flugstunden in den USA nahmen und auch recht wenig Zeit
dort verbrachten. Drei der vier Anf�hrer waren hier, und weitere Personen
wieBahaji, OmarundEssabar sind,wieHerrDr.Kersten bereits heuteMorgen
bemerkt hat, vongroßemInteresse f�rdie deutschenErmittlungenunddieEr-
mittlungen weltweit. Lassen Sie es mich noch einmal wiederholen: solche
Leute setzen sich nicht zur Ruhe.

Hier noch ein paar Zahlen, um den Umfang des Falles zu demonstrieren. Sie
haben sicher auch inDeutschlandviel in denMedien geh2rt undgesehen�ber
die angeblich 1.000 Leute, die festgenommen wurden – das Ganze wurde als
eine Art riesige „Aufr(umaktion“ dargestellt, mit der die Straßen von poten-
ziellen Terroristen befreit werden sollten. Tats(chlich ist es ganz einfach ein
Beweis daf�r, dass die amerikanischen Einwanderungsgesetze und die Unf(-
higkeit unserer Beh2rden, Personen zu�berwachen, diemit einembeschr(nk-
ten Visum in die Staaten einreisen, einer Pr�fung unterzogenwerdenm�ssen.
Eine solche Pr�fung wird momentan auf Anweisung des Justizministers
durchgef�hrt.
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Wir klopfen jeden Tag an Dutzende oder sogar Hunderte von T�ren und tref-
fen dabei Leute an, die keineAufenthaltsberechtigung haben. In denUSAhal-
ten sich sch(tzungsweise Zehntausende, wenn nicht sogar Hunderttausende
von Menschen illegal auf, und Statistiken haben gezeigt, dass es etwa bei der
H(lfte von ihnen so l(uft, dass sie auf rechtm(ßigemWege ein Visum erhalten
und dann einfach hier bleiben. Die sich uns stellende Frage beziehungsweise
Herausforderung ist nun, wie wir in solchen F(llen verfahren sollen. Da gibt
es zum Beispiel die einen, die mit der Wirtschaft, der Gesch(ftswelt, den Bil-
dungs- und sonstigen Einrichtungen sprechen und beklagen, dass der Le-
bensstil dieser Menschen und ihre F(higkeit, innerhalb der Gesellschaft zu
funktionieren, sich verschlechternwerden, wennwir unsere Einwanderungs-
gesetze derart versch(rfen. Ich weiß, dass diese Diskussion nicht nur bei uns,
sondern auch bei Ihnen in Deutschland gef�hrt wird. Wie kann man ein
Gleichgewicht zwischen Gesetzgebung und Freiz�gigkeit schaffen?

Noch einige Zahlen: �ber 12.000 Kontaktstellen wurden eingerichtet, und
mittlerweile sind mehr als 200.000 Hinweise aus der Bev2lkerung eingegan-
gen – zumeinen�ber eine kostenlose Telefonnummer, die dieMenschen inAt-
lanta/Georgia anrufen k2nnen, und zum anderen �ber unsere Internet-Web-
site.

Ich werde nun meine Ausf�hrungen zu den Ermittlungen kurz unterbrechen
und auf die Milzbrandanschl(ge zu sprechen kommen. Mir ist klar, dass Sie
sich hier in Deutschland keine �berm(ßigen Sorgen dar�bermachenm�ssen,
aber wir m�ssen unsmeinerMeinung nach alle dessen bewusst sein, dass der
Einsatz chemischer, biologischer oder nuklearer Waffen bei terroristischen
Anschl(gen jeglicher Auspr(gung, also der so genannte Chembionuke-Terro-
rismus, heute eine unmittelbare Bedrohung f�r uns alle darstellt. Ich werde
also etwa f�nf Minuten sprechen und dann Ihre Fragen zum Thema Milz-
brand undm2gliche Gegenmaßnahmen beantworten – ich denke, Sie werden
mir zustimmen, dass wir so die Zeit, die wir zusammen haben, effektiver nut-
zen k2nnen. Das Arzneimittel Cipro ist momentan das wohl am h(ufigsten
verkaufte Medikament in den USA. Dies zeigt, wie wenig n2tig ist, um –
der Ausdruck Hysterie w(re wohl �bertrieben, aber sagen wir – berechtigte
Gngste auszul2sen. Aus der Sicht eines Ermittlers, der am PENTTBOM2-Fall
arbeitet, stellt sich das Ganze folgendermaßen dar: 4.000 FBI-Agenten, 3.000
Unterst�tzungsleute und Hunderte von BKA-Ermittlern und Kollegen aus
anderen L(ndern, die sich an den Ermittlungen beteiligen. Als dieMilzbrand-
anschl(ge ver�bt wurden, hat uns die Regierung jedoch nicht mehr FBI-Er-
mittler zur Verf�gung gestellt, sondern Ermittler von den PENTTBOM-Er-
mittlungen abgezogen und den Milzbrand-Ermittlungen zugeteilt. Alle Brie-
fe, Pakete und Anrufe von Trittbrettfahrern, die seit dem 11. September
abgeschickt beziehungsweise get(tigt wurden, haben wir untersucht. W(h-
rend wir im gesamten letzten Jahr in 176 solcher F(lle ermittelt haben, waren

2 Abk�rzung f�r: BOMbenanschlag auf das PENtagon und die Twin Towers.
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es seit der Zustellung des erstenmitMilzbranderregern verseuchten Pakets in
Florida bereits �ber 5.000. Die Zahlen hier sind nicht besonders beeindru-
ckend, die betroffenen Orte selbst relativ abgegrenzt: S�dflorida, New York,
Virginia, wahrscheinlich von in Washington D.C. stammend, und die beiden
in New Jersey.

Mein medizinisches Wissen ist eigentlich schon ziemlich ersch2pft – wie Sie
sehen, bin ich alles andere als ein Experte, aber ich weiß inzwischen mehr
�ber Milzbrand, als mir lieb ist. Die �ber die Atemwege aufgenommenen Er-
reger bereiten uns die gr2ßte Sorge, da wir – obgleich meines Wissens der
letzte Milzbrand-Fall in den USA etwa zwanzig Jahre zur�ckliegt – wissen,
dass man etwa 10.000 Sporen aufnehmenmuss, um sich zu infizieren. Die Er-
reger m�ssen also absichtlich freigesetzt worden sein, weshalb wir an eine di-
rekte Verbindung zu den PENTTBOM-Anschl(gen glauben. Außerdem gibt
es noch die M2glichkeit der Aufnahme �ber die Haut, von der wir ebenfalls
einige F(lle hatten, und die dritte und letzte Variante, die Aufnahme �ber
den Verdauungstrakt, von der uns jedoch keine F(lle bekannt sind.

AmAnfang besch(ftigte uns vor allem die Tatsache, dass Robert Stevens, also
die erste Person, die sich nicht nur mit der Krankheit infizierte, sondern auch
daran starb, nicht f�r eine so genannte „seri2se“ Zeitung arbeitete. Obwohl
wir hartn(ckig an dem Fall arbeiteten, konnten wir bislang keine Verbindung
zwischen den Empf(ngern der Briefe beziehungsweise den Anschl(gen mit
irgendeiner internationalen terroristischenGruppeoder Einzelpersonherstel-
len. Wir sind immer noch dabei zu kl(ren, was da genau geschah, aber seit
einiger Zeit k2nnen wir gewisse Konturen erkennen. Schauen wir uns kurz
an, wie wir bei diesen Ermittlungen vorgehen – wie wir Zahlen auswerten
und wie wir untersuchen, auf welche Art sich die Opfer infizierten. Im
Grunde tun wir das Gleiche, was wir auch bei den Entf�hrern getan haben:
wir versuchen, jede Minute im Leben eines jeden dieser Opfer zu rekonstru-
ieren.

InWashingtonD.C. k(mpfen sich in dieserMinute Ermittler durch F(ssermit
Zehntausenden von Briefen, die nach demDaschle-Brief abgefangenwurden.
Und jetzt stellen Sie sich nur einmal dieUnmengen von Post vor, die einAbge-
ordneter erh(lt – die Parlamentarier unter Ihnenverstehen sicher,was ichmei-
ne. All diese Briefe und Pakete sehenwir uns ganz genau an und suchen nach
Ghnlichkeiten oder =bereinstimmungen. Wir untersuchen jeden Quadrat-
zentimeter desWeges, den diese Briefe auf demWeg durch die Post(mter zu-
r�ckgelegt haben.

Eineweitere interessante Frage, diewir gerade zu kl(renversuchen, ist folgen-
de: Wusste der Absender, dass die Briefe so gut zugeklebt waren, als h(tte
man gewollt, dass der Erreger nicht entweichen kann? Man sollte eigentlich
meinen, dass jemand, der �ber die M2glichkeiten verf�gt, so eine Sache
durchzuziehen, h(tte wissen m�ssen, dass die Umschl(ge L2cher hatten,
die – obgleichmit dembloßenAuge nicht zu sehen – viel gr2ßer als die Sporen
selbst waren, so dass diese auf ihrem Weg bis zum Empf(nger entweichen
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konnten. Die Theorien �ber den T(ter reichen noch immer von der Al-Qaida
bis zum Alleingang eines einzelnen Profitmachers, und die Verhaltensfor-
schung legt wiederum einen Ted Kaczynski-Typ, wie wir diese Art von T(ter
nennen, also einen Einzelg(nger, nahe. Ted Kaczysnki war der so genannte
Unabomber3, der uns in den USA �ber 20 Jahre lang in Atem hielt.

Hiermit beende ich meinen Vortrag und beantworte von nun an Ihre Fragen.
Aber lassen Sie mich noch einmal auf die Frage eingehen, die schon so oft ge-
stellt wurde und die vielleicht auch Ihnen auf der Zunge liegt, n(mlich: Be-
deutet nicht die Tatsache, dass der Fall jetzt zehn Tage alt ist und wir ihn
noch immer nicht l2sen konnten, dass unsere Ermittlungen fehlgeschlagen
sind? Nun, lassen Sie es mich so erkl(ren: Es gibt nicht nur 600 Flugschulen
in den USA, sondern außerdem 22.000 Universit(tslaboratorien, die v2llig le-
galmitMilzbranderregern experimentieren d�rfen – das sind 22.000M2glich-
keiten,woherdie Probe kommenk2nnte. DieseZahl �bersteigt die unserer Er-
mittler um 10.000 – Sie k2nnen sich also vorstellen, welcher enormen Heraus-
forderung wir uns gegen�bersehen. Wir gehen n(mlich jedem einzelnen
Hinweis in der PENTTBOM-Ermittlung nach, besuchen jedes der 22.000 La-
bors und jede Flugschule, untersuchen jeden einzelnen Brief, und wir befra-
gen – wiederum in der PENTTBOM-Angelegenheit – jede einzelne Person,
die jemals mit einem der 19 Entf�hrer im selben Flugzeug saß, im selben
Haus wohnte, ihnmit dem Taxi, Bus oder anderen Verkehrsmittel bef2rderte,
ihm eine Kinokarte verkaufte oder auf sonst irgendeine Weise mit einem der
M(nner in Ber�hrung kam. An der Situation wird sich nichts (ndern – wir
m�ssen auch in Zukunft mit Anschl(gen rechnen.

Immer wenn jemand zu mir sagt, dass unser Vorgehen gegen die Entf�hrer
und die Aktionen in Afghanistan weitere terroristische Handlungen nur
noch f2rdern, verweise ich auf den Anschlag auf die USS Cole, der sehr per-
sonalintensiv ermittelt wurde. Der Fall ist zu etwa 90 Prozent gel2st, etwa
10 Prozent habenwir noch aufzukl(ren. Auf diesenAnschlag folgte keineAn-
klage und kein Einsatz von Marschflugk2rpern. Wenn Sie sich zur�ckerin-
nern, wie die Vereinigten Staaten damals reagiert haben, werden Sie sich jetzt
vielleicht sagen: „Die haben doch damals �berhaupt nichts unternommen!“
Der Anschlag wurde ja am 12. Oktober 2000 ver�bt, also elf Monate vor den
PENTTBOM-Anschl(gen.

Worauf ich eigentlich schon seit Beginn meines Vortrags hinaus will, ist, dass
das Ganze nicht enden wird, wenn wir nicht gemeinsam etwas dagegen un-
ternehmen. Wenn wir die Verantwortlichen ungestraft entkommen lassen,
werden sie weitere Anschl(ge planen und durchf�hren, �ber die wir in der
Zukunft lesen und deren Auswirkungen wir am eigenen Leib erfahren wer-
den.

3 „Una-“ steht f�r „universities and airfields“, da sich der T(ter aufHochschulen und Flug-
pl(tze spezialisiert hatte.
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Ichm2chtemich andieser Stelle nochmals ganzherzlich daf�r bedanken, dass
Sie mir die Gelegenheit gaben, heute hierher zu kommen und mit Ihnen zu
sprechen. Lassen Sie mich Ihnen sagen, dass Ihre Kollegen – nicht nur vom
FBI, sondern �berall auf der Welt – all das, was Sie und Ihre Kollegen, Ihr
Pr(sident Dr. Kersten, der BND, das BfV und die Polizeibeh2rden in ganz
Deutschland t(glich leisten und wor�ber Ihre Medien vielleicht nicht berich-
ten, unendlich wertsch(tzen. Wir kennen den Wert Ihrer Arbeit und wissen,
dass Sie all dies nicht der Anerkennung und des Geldes wegen tun. Ihnen al-
len gilt der Dank und die Hochachtung des amerikanischen Volkes.
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Fundamentalismus und die Quellen des Terrorismus
im politischen Islam

Bassam Tibi

Die Gelegenheit, die mir das BKA gibt, durch dieses Fachreferat eine Ana-
lyse vor Praktikern vorzulegen, ist nicht nur eine Ehre, sondern auch eine
Chance, den „Ivorytower“, also den Elfenbeinturm der Universit(t zu verlas-
sen, um hierdurch praktisch wirken zu k2nnen. In dem meinem Beitrag vo-
rangegangenen, hervorragenden Referat eines FBI-Analytikers wurde die
Dimension der Law Enforcement sowie des investigativen Levels im Kampf ge-
gen den Terrorismus beleuchtet. Bei der Bek(mpfung des Terrorismus m�s-
sen wir uns eingangs fragen: Wie entsteht der Terrorismus1, was sind seine
religi2s-kulturellen Grundlagen, und wie k2nnen wir seine Wurzeln sowie
Erscheinungsformen verstehen. Meine Disziplin, also das Fach der Interna-
tionalen Beziehungen wurde w(hrend des Kalten Krieges und des Ost-West-
Konfliktes auch als „The divided disciplin“2, also die geteilte Disziplin bezeich-
net. In jenen Zeiten herrschte das Lagerdenken vor und so wurde alles in
linke und rechte Denkschulen unterteilt und eingeordnet. Die linken Schu-
len vertraten die politische 9konomie und versuchten dabei, internationale
Politik nur im Rahmen der „kapitalistischen Weltwirtschaft“ zu erkl(ren.
Auf der anderen Seite gab es die so genannten rechten Schulen der „security
studies“, der Sicherheitsanalysen. Der Brite Anthony Giddens, der als Di-
rector der London School of Economics auch Tony Blair ber(t, hat nach dem
Ende des Kalten Krieges ein Buch mit dem Titel, „Beyond Left and Right/Jen-
seits von links und rechts“3 geschrieben. Sein darin entfaltetes Argument
lautet: Es geht heute weder um linke noch um rechte, sondern nur um rich-
tige oder falsche Analysen. Dieser Ansatz betrifft auch unser Thema. Entwe-
der haben wir die richtige Analyse �ber dieses Ph(nomen oder wir liegen
falsch.

1 Vgl. die grundlegenden Werke zum Terrorismus: Walter Reich (Hg.): The Origins of Ter-
rorism. Cambridge 1996, sowie neu Paul R. Pillar: Terrorism and U. S. Foreign Policy.
Washington D.C. 2001; und auch David Whittaker (Hg.): The Terrorism Reader. London
2001.

2 Kalevi Holsti: The Divided Discipline. Hegemony and Diversity in International Theory.
London 1987.

3 AnthonyGiddens: BeyondLeft andRight. Deutsch: Jenseits vonLinks undRechts. Frank-
furt a.M. 1997.
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Fundamentalismus und Terrorismus:
Die Politisierung der Religion

In der Disziplin der Internationalen Beziehungen geh2re ich zu einem kleinen
Kreis von Wissenschaftlern, der �ber den islamischen Fundamentalismus4

forscht und die Auffassung vertritt, dass neben9konomie und Sicherheitspo-
litik auch religi2s-kulturelle Faktoren in derWeltpolitik bestimmend sein k2n-
nen.DieseAnsichtwurde bisher imFach Internationale Beziehungen als einer
„divided disciplin“ nicht akzeptiert. Aber seit dem 11. September 2001 besteht
großes Interesse an religi2s-kulturellen Erkl(rungen,weil andere bei der Deu-
tung der Geschehnisse versagen. Dieses Interesse wurde zwar schonmit dem
Ende des Kalten Krieges geweckt, steigerte sich aber nach dem 11. September
nochmals deutlich. InAmerika, demLand, in dem ichparallel zuDeutschland
wirke, ist die Religiosit(t st(rker ausgepr(gt. Das Christentum hat dort mehr
Boden als im „nachchristlichen Europa“ (Kuschel). Dies unterstelle ich nicht,
ich beziehe mich hier nur auf Europ(er, die dies selbst sagen. In Amerika gibt
es nicht wie in Holland Kirchen, die amWochenende in einen Flohmarkt ver-
wandelt werden; in den Kirchen dort werdenMessen abgehalten. Aus dieser
Beobachtung folgt: Viele Europ(er, besonders die Deutschen verstehen nicht,
dassMenschen aus religi2senMotiven handeln k2nnen. Die 19Menschen, die
ihr Leben f�r eine religi2se =berzeugung opferten, kann man, ohne ihre reli-
gi2s-motiviertenWeltbilder zudurchleuchten, nicht verstehen.Moralischwa-
ren die Anschl(ge von New York undWashington ein Verbrechen. Aber nach
dem Selbstverst(ndnis der T(ter waren sie es nicht, denn die Todespiloten
vom 11. September verstanden sich nicht als Verbrecher, sondern als Djihad-
K(mpfer. Wenn wir dies nicht verstehen, bleiben uns viele Erkenntnisse ver-
schlossen.

Verbrecher werden in vielen F(llen von materiellen Erw(gungen motiviert,
ihre kriminellen Handlungen zu begehen. Die von den Terrorpiloten erhoffte
Belohnung, alsM(rtyrer ins Paradies einzugehen, ist jedoch keine solchmate-
rielle Beute. DieserHinweis dient als ein Beweis daf�r, dass die islamistischen
Terroristen auf dem Boden religi2s-kultureller =berzeugungen agieren; sie
�ben Gewalt in „The Mind of God“5 aus, wie Mark Juergensmeyer zutreffend
schreibt. In den Feuilletons großer deutscher Zeitungen herrscht noch die
Denkweise links versus rechts vor. BeideDenkschulen bieten in Sachen Terro-
rismus eine simple Erkl(rung: Die Globalisierung; man glaubt, Religion
und kulturelle Einstellungen sowie religi2s-kulturelle Motivationen spielen
keine Rolle. In mehreren großen Zeitungen wurde k�rzlich die Meinung ver-
treten: Globalisierung sei ebenso unmoralisch wie der Terrorismus von New
York.6 Wissenschaftler sprechen von Strukturver(nderung sowohl in der

4 Bassam Tibi: The Challenge of Fundamentalism. Political Islam and the NewWorld Dis-
order. Berkeley 1998. Deutsch: Die neue Weltunordnung. M�nchen 1999 (Neuausgabe
2001), sowie Bassam Tibi: Fundamentalismus im Islam. Eine Gefahr f�r denWeltfrieden?
(3. erweiterte Ausgabe) Darmstadt 2002.

5 Mark Juergensmeyer: Violence in the Mind of God. Berkeley 2000.
6 So in mehreren Feuilleton-Darstellungen zu finden.
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Weltwirtschaft als auch in der Weltpolitik und bezeichnen sie als Globalisie-
rung; wie kann man diesen Prozess auf die unmoralische Ebene des Mordes
an 4.000Menschen an einemTag stellen?Das ist etwas,was ich nicht nachvoll-
ziehen kann. Jenseits von Gesinnungen steht auf der Ebene der Fakten jedoch
fest, dass Religion in einer politisierten Gestalt zunehmend ein Faktor in der
Weltpolitik wird.7

Prof. Dr. Bassam Tibi von
der Universit�t G"ttingen
gilt als einer der
bekanntesten Islamologen
in Deutschland

Ohne Wertung m2chte ich folgende Feststellung machen: Durch meine sehr
h(ufigen Vortr(ge trete ich fast t(glich in der 9ffentlichkeit auf und habe
Schwierigkeiten, die Bedeutung der Religion als Faktor zu vermitteln. Terro-
rismus und Globalisierung sind zweierlei. Mohammed Atta und seine Leute
h(tten ihre Tat begangen, auch wenn es keine Globalisierung g(be. Wir k2n-
nen in unserer Zeit eine R�ckkehrder Religion beobachten; inmeinemBerufs-
verband, der International Studies Association, wurde Religion bisher nicht als
Gegenstand unserer Studien akzeptiert; man verwies auf die theologischen
Fakult(ten.Dochnochvordem11. SeptemberdurftenWissenschaftler imFeb-
ruar 2001 in Chicago auf demAnnual Meeting der International Studies Associa-
tion erstmals große Panels �ber „Religions and International Affairs“ durchf�h-
ren. Und an der London School of Economics hat die FachzeitschriftMillennium,
Journal of International Affairs ein ganzes Heft zum Thema „Religions and Inter-
national Affairs“ ver2ffentlicht.

In bezug auf die Erforschung der Politisierung der Religion, aus der der reli-
gi2smotivierte Terrorismus erw(chst, ist als Vorreiter die amerikanischeAka-

7 Hierzuvgl. JeffHaynes: Religion inGlobal Politics. London1998, sowiedas Schwerpunkt-
heft der britischen Fachzeitschrift Millennium mit dem Titel „Religion and International
Relations“, Bd. 29 (2000), Heft 3.
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demie der Wissenschaft anzuf�hren. Dort wurde das „Fundamentalism Pro-
ject“ in den Jahren 1989–1993 mit einem Millionen-Etat durchgef�hrt. Unter
dem Titel „The Fundamentalism Project“ sind f�nf B(nde bei Chicago University
Press erschienen, die in Deutschland bis heute leider kaum bekannt sind.8

Ohne �ber Religion als Gegenstand der Internationalen Politik zu sprechen
und ohne Kenntnis dieser f�nf B(nde, kann keiner fundiert �ber Terrorismus
„in the mind of God“ (vgl. Anm. 5) und damit �ber den 11. September sprechen.
Die Erscheinung der politisierten Religion tritt nicht nur im Islam auf; sie
kommt in allen Religionen der Welt in Gestalt des religi2sen Fundamentalis-
mus vor. Nach Erkenntnissen des „Fundamentalism Project“ handelt es sich da-
bei um ein globales Ph(nomen. Doch m�ssen wir uns nicht erst seit dem 11.
September die Frage stellen: Warum interessiert uns der islamische Funda-
mentalismus, insbesondere wenn wir �ber Weltpolitik reden? Der zur Beant-
wortung dieser Frage erforderliche historische Zusammenhang ist viel (lter
und die Erkl(rung recht einfach. Der Islam ist eine universelle Religion und
hat universelle Anspr�che; wenn die Anspr�che dieser Religion politisiert
werden, dann haben wir es mit einer Problematik zu tun, die die Weltpolitik
angeht.9

Von Hassan al-Banna (1928) zu Osama Bin Laden (2001)

Bin Laden und seine Al-Qaida-Connection ist der Gegenstand, der hier f�r
uns von Interesse ist. In seinen Video-Reden spricht Bin Laden immer wieder
vonWeltordnung. Auch er sieht einen Konflikt in der internationalen Politik;
ermacht dabei Referenzen zurGlobalisierung, definiert aber alles in religi2ser
Sprache. Der wichtigste Satz, den er in seinen Reden dauerndwiederholt lau-
tet: „bi al-asas harb diniyya/der Krieg ist imWesentlichen ein religi2ser Krieg“;
er f�gt dann hinzu: Kreuzz�gler versuchten diewahrenUrsachen, die religi2s
seien, zu verdecken, indem sie behaupten, hinter dem Konflikt st�nden so-
ziale und 2konomische Belange. Demnach m�ssten die Journalisten, die die
Globalisierungsthese als Erkl(rung vertreten, also nach der Logik von Bin La-
den alle Kreuzz�gler sein, eben weil sie alles 2konomisch und sozial deuten
und die religi2sen Zusammenh(nge, die Bin Laden in den Mittelpunkt stellt,
�bersehen. Mit dieser Sichtweise setzt Bin Laden eine Tradition in der Zeitge-
schichte fort, die der Ggypter Hassan al-Banna 1928 begr�ndete: die Neudeu-
tung des Djihad.

Ichwill hier nichtmissverstandenwerden: Ich verfalle nicht demExtrem alles
religi2s-kulturell deuten zu wollen, nur lehne ich die Position ab, die die Re-
ligion zu einem Deckmantel degradiert. Seit 20 Jahren arbeite ich �ber den is-
lamischen Fundamentalismus. Fr�her, als mein Gesicht noch nicht durch die

8 Martin Marty/Scott Appleby (Hg.): The Fundamentalism Project. (5 B(nde) Chicago
1991–1995. Zusammengefasst von B. Tibi: Fundamentalismus im Islam (wie Anm. 4),
S. 14–18.

9 Vgl. Graham Fuller und Ian Lesser: The Geopolitics of Islam and the West. Boulder/Col.
1995.
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Medien bekannt war, also bis zumGolf-Krieg, war esmir m2glich, Interviews
mit islamischen Fundamentalisten durchzuf�hren. Dies habe ich in Sudan, in
Ggypten, Marokko, Tunesien und Jordanien getan. Insgesamt waren es unge-
f(hr 2.500 Interviews. Aus diesen pers2nlichen Begegnungen habe ich die fes-
te =berzeugung entwickelt, dass die islamischen Fundamentalisten religi2s
motivierte Menschen sind.10 Ein bekannter holl(ndischer Forscher, Johannes
Jansen, spricht von der „dual nature of fundamentalism“11, dem dualen Charak-
ter des Fundamentalismus. Dieser ist eine politische Erscheinung, die aus
einer Politisierung der Religion resultiert, aber dennoch religi2s bleibt.
Wenn also gesagt wird: Islamisten haben mit dem Islam nichts zu tun, dann
ist das eine absolut falsche Deutung des Ph(nomens; und mehr noch, diese
Fehldeutung tr(gt dazu bei, Sand in die Augen zu streuen.

Die Politisierung des Islam, sowie sie Bin Laden betreibt, beinhaltet eine neue
Deutung desDjihad und repr(sentiert auch eine Str2mung innerhalb der heu-
tigen islamischen Zivilisation, die wir ernst nehmen m�ssen. Diejenigen, die
die Ansicht vertreten, dies alles habe mit dem Islam gar nichts zu tun, veran-
lassen mich zu folgender Parallele: Der Stalinismus hat mit Marx nichts zu
tun. Es trifft zu, dass der Geist vonMarx humanistisch, der Stalinismus hinge-
gen aber eine totalit(re Ideologie war. Nun kann aber keiner bestreiten, dass
der Stalinismus aus dem Kommunismus hervorgegangen ist und eine Deu-
tung des Kommunismus war. Diese Deutung war sehr einflussreich und hat
auch Geschichte gemacht. In einer sehr (hnlichen Weise l(sst sich nicht be-
streiten, dass der islamische Fundamentalismus eine Str2mung innerhalb
der islamischen Zivilisation ist. Die Terrorakte sind nicht von Verr�ckten
oder Verbrechern ausgetragenworden, sondern vonMenschen, die an die Re-
ligion des Islam glaubten; sie hielten sich zudem f�r wahre Muslime. Auch
Bin Laden12 h(lt sich nicht nur f�r einen wahren Muslim – und seine Gegner
f�r unwahreMuslime –, er ordnet sich auch in die islamische Suche nach dem
wahren Imam als F�hrer der islamischen Umma ein.13

Wenn wir �ber den Fundamentalismus sprechen, m�ssen wir uns wie die
Amerikaner fragen, „What are we talking about?“, also kl(ren, wor�ber wir
sprechen. Vorrangig gilt dieUnterscheidung zwischen Islamund Islamismus.
Islam ist eine Religion und zugleich ein kulturelles System. In dieser Bestim-
mung ist der Islam vierzehn Jahrhunderte alt. Der Islamismus hingegen geht
aus einer Politisierungdes Islamhervor.Diese Erscheinung ist im Islam relativ
neu und kann als eine islamische Spielart des religi2sen Fundamentalismus
gedeutet werden. Wir k2nnen diese Erscheinung unter anderem auch im
Christentum, im Judentum oder im Hinduismus beobachten. Die Spielart

10 Das Ergebnis ist Bassam Tibi: The Worldview of Sunni-Arab Fundamentalists. In:
M. Marty/S. Appleby (Hg.): Fundamentalism and Society. Chicago 1993, S. 73–102.

11 Johannes J. G. Jansen: The Dual Nature of Islamic Fundamentalism. Ithaca 1997.
12 Zu Bin Laden vgl. Peter Bergen: Heiliger Krieg Inc. Osama Bin Ladens Terrornetz. Berlin

2002.
13 Bassam Tibi: Der wahre Imam. Der Islam vonMohammed bis zur Gegenwart. (2. Aufl.)

M�nchen 1997 (Serie Piper-Ausgabe 1998, Neudruck 2001).
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des politischen Islamwird nicht von verr�cktenMenschen vertreten, sondern
ist eine zeitgen2ssische Str2mung innerhalb der islamischen Zivilisation.

Wir k2nnen ihren Beginn mit dem Jahr 1928 datieren. Damals entstand die
erste fundamentalistische Bewegung im Islam. Sie hieß die Bewegung der
Muslimbr�der, die heute auch in der Bundesrepublik zu finden ist. Sicher-
heitsexperten wissen, dass diese Bewegung in entsprechenden Moscheen in
Aachen, M�nchen sowie in baden-w�rttembergischen Großst(dten vertreten
ist. ImRahmen dieser Bewegung erfolgte auch dieNeudeutung desDjihad als
Terrorismus durchHassan al-Banna in den dreißiger Jahren.14 Bis heute haben
sich die Muslimbr�der trotz ihrer Beteuerungen gegen Gewalt zu sein nicht
von Hassan al-Banna distanziert; ganz im Gegenteil: In vielen Flugbl(ttern
der Muslimbruderschaft in unserer Zeit wird al-Banna als „Schahid/M(rty-
rer“ gefeiert.

Zwischen 1928 und 1967 war die Muslimbruderschaft an vielen terroristi-
schen Anschl(gen beteiligt, blieb aber dennoch am Rande des Geschehens.
Der Fundamentalismus erfuhr erst nach dem 6-Tage-Krieg 1967 eine massive
Verbreitung in der islamischenWelt.15 Seit dem letztenDrittel des 20. Jahrhun-
derts ist der Islamismus einewichtige Str2mung innerhalb der islamischenZi-
vilisation. Anders formuliert: Diese Entwicklung begann, im Gegensatz zu
der weitverbreiteten Ansicht, lange vor der iranischen Revolution. ImWesten
aber wurdeman erst durch Khomeni darauf aufmerksam. Doch ist der sunni-
tische islamische Fundamentalismus viel (lter als der schiitische. Die Franzo-
sen nennen das Ph(nomen „int,grisme/Integrismus“. In der Welt des Islam
spricht man allgemein lieber von „al-Islam al-siyasi/der politische Islam“.
Die Vertreter des politischen Islam oder des Islamismus selbst jedoch bevor-
zugen die Formel „Sahwa Islamiyya/vom islamischen Erwachen“. In der an-
gels(chsischenWelt, aber auch in Deutschland habenwir uns daran gew2hnt,
von „fundamentalism“ zu sprechen. Seit dem bereits angef�hrten „Fundamen-
talism Project“ ist diese Bezeichnung international etabliert worden, obwohl
es in Deutschland – selbst nach dem 11. September – noch Leute gibt, die
dagegen mit dem Klischee „Feindbild Islam“ polemisieren. Die Linie von
al-Banna zu Bin Laden ist dennoch klar und eine Realit(t.

Islamismus als Gegenstand der Sicherheitspolitik

Nun ist der Titel meines Vortrages „Fundamentalistische Herausforderung.
Der Islam und die Weltpolitik“16; das ist eigentlich der Titel eines Buches,
das ich in deutscher Sprache vor zehn Jahren geschrieben habe: es entstand

14 Vgl. Hassan al-Banna: „Risalat al-Djihad“, in seinen gesammelten Essays, Madjmuiat
Rasa’il al-Imam al-Schahid. Alexandria 1990, S. 271–292.

15 Zum Sechs-Tage-Krieg vgl. Bassam Tibi: Conflict andWar in theMiddle East. New York
1997, Kap. 3 und 4.

16 Vgl. B. Tibi: Die fundamentalistische Herausforderung. Der Islam und die Weltpolitik.
(2. Auflage) M�nchen 1993. Im Fr�hjahr 2002 erscheint eine 3., v2llig neu geschriebene
Ausgabe mit neuen Kapiteln zum Terrorismus der Islamisten (Kap. 5 und 6).
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nachmeiner f�nfj(hrigenMitwirkung andem schon erw(hnten „Fundamenta-
lismProject“. Sp(ter ver2ffentlichte ich auf Englisch indenUSAdasBuch: „The
Challenge of Fundamentalism. Political Islam and the NewWorld Disorder“17. Auch
Pr(sident Bush verwendete im Oktober diese von mir gepr(gte Formel, als er
sagte: „We are heading toward a newworld disorder.“ In diesemBuch entwerfe ich
eine weltpolitische Deutung des Islamismus. Im Folgenden will ich erkl(ren,
warum Menschen als Terroristen so handeln, wie dies die Attent(ter am 11.
September 2001 taten. Es trifft zu, dass die Islamisten den Islam falsch deuten,
aber sie stehen hierbei nicht außerhalb des Islam. Ichwiederhole: Die Islamis-
ten halten sich f�r diewahrenMuslime und auch f�r die Retter des Islam, den
sie im21. Jahrhundert zurdominierendenZivilisationmachenwollen undmit
diesem Ziel durchaus Sympathien in der islamischen Zivilisation gewinnen
k2nnen.

Sicherheitsexperten besch(ftigen sich mit Realit(ten, nicht mit Glaubensfra-
gen. Beim BKA befassen wir uns also nicht mit Religion als Theologie, als
Glaube an Gott, sondern mit einer politischen Str2mung innerhalb des Islam,
die sich auf die Religion beruft. Um dies verst(ndlich zu machen, ist es wich-
tig, eine Bemerkung zur Vorgehensweise vorzunehmen. Der franz2sische So-
ziologe, der im vergangenen Jahrhundert die Besch(ftigung mit der Religion
in die Sozialwissenschaft eingef�hrt hat, also Emile Durkheim, befasst sich
nichtmit Religion als Text oder alsGlaube, sondern als „fait social/sozialer Tat-
bestand“. Dieser Ansatz gilt auch f�r unsere Besch(ftigung mit dem Islam
oder mit dem Islamismus.

Ich bin mit dem Text des Koran seit meiner Kindheit vertraut; ich habe Ara-
bisch gelernt anhand der Lekt�re des Koran in einer Koran-Schule in Damas-
kus als ich f�nf Jahre altwar. Aber alsWissenschaftler gehe ich nicht vomText,
sondern von der Realit(t aus. Nat�rlich versuche ich eine Verbindung zwi-
schen der Wahrnehmung des Textes und der Realit(t herzustellen, aber die
Realit(t kann ich nicht anhand des Textes verstehen. Wenn ich sage, der Ter-
rorismus von Bin Laden hatmit demBegriff desDjihad, wie er imKoran steht,
nichts zu tun, dann behaupte ich keineswegs, dass er außerhalb des Islam
steht, wiemanche islamophile Orientalisten unbegr�ndet behaupten.Warum
besch(ftigen wir uns mit dem islamischen Fundamentalismus in Verbindung
mit dem Islam? Es gibt unterschiedliche Deutungen des Islam, wovon der Is-
lamismus eine ist, die heute sehr viel Einfluss aus�bt.

W(re der Islamismus nur eine religi2se Bewegung, dann w(re er f�r uns als
Sicherheitsexperten nicht von Belang. Doch ist diese Bewegung aus zwei
Gr�nden von Interesse f�r uns: Ein religi2s-politischer Glaube im islamischen
Fundamentalismus basiert auf der Anschauung, dass der Islam als ein „din
wa-daula“, das heißt als Einheit von Staat und Religion gedeutet wird. Der Be-
griff Staat kommt im Koran kein einziges Mal vor. Doch ist die Formulierung
„din wa-daula/Einheit von Staat und Religion“ ein Bestandteil der religi2s-

17 B. Tibi: The Challenge of Fundamentalism (wie Anm. 4).
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fundamentalistischen Ideologie, ebenso wie der Begriff „Hakimiyyat Allah/
Herrschaft Gottes“. F�r die Sicherheitspolitik ist diese Anschauung relevant,
weil nach ihr die bestehenden Systeme in der Welt des Islam zu st�rzen sind;
die Islamistenwollen einen islamischen Staat auf der Basis der Schari’a imVer-
st(ndnis vonGottesherrschaft aufbauen.Dasw(reder erste Punkt. Der zweite
Grund ist, dass die Fundamentalisten auf den Anspruch des Islam zur�ck-
greifen, er gelte f�r die gesamteMenschheit, also �ber Zeit undRaumhinweg.
Wenn man den Islam politisiert, dann wird er zu einer Ordnungsvorstellung
nicht nur f�r den Staat, sondern f�r die ganzeWelt. Diese Idee von islamischer
Weltordnung vertritt Bin Laden.18 Es ist wichtig zu wissen, dass Bin Laden
nicht der Erste ist, der diese Deutung des Islamismus als Internationalismus
vertreten hat.

Meine These lautet, dass islamische Fundamentalisten eine islamische Welt-
ordnung herstellen wollen. Dieses Ziel k2nnen sie allerdings mit den ihnen
zurVerf�gung stehendenMitteln nicht erreichen, aber sie k2nnendestabilisie-
ren und was in New York passiert ist, ist ein Beispiel hierf�r. Sowohl das Ziel
der Islamisten, einen islamischen Staat zu errichten, als auch die bestehende
Weltordnung durch eine islamische zu ersetzen, sind Gegenstand der postbi-
polaren Sicherheitspolitik.

Bei der sicherheitspolitischen Bestimmung des Islamismus sind eine Reihe
von Differenzierungen erforderlich. Erstens m�ssen wir zwischen Islam
und Islamismus unterscheiden, dann gilt es, zwischen Islamisten und Terro-
risten zu differenzieren. Es gibt Islamisten, die ihre Ziele durch friedlicheMe-
thoden erreichen wollen. Diese Fundamentalisten nutzen die Situation nach
dem 11. September, um zu zeigen, dass sie keine Terroristen sind; sie bieten
sich also als Verb�ndete gegen den Terrorismus an, um anerkannt zuwerden;
und auf diese Weise beginnt der Marsch durch die Institutionen. Dies war
in Deutschland die Methode der 68 er. In Ggypten haben die Islamisten auf
diesem Wege vieles erreicht. Die Justiz, die wichtigsten Berufsverb(nde wie
die Grztekammer, die Anwaltskammer und die Ingenieurkammer, sind
nahezu hundertprozentig von Fundamentalisten durchdrungen, wie etwa
die Zwangsscheidung des liberalen Muslim Abu-Zaid von seiner Frau durch
das h2chste (gyptische Gericht verdeutlicht.19 Diese Scheidung geschah ge-
gen Abu Zaids Willen und auch gegen den seiner Frau. Begr�ndet wurde
sie mit der angeblichen Lossagung vom Islam und der Ver2ffentlichung kriti-
scher B�cher. Zusammenfassend l(sst sich also feststellen: Nicht jeder Isla-
mist ist auch ein Terrorist. Doch sind institutionelle Islamisten ebenso wie
die Terroristen ein Sicherheitsrisiko.

18 Dazu B. Tibi: Die neue Weltunordnung (wie Anm. 4), S. 26–29. Zu Bin Laden ferner
Yossef Bodansky: Bin Laden. The Man Who Declared War on America. Rocklin/CA
1999, sowie Anm. 12 oben.

19 Vgl. hierzu das Kapitel „Die Entwestlichung des Rechts“, in: B. Tibi: Fundamentalismus
im Islam (wie Anm. 4), S. 87–102 und das Kapitel �ber Abu-Zaid, ebd., S. 103–116.
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Im Folgendenm2chte ich mich auf den Terrorismus, besonders innerhalb des
Islam als Sicherheitsproblematik, konzentrieren, ohne zu �bersehen, dass
auch der friedliche Islamismus zu den Themen der Sicherheitspolitik geh2rt.
Wenn wir Sicherheit in einem umfassenden Sinne formulieren wollen und
auch darunter verstehen, dass jede Gefahr f�r die Demokratie auch eine si-
cherheitspolitische Frage ist, dann ist der Islamismusgenerell eine sicherheits-
politische Problematik. Man kann die Demokratie auch ohne Bomben und
ohne Selbstmordattent(ter gef(hrden. Hier jedoch m2chte ich diese Ebene
der Sicherheitspolitik weglassen und den Terrorismus innerhalb des islami-
schen Fundamentalismus in den Mittelpunkt meiner =berlegungen stellen.

Im vorangegangenen Abschnitt habe ich eine Linie von al-Banna im Jahr 1928
zu Bin Laden im Jahr 2001 gezogen. Das Stichwort hierzu heißt:Djihad. Terro-
risten verstehen ihre Aktionen alsDjihad. Im Koran kommt dieser Begriff vor
und bedeutet im urspr�nglichen Sinn Anstrengung.20 Ein Muslim muss sich
anstrengen und Anstrengung kann friedlich sein, aber auch mit Gewalt erfol-
gen. Auf pers2nlicher Ebene habe ich den Begriff von seiner friedlichen Di-
mension her etwa durch meine Mutter in Damaskus kennengelernt; immer,
wenn ich als Sch�ler in Damaskus Pr�fungen in der Schule hatte, ermahnte
sie mich zum Tag des Djihad, indem sie sagte: „Du musst mit Note eins
nachHause kommen“.Wenn ichmitNote vier kam, dannwar ich ein schlech-
terMudjahid. Im Islam istMudjahid jemand, der Djihad betreibt. Doch gibt es
neben dieser friedlichen Anstrengung auch eine kriegerische Form des Dji-
had. Hierzu finden wir im Koran einen anderen Begriff: Qital; dies bedeutet
Kampf. Djihad kann demnach friedlich erfolgen, aber auch Gewalt als Qital
einschließen. Jedoch sind imKoran sehr strenge Vorschriften daf�r festgelegt,
wie ein Muslim einen kriegerischen Djihad ausf�hren darf. Erstens muss ein
Grund daf�r vorhanden sein, dann muss der Gegner bewaffnet, also kein Zi-
vilist sein. Zudem darf ein Mann weder Frauen noch Kinder angreifen. Sehr
wichtig ist, dass ein Angriff aus dem Hinterhalt nicht mehr als Djihad gilt.
Es gibt mehrere Texte aus dem Koran, die Angriffe ohne Vorwarnung verbie-
ten. Diese Ausf�hrungen beziehen sich auf die theologische Bedeutung des
Begriffes Djihad.

In der islamischen Geschichte ist die historische Bedeutung des Djihad je-
doch nicht deckungsgleich mit der theologischen. Nach dem Tod des Prophe-
ten 632 hat der Djihad eine andere Bedeutung gewonnen. Ich erinnere an
meine Referenz zu Emile Durkheim, der Religion nicht nur als Text, sondern
als einen „fait social“ deutet. Es ist eine historische Tatsache, dass die Muslime
zwischen 632 bis zu Beginn des 16. Jahrhunderts auf zwei Stufen Djihad-
Kriege auch gegen Europa gef�hrt haben, um den Islamweltweit im Rahmen
eines Welteroberungsprojektes zu verbreiten.21 Doch ist Djihad im Islam kein
„heiliger Krieg“, wenngleich ein Eroberungskrieg. Der Islam versteht sich als

20 Vgl. das Kapitel Djihad in B. Tibi: Der wahre Imam (wie Anm. 13), S. 83–99.
21 Vgl. hierzu den historischen Dokumentband von Bernard Lewis: Islam, 2 B(nde; hier

Band I, „Politics and War“, New York 1987.
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Friedensvision f�r die ganze Welt, die durch den Djihad auch als Krieg im
Sinne von Welteroberungskrieg durchzusetzen ist. Wenn von Islam als
Religiondes Friedens die Rede ist, dann ist folgendes gemeint: DieWelt ist un-
terteilt in Haus des Friedens, welches auch als „Haus des Islam/Dar al-Islam“
bezeichnet wird und die Welt außerhalb des Islam, welche „Haus des Krie-
ges/Dar al-Harb“22 genannt wird. Das islamische Friedensprojekt besteht
nun darin, die ganze Welt zu islamisieren;23 die islamische Friedensutopie
besteht darin, das Haus des Islam auf den ganzen Globus zu erweitern.
Dies bedeutet, dassWeltfrieden die Dominanz des Islam auf der ganzenWelt,
also die Globalisierung des Dar al-Islam voraussetzt. Diese Vorstellung einer
islamischenWeltordnung ist eine moderne Lesart der urspr�nglichen islami-
schen Friedensvision, die heute leider ein sicherheitspolitisches Problem dar-
stellt.

Des weiteren sei hier nach dieser Erl(uterung ein Blick auf den islamischen
Toleranzbegriff erlaubt: Christen und Juden sind nach islamischer Toleranz
als Gl(ubige monotheistischer Religionen zu dulden. Sie d�rfen unter islami-
scherVorherrschaft als gesch�tzteMinderheiten leben. Dies ist der koranische
Inhalt der Begriffe Toleranz und Frieden. Wenn man nun aber �ber Toleranz
und Frieden redet, muss man ehrlich sein und hinzuf�gen: Die Europ(er ver-
stehen unter Frieden und Toleranz etwas anderes. Als Frieden gilt das, was
Immanuel Kant im Entwurf zum ewigen Frieden geschrieben hat. In den
USAwird Kant heute von einer Denkschule, die sich Democratic Peace nennt,
neu entdeckt. Ihre Vertreter argumentieren im Anschluss an Kant, dass Welt-
friede nur m2glich ist, wenn die ganzeWelt demokratisiert, also nicht islami-
siert wird. Die Annahme ist: „Democracies do not fight war against one another/
Demokratien f�hren keinen Krieg gegeneinander“.

Djihad als Terrorismus

Nun kehre ich zu der sicherheitspolitischen Einordnung der neuen Deutung
desDjihad alsNeo-Djihad, das heißt Terrorismus zur�ck. Es ist richtig, sich auf
die Bedeutung des Djihad im Koran als Anstrengung zu berufen; dieser ist
aber wie gezeigt nicht rein pazifistisch zu verstehen, sondern schließt unter
bestimmten Bedingungen auch Gewalt ein. Klar ist aber, dass Terrorismus
nach dem Koran niemals Djihad sein kann. Doch obwohl er keine koranische
Legitimation erf(hrt, wird der Terrorismus als Neo-Djihad gedeutet. Diese
Auffassung geht auf das Jahr 1928 zur�ck, als der bereits erw(hnte Begr�nder
der Muslimbruderschaft Hassan al-Banna24 die Idee des Djihad als Terroris-
musneugedeutet hat. Er schrieb hierzu einenEssay,worin er seineAuslegung

22 Dazu authentisch islamischNadjibArmanazi, al-Shar’ al-duwali fi al-Islam (V2lkerrecht
im Islam), Damaskus 1930, Neudruck London 1990.

23 Hierzu und zu dem islamischen Welteroberungsprojekt: Bassam Tibi: Kreuzzug und
Djihad. Der Islam und die christliche Welt. M�nchen 1999 (Neudruck 2001). Zum ara-
bischen Djihad Kapitel 1, zum osmanischen Djihad, Kapitel 4.

24 Richard Mitchel: The Society of the Muslim Brothers. London 1969.

102



des Begriffes Djihad entfaltet. Auf der Basis meiner Forschung weiß ich, dass
die Risalat al-Djihad25 von al-Banna in Zentralasien, in S�dostasien, in West-
afrika und in der arabischenWelt weit verbreitet ist. Dieser Essay dient als Ka-
techismus bei der Indoktrination junger Islamistenw(hrend ihrer Einf�hrung
in den Djihad.

Zwischen Islamisten und der als gem(ßigt geltenden, autoritativen Institu-
tion des sunnitischen Islam, also der Al-Azhar-Universit(t, besteht in diesem
Punkt der Auslegung des Djihad eine Kontroverse. In einem Lehrbuch ver-
tritt der bisherige Scheich der al-Azhar die Auffassung, dass Djihad heute
nur eine friedliche Aktion sein darf. Scheich Djadul-haq sagt: „,Djihad al-
Musallah/der bewaffnete DjihadP geh2rt der Vergangenheit an.“26 Sein Argu-
ment lautet: Wir leben in einer Zeit, in der es m2glich ist, f�r den Islam, also
auch f�r die Islamisierung, mit friedlichen Mitteln einzutreten. Ferner f�hrt
er aus: Wir k2nnen die Medien benutzen, wir k2nnen Argumente benutzen,
und wir brauchen nicht mehr Gewalt anzuwenden. Nach al-Azhar darf ein
Muslim nur in der Not Gewalt anwenden, wobei hier unter R�ckgriff auf
einen Spruch des Propheten Mohammed zwischen großem und kleinem Dji-
had unterschieden wird. Groß-Djihad sei nach Scheich al-Azhar etwa der
Kampf gegen Armut, Ignoranz oder Analphabetismus, Klein-Djihad dagegen
sei Gewalt, dessen Anwendung allerdings nur in Notsituationen legitim
sei.

Zuvor hatte Hassan al-Banna diese Ansicht in seinem zitierten Essay genau
umgekehrt dargestellt. F�r ihn ist Groß-Djihad Gewalt, also Djihad al-Akbar/
der großeDjihad.Dieser rechtfertigt jede gewaltf2rmigeHandlung imNamen
des Islam, um die Ziele der Muslimbruderschaft durchzusetzen. Wer Gewalt
predigt, riskiert auch Opfer derselben zu werden und so fand auch al-Banna
sein Ende, als er 1948 ermordet wurde.27 Der andere geistige Vater des islami-
schen Fundamentalismus heißt Sayyid Qutb; er verbrachte die Jahre 1948 bis
1950 als Stipendiat in New York; w(hrend dieser Zeit entwickelte er seinen
Hass auf die USA sowie auf den Westen insgesamt.28 Bin Laden hingegen
war nie in New York. Das, was Bin Laden �ber New York weiß, hat er aus
den Schriften von Sayyid Qutb erfahren. Bin Laden hat sich w(hrend seiner
Studienzeit an der saudischen Ibn-Abdul-Aziz-Universit(t sehr intensiv mit
Sayyid Qutb besch(ftigt und seine Schriften gelesen. Aber selbst, wenn man
diese Information nicht h(tte, alleine dieDjihad-Rede vonBin Laden am7.Ok-
tober 2001 verr(t seine geistige Herkunft; sie ist fast wortw2rtlich abgeschrie-
ben von zwei Katechismen aus der Feder von Sayyid Qutb. Eine davon heißt

25 Vgl. Hassan al-Banna: „Risalat al-Djihad“ (wie Anm. 14).
26 Zum Verst(ndnis des von al-Azhar betriebenen Staats-Islam vgl. al-Azhar-Handbuch:

Bayan lil-Nas (DeklarationandieMenschheit). Kairo 1984und1988, 2B(nde, hierBand I,
S. 273 ff.

27 Rifaat al-Said: Hassan al-Banna, Mata? Kalif? wa Limatha? (al-Banna, wann, wie und
warum?). Kairo 1997.

28 Vgl. Salah A. al-Khalidi: Amerika min al-da khil bi minzar Sayyid Qutb (Amerika von
innen gesehen aus der Brille von Sayyid Qutb). al-Mansura (Ggypten) 1987.
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Ma’alim fi al-Tariq/Wegzeichen, und die andere Schrift tr(gt den Titel al-Islam
wa al-Salam al-alami/der Islam und der Weltfriede. Darin spricht Qutb von
einemKrieg zwischenGlauben (das ist der Islam) unddemKufr, das heißtUn-
glauben (das ist derWesten). Dies war auch die zentrale Formel in derDjihad-
Rede Bin Ladens am 7. Oktober 2001.

Es bleibt also festzuhalten: Es gibt die theologische Bedeutung desDjihad, also
Anstrengung, die Gewalt als Qital unter bestimmten Bedingungen umfasst,
wenngleich diese sehr streng reglementiert ist. Die zweite Bedeutung ist der
historische Djihad als Welteroberungskrieg. Diesen haben die Muslime vom
7. Jahrhundert bis Anfang des 16. Jahrhunderts (vgl. Anm. 23) gef�hrt, bevor
er im 16. Jahrhundert zum Stillstand kam. Der Grund dieses Stillstandes war
der Aufstieg des Westens, den etwa der Cambridge-Historiker Geoffrey Par-
ker in seinem Standardwerk „The Military Revolution. The Rise of the West“29

darlegt. Geoffrey Parker ist kein Islam-Experte, und er geht nicht auf den Is-
lam ein; er besch(ftigt sich nur mit Europa, und zeigt in seinem Buch, dass
zwischen 1500 und 1800 die moderne Waffentechnologie im Westen entstan-
den ist, parallel zur Entstehung derwestlichen Zivilisation.Wichtig hierbei ist
die Anmerkung, dass die westliche Zivilisation nicht mit dem christlichen
Abendland identisch ist. Deshalb sollten beide auseinandergehalten wer-
den.30 Das christliche Abendland umfasst Westeuropa von Karl dem Großen
bis zu der Renaissance. Diewestliche Zivilisation hingegen beginnt etwa 1500
und baut spezifisch auf der Renaissance auf; imZuge dessen entwickelten die
Europ(er auchdiemoderneWaffentechnologie undwaren aufgrund ihrermi-
lit(rischen =berlegenheit in der Lage, islamische Armeen daran zu hindern,
ihre Djihad-Kriege erfolgreich fortzuf�hren. Hieraus resultiert eine Wunde
in der islamischen Kollektiv-Seele, die bis heute offen ist. Bereits in der Schule
lernte ich:DerWesten ist auf unsereKosten zu seinerGr2ße gelangt.Wennder
Westen nicht w(re, w(re heute der Islam die dominierende Weltzivilisation.
Weiterhin habe der Westen uns Muslime daran gehindert, unsere erreichte
Gr2ße zu bewahren. Leider wird die Geschichte hierbei etwas verf(lscht,
wie ich bei meinem Geschichtsstudium im Westen korrigierend erfahren
musste. So beginnt der Aufstieg desWesten real im Jahre 1500, in islamischen
Lehrb�chern aber wird hierf�r bereits die Zeit der Kreuzz�ge angegeben. Die
Kreuzz�ge fanden jedoch vom 11. bis 13. Jahrhundert statt, also zu einer Zeit,
als es noch keinen Westen gab. Es wird behauptet, die Kolonialeroberungen
w(ren eine Fortsetzung der Kreuzz�ge, und der Westen sei Produkt des
„al-Salibiyya/Kreuzz�glertums“. Auch dieser Ausdruck kommt mehrmals
in der Rede von Bin Laden vor und ist ebenso ein zentraler Begriff bei Hassan
al-BannaundSayyidQutb, den geistigenV(ternder heutigenNeo-Djihad-Ter-
roristen.

29 Geoffrey Parker: The Military Revolution. The Rise of the West. Cambridge 1988.
30 Zu diesemUnterschied vgl. B. Tibi: Kreuzzug und Djihad (wie Anm. 23), Kapitel 2 �ber

christliches Abendland und Kapitel 6 �ber den Westen.
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=ber diese religi2sen Quellen hinaus ist der terroristische Fundamentalismus
in unsererZeitmilit(risch als irregul(rerKrieg zudeuten. Es sinddreiWissen-
schaftler, die �ber diesen Gegenstand geschrieben haben. Der erste, der als
Pionier gilt, war der Israeli Martin van Creveld. Der zweite ist der Kanadier
Kalevi Holsti31 und der dritte meine Wenigkeit in zwei B�chern, die in New
York und Berkeley erschienen sind.32 Meine Erkenntnis basiert auf der An-
nahme, dass der Clausewitzsche Krieg der Vergangenheit angeh2rt. Wenn
wir uns die Konflikte in der heutigenWelt anschauen, sei es in Bosnien, sp(ter
Kosovo, Tschetschenien, Kashmir, und 2001 in Afghanistan und in NewYork,
verstehenwir, dass der zwischenstaatliche Krieg durch den irregul(renKrieg,
also den Terrorismus abgel2st worden ist.

Es war keine Rhetorik, als Pr(sident Bush sagte: „They declared war on us. This
terrorism is a new kind of war.“ Diesem Kriegstyp kann man mit konventionel-
len Methoden nicht begegnen. Ich glaube, BKA und FBI sind die besseren
Institutionen zur Bek(mpfung des Terrorismus als die Bundeswehr. Die
wichtigste Methode bei der Bek(mpfung des Terrorismus ist pr(ventiv die
human intelligence. Bekanntermaßen haben die Amerikaner bisher ungef(hr
30 Mrd. Dollar f�r intelligence ausgegeben; ungef(hr 85% hiervon flossen
in die satellite intelligence und h2chstens 15% in die human intelligence. Nicht
zuletzt deshalb waren die amerikanischen Nachrichtendienste dem Ph(no-
men Bin Laden sowie dem „geheimen Netzwerk der Islamisten“33 nicht ge-
wachsen. Nun geht es darum, diese Systeme an die ver(nderte Situation an-
zupassen, also mehr human intelligence zu betreiben und zu erkennen, dass
zuk�nftige Konflikte wohl weniger zwischenstaatliche, als vielmehr irregu-
l(re Kriege sein werden. Bevor man irregul(ren Krieg f�hrt, muss man wis-
sen, gegen wen man k(mpft. Denn die St(rke der Terroristen besteht eben in
Folgendem: „You don’t know who they are when they come, how do they come.“
Also: wer, wann, wie? Nur durch human intelligence ist ein Wissen hier�ber
m2glich, notfalls auch mit Methoden des 19. Jahrhunderts, die schon f�r
�berwunden gehalten wurden.

Der konventionelle Krieg mit Bombardierungen durch Luftwaffe und Ma-
rine ist nicht f�r die Bek(mpfung des Terrorismus geeignet. Wir werden
wahrscheinlich zu Methoden des alten Krieges, also Mann gegen Mann zu-
r�ckkehren m�ssen. In den Bergen von Afghanistan oder anderen unwirt-
lichen Krisenregionen ist dies die einzig effektive Kriegf�hrung. Ich schr(nke
dies mit der Aussage ein, dass durch Bombardierung Infrastruktur und La-
ger irregul(rer Krieger zerst2rt werden k2nnen, wie es in Afghanistan der
Fall war. In Europa scheint es aus zwei Gr�nden daran zu hapern, ein Ver-

31 Vgl. Martin van Creveld: The Transformation of War. New York 1991, sowie Kalevi
Holsti: The State, War and the State of War. Cambridge 1996.

32 B. Tibi: Conflict andWar (wieAnm. 15), Teil V�berNewSecurity, sowieTheChallengeof
Fundamentalism (wie Anm. 4).

33 Udo Ulfkotte: Propheten des Terrors. Das geheime Netzwerk der Islamisten. M�nchen
2001.
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st(ndnis f�r denDjihad-Terrorismus zu vermitteln: 1. Religi2s-kulturelle Mo-
tivationen f�r die Handlungen der Menschen werden nicht anerkannt. Ich
f�hre jetzt ein Anf(nger-Seminar mit 150 Studenten an der Universit(t G2t-
tingen als Einf�hrung in die Internationale Politik. Dabei habe ich große
Schwierigkeiten zu vermitteln, wie ein Mensch aus religi2s-kulturellen Moti-
ven handelt. Oft h2re ich, nachdem ich eine ganze Stunde geredet habe den
Satz: „Ja, aber wenn die Leute so reich w(ren, wie wir, w�rden die so etwas
nicht machen.“ Demnach tun sie es also, weil sie arm sind. Sie hassen die
Amerikaner, weil diese reich und die Muslime arm sind. Alles wird 2kono-
misch gedeutet, obwohl keine Marxisten am Werk sind. Einmal habe ich
meine Nerven verloren, obwohl ein P(dagoge das nicht darf und gesagt:
Ich als Muslim glaube an Allah und sie als Atheisten glauben an die 9kono-
mie als prima causa. Bin Laden hat in seiner Video-Rede gesagt: „Was in New
York passiert ist, war der Wille Gottes“, also Allah ist prima causa. F�r viele
Deutsche ist die prima causa in unserer Welt die Globalisierung. Nach dieser
Logik ist die Globalisierung an allem schuld. Ghnlich monokausal denken
die Muslime; sie erkl(ren alles mit dem Willen Allahs. Der Unterschied ist:
Allah kann niemals unmoralisch sein, aber die Globalisierung wird von Anti-
Globalisten als unmoralisch verfemt. Anders als Feuilletons mancher deut-
schen Zeitungen denkt die Newsweek im Heft vom 5. November. =ber den
Terrorismus wurde auf dem Titelblatt die Frage gestellt: „Why do islamic
fundamentalists like Europe?“ Im Heft selbst wird die Antwort in Bezug auf
Deutschland im Titel des Artikels gegeben. „Tolerating the Intolerable“34.
Dies bedeutet, die islamischen Fundamentalisten m2gen Deutschland, weil
in Deutschland wegen der Vergangenheit alles Fremde toleriert wird, auch
wenn es von Fundamentalisten kommt. In der Tat hatten die islamischen Ter-
roristen eine Ruhezone in Deutschland.35

Tolerating the Intolerable:
Deutschland als Ruhezone f1r Terroristen

Seit Jahren warne ich vor dem Islamismus. Newsweek schreibt: „Tibi has been
warning for years and nobody wanted to listen to him.“ Statt auf mich zu h2ren,
wurde mir unterstellt, ich w�rde „Angst vor dem Islam sch�ren“. Daher
war der 11. September f�rmich eine Befreiung. ImAuslandwurde ich als Vor-
denker der Integration mit meinem Konzept des Euro-Islam angesehen, wie
es etwa in TIME36 vom 24. Dezember 2001 zum Ausdruck kommt. Es musste

34 Newsweek vom 5. November 2001, auf S. 46 steht: „Tibi has warned for years . . . no one
wanted to hear that.“ Und TIME vom 24. Dezember 2001 schreibt: „Tibi who coined the
term Euro-Islam insists that the integration of Europe’s Muslims depends on the adop-
tion of a form of Islam that embracesWestern political values“, S. 49. Genau dies wollen
die Islamisten verhindern.

35 B. Tibi: „Deutschland ist Ruhezone f�r Terror“. In: Rhein-Zeitung vom 25. Oktober 2001,
S. 5 und zwei Jahre vor dem 11. September 2001 B. Tibi: „Die K2pfe der Terrors sind in
Europa“. In: Aachener Zeitung vom 6. Juli 1999, S. 4.

36 Vgl. das TIME-Zitat aus Anm. 34.
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erst der 11. September geschehen, damit Menschen bereit sind, mir zuzuh2-
ren. Die Fundamentalisten haben Ordnungsvorstellungen. Die erste Quelle
der Ordnungsvorstellung des Fundamentalismus ist die Religion, die den is-
lamistischen Staat legitimiert. Der n(chste Schritt ist das internationale System
und sie rechtfertigen die Anwendung vonGewalt, auchGewalt gegen Zivilis-
ten. Als Ersatz f�r ein Hinterland dient ihnen die Islam-Diaspora. Bin Laden
ist es gelungen, sein Netz imWesten, wo der „al-Kufr al-Alami, also der inter-
nationale Unglaube“ dominiert, aufzubauen. Er benutzt auch die 2konomi-
sche Logik der Globalisierung und sagt, vom World Trade Center aus wird
der Krieg gegen den Islam vorbereitet. Dieser Krieg hat allerdings weniger
mit9konomie als vielmehrmit der Spannung zwischen Islamund„Salibiyya/
Kreuzz�glertum“ zu tun.

Aus den vorangegangenen Ausf�hrungen geht hervor, dass f�r die Islamis-
ten der Westen mit dem Kreuzz�glertum identisch ist. Diejenigen, die in den
Geb(uden des World Trade Center arbeiteten – im Pentagon sowieso – wirk-
ten an der christlich-j�dischen Eroberung derWelt des Islammit. Daher sei es
auch gerechtfertigt sie umzubringen. Die Folge davon ist Destabilisierung
und in der n(chsten Stufe eine Neue Weltunordnung, bei der es auf lange
Sicht um die =berwindung des Westens durch die Islamisierung der Welt
geht. Das ist nicht nur die Utopie von Bin Laden. Alle Islamisten – auch
die friedlichen unter ihnen – teilen sie. Und der Vater dieser Idee ist wie-
derum Sayyid Qutb.37

Schlussfolgerungen und Res1mee

Nunkomme ich zumSchluss undwill die Perspektiven zusammenfassen:Der
Fundamentalismus ist die politisierte Formdes Islam. Er steht nicht außerhalb
der islamischen Zivilisation, weil er einemillionenstarke Anh(ngerschaft hat.
In Kairo war es nur m2glich, die pro-Bin-Laden-Demonstrationen durch
einen hohen Einsatz derMukhabarat, des (gyptischen Geheimdienstes zu ver-
hindern. Auch in Pal(stina war dies der Fall. Die Pal(stinenser sind ein unter-
dr�cktes Volk und die Welt2ffentlichkeit sympathisiert mit ihnen. Arafat er-
kannte, dass die pro-Bin-Laden-Demonstrationen die bestehende Sympathie
f�r die Pal(stinenser zunichte machen k2nnten. Daher hat Arafat seinen spe-
ziellen Geheimdienst angewiesen, keine pro-Bin-Laden-Demonstrationen zu
dulden, und er hat sogar vor der laufenden Kamera Blut f�r die Opfer von
New York gespendet. Das war eine gute public relation activity f�r die Pal(sti-
nenser. Es ist eine Tatsache, dass in Staaten, deren Pr(sidenten keine volle
Kontrolle aus�ben k2nnen, wie zum Beispiel Pr(sident Magawati in Indone-
sien oder Pr(sidentMuscharaf in Pakistan, große pro-Bin-Laden-Kundgebun-
gen stattfanden.

Zu den Schlussfolgerungen geh2rt die Erkenntnis: Fundamentalismus darf
nicht mit Bin Laden personifiziert werden; es geht um eine seit Jahren beste-

37 Hierzu viele arabische B�cher �ber Qutb wie z. B. in Anm. 28.
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hende Bewegung, die auf 1928 zur�ckgeht und einewichtige Str2mung inner-
halb der islamischen Zivilisation darstellt. Wenn wir sagen, dass das mit dem
Islam nichts zu tun hat und die T(ter nur Verr�ckte seien, die einer Therapie
bed�rften, verschließenwir uns jedes Verst(ndnisses der entsprechenden Ge-
schehnisse. Bin Laden ist ein normal gesunder Mann, auch wenn er extreme
Vorstellungen hat und eine extreme Deutung des Islam vertritt, die sich aller-
dings einer großen Resonanz in der islamischen Zivilisation erfreut. Wir m�s-
sen dieses Ph(nomen ernst nehmen, dennwennwir Bin Laden nur entfernen,
folgt ihm ein anderer nach. Die Bewegung ist vorhanden und sie ist „well con-
nected“; sie existiert in mindestens 50 L(ndern, zu denen auch die Bundesre-
publik geh2rt. Daher m�ssen wir den Terrorismus auf zwei Ebenen bek(mp-
fen: Erstens durchgeistigeAuseinandersetzung, umseineVerbreitung zu ver-
hindern und zweitens mit Methoden des irregul(ren Krieges, etwa durch
nachrichtendienstliche T(tigkeiten und durch die Austrocknung der „suppor-
ting systems“ des Fundamentalismus.

Wenn in Deutschland Richter wie zum Beispiel in Berlin dem Berliner Senat
verbieten, Vorgaben f�r die fundamentalistische islamische F2deration in Be-
zug auf den Islam-Unterricht zu machen, k2nnen wir den Fundamentalis-
mus nicht bek(mpfen. Hier geborene Kinder m�ssen vor dem Fundamenta-
lismus gesch�tzt werden, und sie k2nnen nur gesch�tzt werden, indem sie
demokratischen Unterricht erhalten. Wenn die islamische F2deration in Ber-
lin Islam-Unterricht erteilt, dann d�rfen wir uns nicht wundern, dass hier
aus den Kindern Fundamentalisten werden. Hinzu kommt die Indoktrina-
tion in den Moscheen: Der Deutsche, geb�rtige Marokkaner Said Bahaji ist
laut Spiegel-Recherche in der Hamburger al-Quds-Moschee Terrorist gewor-
den.38

Zum Kampf gegen Terrorismus geh2rt auch die Aufkl(rung der Muslime,
dass Fundamentalismus eine falsche Interpretation des Islam ist. Der Geist
des Sufi-Islam, der Geist des Ibn Rushd und Ibn Khaldun widerspricht dem
Geist des Islamismus und seines Terrorismus. Unter dem inDeutschland pro-
movierten (gyptischenMinister f�r ReligionsangelegenheitenM. Zakzouk in
Ggypten wird Terroristen, die in Gef(ngnissen einsitzen, durch Professoren
von der al-Azhar-Universit(t Islam-Unterricht gegeben und erkl(rt, dass sie
den Islam falsch verstanden haben. Viele dieser Terroristen werden so be-
kehrt. In einer Demokratie wie hier in Deutschland ist der Berliner Islam-Un-
terricht durch Islamisten keinModell.Wir ben2tigen eine Vision des Islamder
Aufkl(rung, den ich Euro-Islam nenne. Euro-islamische Erziehung ist erfolg-
reicher als „policing“ der Diaspora.

Die zweite Stufe ist die nachrichtendienstliche Arbeit. Wir m�ssen erfahren,
wo Fundamentalisten sind, welche Wohlfahrtsorganisationen sie haben. Es
gibt genug islamistische Wohlfahrtsorganisationen in der Bundesrepublik,
die den Terror unterst�tzen, indem sie etwamit SpendengeldernWaffen kau-

38 „Wie Said Bahaji al-Qaida-K(mpfer wurde“, in: Der Spiegel, Heft 3/2002, S. 146–150.
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fen. Es ist eine Tatsache, dass sich die „supporting systems“ des Fundamentalis-
mus imWesten befinden und nicht in der Welt des Islam. Pr(sident Mubarak
hat fastmit Schadenfreudenachdem11. September gesagt: „Ichhabe euch im-
mer gesagt, die Leute sitzen bei euch, in Hamburg, London. Nicht bei uns. Sie
m�ssen sie bei sich bek(mpfen“. Zusammengefasst l(sst sich also festhalten,
dass die Bek(mpfung des Fundamentalismus zum einen auf der Ebene der
geistigen Auseinandersetzung stattfindenmuss und zum anderen die Aktivi-
t(ten der Fundamentalisten mittels Nachrichtendiensten unterbunden wer-
den m�ssen. Im Notfall k2nnen auch milit(rische Operationen durchgef�hrt
werden, die jedoch immer an die Gegebenheiten des irregul(ren Krieges an-
zupassen sind.

Meine abschließende Bemerkung bezieht sich auf das Zeitalter des Zivilisa-
tionskonflikts, in dem wir leben.39 Mit Zivilisationskonflikt meine ich eine
Strategie, eine Situation, in der Menschen, die aus verschiedenen Zivilisatio-
nen stammen und andere Weltanschauungen haben, miteinander konfligie-
ren. Es gibt eine islamische Weltanschauung und die ist v2llig anders als die
westliche Weltanschauung. Diesen Konflikt kann man friedlich, also dialo-
gisch l2sen. Der ehemalige Bundespr(sident Roman Herzog war ein großer
Vork(mpfer auf diesemGebiet. DasGeschenk seiner Freunde, die im�berpar-
teilichen und �berreligi2sen Sinne handeln, war – bevor er das Amt verließ –
seine Reden zu sammeln; sie sind unter dem Titel „Preventing the Clash of Ci-
vilizations“40 erschienen.DerAutor RomanHerzogwurde begleitet von einem
Juden (A. Etzioni), von einem Christen (K�ng) und einemMuslim als Mitau-
toren. Der Muslim war meineWenigkeit. Er hatte nun eine christlich-j�disch-
islamische Unterst�tzung, um den Zusammenprall der Zivilisationen zu ver-
hindern. Bin Laden wollte am 11. September genau das Gegenteil erreichen,
n(mlich diesen Zusammenprall der Zivilisationen militarisieren. Hier ist
die Erkenntnis sehr wichtig, dass der Krieg gegen den Terrorismus nicht ein
Krieg zwischen dem Westen und dem Islam ist. Pr(sident Bush war geneigt
nach der Kriegserkl(rung von New York vorschnell zu reagieren. Es war ein
Gl�cksfall, dass seine Berater ihm den guten Rat gaben zu warten. Er hatte
dannmehrereWochenZeit inAnspruch genommen, um einewestlich-islami-
sche Koalition aufzubauen, zu der drei islamische Staaten an der Front geh2-
ren: Usbekistan, Pakistan und die T�rkei. Dass hier Muslime und Westler
Seite an Seite gegen den Terrorismus k(mpfen ist sehr wichtig. Sowohl auf
der kulturellen als auch auf der milit(rischen und nachrichtendienstlichen
Ebene muss die islamisch-westliche Zusammenarbeit eine Grundvorausset-
zung f�r den Kampf gegen den Terrorismus sein. Der Krieg gegen den Terro-
rismus soll ein interzivilisatorischer Einsatz f�rdenWeltfrieden sein. Dieselbe
Erkenntnis gilt f�r den inneren Frieden. In Berlin hatte ein islamischer Journa-
list die Anklage erhoben, die Terrorismusbek(mpfung versch(rfe Rassismus

39 Bassam Tibi: Krieg der Zivilisationen. Politik und Religion zwischen Vernunft und Fun-
damentalismus. (Zuerst 1995) Erweiterte Ausgabe, M�nchen 1998 (neu 2001).

40 Roman Herzog: Preventing the Clash of Civilizations. New York 1999.
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und Fremdenfeindlichkeit. Ohne das Vorhandensein dieser =bel zu bestrei-
ten, habe ich geantwortet, dass wir Diaspora-Muslime uns selbst den besten
Dienst tun, wenn wir uns bei der Bek(mpfung des Terrorismus auf Seiten
des Westens stellen, um uns vom Ruch zu befreien, unsere Diaspora diene
als Ruhezone des Terrorismus. Das w(re echte Integration.41

41 B. Tibi: „Die zwei Seiten der Integration.DerKampf gegendenTerror ist kein Rassismus.
AuchMuslime sollten sich an ihm beteiligen“. In: Der Tagesspiegel vom 15. Januar 2002,
S. 8.
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Einf�hrung in die Podiumsdiskussion

Manfred Klink

Zum Abschluss der Arbeitstagung wollen wir – wie das traditionell bei den
BKA-Herbsttagungen �blich ist, eine Podiumsdiskussion zum Thema
„ berlegungen zu einer neuen Sicherheitsarchitektur in Deutschland "
durchf�hren.

Der Begriff Architektur ist seit dem Mittelalter gebr'uchlich und bezeichnet
die Baukunst. Unter Sicherheitsarchitektur stellen wir uns die Konstruktion
einesGeb'udes vor, dasdieMenschen inunseremLandvordenBedrohungen
der Kriminalit't, derzeit besonders auch vor den Gefahren des Terrorismus,
sch�tzen soll.

Ich stelle hier eingangs die provozierende Frage, ob der Bau eines solchen
Hauses gelingen kann, wenn

� die Planung nicht von einem Architekten, sondern von 17 Architekten des
Bundes und der L'nder vorgenommen wird,

� daran eine Vielzahl vonGewerkenmitarbeiten, n'mlich Polizei undVerfas-
sungsschutz, Justizbeh3rden, der Bundesnachrichtendienst, der Ausw'r-
tige Dienst, Verwaltungs- und Ausl'nderbeh3rden und andere mehr, die
alle einen eigenst'ndigen Auftrag und eigene gesetzliche Vorgaben haben
und die in eine Vielzahl von Abh'ngigkeiten eingebunden sind,

� der Fortschritt des Baues in hohemMaße von ausl'ndischen Zulieferungen
abh'ngig ist,

� zahlreiche Auflagen und Bedingungen verordnet werden, von denen ich
nurdie begrenzten personellenundmateriellenRessourcenunddenDaten-
schutz nennen will.

Nun ist in der Vergangenheit der Bau des Hauses Sicherheit trotz dieser
Bedingungen gar nicht so schlecht gelungen; die B�rger dieses Landes, die
mehrfach befragt wurden, haben das Fundament als solide bezeichnet,
sich allerdings die eine oder andere Ver'nderung in der Ausf�hrung ge-
w�nscht.

In der derzeitigen angespannten Sicherheitslage ist aber dennoch die Frage zu
stellen, ob die Statik noch stimmt oder ob ein zus'tzliches Ger�st eingezogen
werden muss, das die Stabilit't des Hauses Sicherheit weiter verbessert.

Dazu folgende f�nf Fragen:

1. Gen�gen die bestehenden Gesetze aber auch die Ausstattung der Sicher-
heitsbeh3rden den Anforderungen, die in der derzeitigen Lage an eine
wirksame Bek'mpfung des Terrorismus zu stellen sind?

2. Ist die organisatorische Trennung der Sicherheitsbeh3rden von Bund und
L'ndern durch das f3derale Prinzip einerseits und das so genannte Tren-
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nungsgebot Dienste – Polizei – Justiz andererseits angesichts der Lage ver-
tretbar?

3. Sind bei der Einreise oder Zuwanderung von Ausl'ndern im Interesse der
Gefahrenabwehr zus'tzliche Maßnahmen erforderlich, um das Einschleu-
sen extremistischen oder terroristischen Potenzials zu verhindern?

4. Muss bei ausl'ndischen Vereinen, auch solchen, die religi3se Bet'tigung
geltendmachen, vermehrt auf die Vereinbarkeit ihreHandelnsmit der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung geachtet werden?

5. Hat sich das Erscheinungsbild des Terrorismus so ge'ndert, dass die Diffe-
renzierung zwischenMaßnahmen der inneren und 'ußeren Sicherheit auf-
gegeben werden muss.

Die Teilnehmer der abschließenden Diskussionsrunde (von links):
Dr. Peter Morr�, Bundesanwaltschaft, J!rg Ziercke, Innenministerium Schleswig-Holstein,
Brigadegeneral G)nter Weiler, Bundesministerium der Verteidigung, Manfred Klink, Erster
Direktor beim Bundeskriminalamt (Diskussionsleiter), Heinz Fromm, Pr0sident des Bundes-
amtes f)r Verfassungsschutz, Andreas Ulrich vomMagazin DER SPIEGEL, Dr. Joachim Jacob,
Bundesbeauftragter f)r den Datenschutz und Bernhard Falk, Vizepr0sident des Bundeskrimi-
nalamtes
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Statement

Bernhard Falk

VielenDankHerr Klink,meineDamenundHerren, f�r den Letzten in einer so
langen Reihe von Vorrednern ist es nat�rlich schwer, Dinge nicht zu wieder-
holen, die hier schon kompetent angesprochen worden sind.

Ichwill deshalb noch einmal Folgendes betonen:Wir hier inDeutschland sind
Teil der westlichen Wertegemeinschaft und in den Augen militanter Islamis-
ten undDschihadisten liegenwir als Teil der so genanntenAllianz vonKreuz-
z�glern und Juden (Osama Bin Laden) im Fadenkreuz von Bin Laden und der
Al Kaida, die dieser Gesellschaftsordnung den „irregul'renKrieg“ erkl'rt ha-
ben.

Wir sollten vor diesem Hintergrund den Blick auch in die Zukunft richten.
Deutschland, deutsche Interessen im In- und Ausland befinden sich im Ak-
tions- und Zielbereich der islamistischen Terroristen. Sie agieren zum einen
von Deutschland aus. Die Gefahr von Terroranschl'gen in Deutschland und
unmittelbar gegen deutsche Interessen steigt zum anderen in dem Maß, in
dem unsere Solidarit't mit den Vereinigten Staaten – oder auch k�nftiger an-
dererOpfer des Terrorismus derAl Kaida – praktischwirksamwird, zumBei-
spiel durch eine Einbindung der Bundeswehr in milit'rische Eins'tze.

In nationalenwie in internationalen Sicherheitskreisen besteht Einvernehmen
dar�ber, dass es zu weiteren Anschl'gen kommen wird. An welchem Ort, zu
welcher Zeit, durch wen und wie, werden die Terroristen bestimmen; wir ha-
ben auch dazu gestern Aussagen geh3rt.

Dies muss allen bewusst gemacht werden, und zwar immer wieder bewusst
gemachtwerden, f�r die der 11. September schonweitweg ist unddie zur ver-
meintlichen Normalit't zur�ckkehren m3chten.

Der 11. September war ein ungeheurer Tabubruch, hinter den es nach meiner
Auffassung kein Zur�ck mehr gibt und dessen Dimensionen wir tats'chlich
noch �berhaupt nicht absch'tzen k3nnen.

Sie reichen aus vielerlei Gr�nden, die w'hrend der Tagung zumTeil zur Spra-
che gekommen sind, wesentlich weiter als das Ausmaß uns bisher bekannter
terroristischer Vorgehensweisen in Europa.

Das Bild von der Globalisierung des Terrors ist pauschal, aber es ist zutref-
fend. Die Staatengemeinschaft und die Sicherheitsbeh3rden stehen vor der
schwierigen Aufgabe, aufzukl'ren, wer die in dieser Weise angreifenden
Dschihadisten sind, wo sie sich aufhalten, wie sie vorgehen, wie ihre per-
s3nlichen, transnationalen, kommunikativen, logistischen und auch hierar-
chischen Beziehungslinien verlaufen und vor allem, was sie konkret planen.
Dies alles vor einem sozio- oder religi3skulturellen Hintergrund, der uns im
Wesentlichen fremd ist.
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Mit Blick auf die Zukunft, in der diewichtigste Aufgabe der Sicherheitsbeh3r-
den darin bestehenwird, weitere Anschl'ge nachM3glichkeit zu verhindern,
kann dieAntwort auf die Frage,was amvordringlichsten getanwerdenmuss,
um �ber den Status quo hinaus geeignetere Rahmenbedingungen f�r die Be-
k'mpfung zu schaffen, nach meiner Auffassung nur lauten:

Daf�r Sorge tragen, dass allemit rechtsstaatlichenMitteln zu erhebendenoder
schon von einzelnen Stellen erhobenen Informationen von Relevanz den je-
weils zust'ndigen Sicherheitsbeh3rden als zwingende Voraussetzung f�r ef-
fektive Bek'mpfungsmaßnahmen auch tats'chlich rechtzeitig und vollst'n-
dig zur Verf�gung stehen.

Das ist Sinn und Ziel der in den letztenMonaten verst'rkten informationellen
Zusammenarbeit zwischen Bundesamt f�r Verfassungsschutz, Bundesnach-
richtendienst und Bundeskriminalamt – Stichwort: Informationsboard, das
ist schon erw'hnt worden –, und so sind nachmeiner Auffassung auch die al-
lermeisten der mit den so genannten Sicherheitspaketen 1 und 2 ins Auge ge-
fassten und, wie ich meine, auch der Bedrohung angemessenen gesetzlichen
Neuregelungen zu verstehen. Auf diesem Gebiet sehe ich Optimierungsbe-
darf und M3glichkeiten. Inhaltlich kann ich hier keine Brechstange (Spiegel-
Redakteur Ulrich) sehen, die angesetzt wird.  ber die Zeitabl'ufe, und ob
das alles in diesem Tempo gehen muss, kann man sicher diskutieren.

Zur angeblichen Notwendigkeit einer „neuen Sicherheitsarchitektur“ in
Deutschland: Wir haben gar nicht die Zeit, jetzt jedenfalls nicht, f�r einen
wie auch immer gearteten groß angelegten Umbau, der Jahre in Anspruch
nehmen w�rde.

Die Notwendigkeit einer neuen Sicherheitsarchitektur sehe ich derzeit auch
inhaltlich nicht. Es bedarf, um effektiver zu werden, auch keiner Aufhebung
des Trennungsgebotes zwischen Nachrichtendiensten und Polizei oder der
Einschr'nkung des f3deralen Prinzips im Bereich von Polizei und Verfas-
sungsschutz. Den Einsatz der Bundeswehr im Innern kann ichmir, abgesehen
von wenigen speziellen Aufgaben im Bereich des Objektschutzes – Herr
Ziercke hat das angesprochen –nicht vorstellen.Anders sieht daswahrschein-
lich im Sinne der Gew'hrleistung umfassender Sicherheit, von der General
Weiler gesprochen hat, f�r den Bereich des Auslandes aus. Das aktuelle Bei-
spiel Afghanistan zeigt das.

Die heutige Beh3rdenstruktur in Deutschland steht nach dem, was derzeit se-
ri3s beurteilt werden kann, einer wirkungsvolleren, der Bedrohungslage an-
gepassten Terrorismusbek'mpfung jedenfalls nicht im Weg; eingefahrene
Denkstrukturen bei handelnden Personen gelegentlich schon. Das aber sollte
�berwindbar sein.
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Statement

Heinz Fromm

Ausmeiner Sicht ist es zun'chst legitim, nach solchen Ereignissen, wiewir sie
erleben mussten, vor etwa acht Wochen, eine solche Frage zu stellen, ob die
Sicherheitsarchitektur, ob das Haus, was ja besteht und was vorhanden ist,
tauglich ist und den St�rmen, die m3glicherweise kommen werden, stand-
h'lt. Das ist eine sehr berechtigte Frage, sie dr'ngt sich wirklich auf. Ich
m3chte aber, um es vorweg zu nehmen, sagen, dieses Haus hat sich in 50 Jah-
ren bew'hrt. Und nat�rlich ist es, wie bei H'usern auch sonst, notwendig, ge-
legentlich einen neuen Balken einzuziehen, das Dach zu erneuern oder ande-
res zu tun.Das nutzt sich ab, undderHausbesitzer, derHauseigent�mermuss
dar�ber nachdenken,welche Schutzmaßnahmen er trifft,welcheVer'nderun-
gen er vornimmt, um auch die zuk�nftigen Herausforderungen zu bew'lti-
gen. Meines Erachtens beruht die Sicherheitsarchitektur in Deutschland
ganzwesentlich auf den Erfahrungenmit der Nazi-Diktatur. Das gilt ausmei-
ner Sicht ganz besonders f�r das Trennungsprinzip, auf das Herr Dr. MorrH
schon hingewiesen hat; das ist in einem Brief der Alliierten festgelegt und ori-
entiert sich am britischen Vorbild. Die Briten arbeiten auch heute im Wesent-
lichen noch so. Und auch wir haben 50 Jahre damit, aus meiner Sicht, gute Er-
fahrungen gemacht, bei all den Problemen, die dasmit sich bringt, wie immer,
wenn es um Schnittstellen geht, wenn es um Kooperation geht, die nat�rlich
notwendig ist. Ich denke, dieses Prinzip verschafft ein Fundament an Rechts-
staatlichkeit, das seinesgleichen sucht. Und im brigen, was die Effizienz an-
geht, mussman ja fragen: Ist es in L'ndern, in denen dieses Trennungsprinzip
nicht gilt, umdie Sicherheit besser bestellt als bei uns? Ich lasse die Frage offen
und �berlasse es Ihnen, die Antwort darauf zu geben.

Ich glaube, wir haben sehr gute Erfahrungen damit gemacht, und wir haben,
im Sinne dessen, was ich vorhin schon bemerkt habe, immerwieder auch Ver-
'nderungen und Verbesserungen vorgenommen. Wir haben die Art und
Weise der Kooperation zwischen Polizei und Nachrichtendiensten im Laufe
der Jahre immer wieder verbessert. Ich erinnere daran, dass es zu Zeiten
des Linksterrorismus die Koordinierungsgruppe Terrorismus (KGT) gegeben
hat, die gibt es noch. Eine M3glichkeit der Zusammenarbeit, �ber die man im
Einzelnen diskutieren kann, etwa in dem Sinne, ob die Runde nicht zu groß ist
oder 'hnlichesmehr. Eine ebenfalls wirkungsvolle Art der Kooperation hat es
im Bereich des Rechtsextremismus gegeben und gibt es noch: die Informa-
tionsgruppe zur Beobachtung und Bek'mpfung rechtsextremistischer und
rechtsterroristischer Gewalttaten (IGR). Wir haben jetzt auf Initiative des Pr'-
sidenten des Bundeskriminalamtes seit einiger Zeit, seit einigen Monaten,
also ganz unabh'ngig von den Ereignissen des 11. September, ein Informa-
tionsboard zum Thema islamistischer Terrorismus und zu anderen Themen,
in denen Polizei und Nachrichtendienste, wie ich finde, sehr gut und sehr ef-
fektiv zusammenarbeiten. Dieses hat sich bereits jetzt bew'hrt und wir, von
Seiten des Verfassungsschutzes, haben großes Interesse daran, dass das wei-
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terentwickelt wird.Wirmachen unsere Erfahrungen damit undwerden dann,
wenn n3tig, sicherlich auch Einvernehmen dar�ber erzielen, wenn nachge-
steuert werden muss.

Ich m3chte einen weiteren Punkt ansprechen, der auch etwas mit unseren Er-
fahrungen aus totalit'renZeiten zu tunhat.Das ist das f3deralistische Prinzip.
Das ist uns nicht von denAlliierten dargebotenworden, sondern es hat Tradi-
tion in Deutschland, wenn auch auf andere Art. Wir haben dieses Prinzip in
der Verfassung verankert, und es spiegelt sich auch wider in der Sicherheits-
architektur. Und ich glaube, auch hier k3nnen wir im Grundsatz sagen, dass
sich das bew'hrt hat. Auch wenn es manchmal m�hsam ist – jedenfalls aus
der Sicht einer Bundesbeh3rde. Aber ich kenne auch die andere Sicht. Es
hat sich bew'hrt, weil es dazu zwingt, die Problememiteinander zu diskutie-
ren und zu gemeinsamen L3sungen zu finden. Ich habe die Ehre gehabt, eine
Reihevon Jahren immer auchdabei zu sitzen,wenn sichdie Innenminister des
Bundes und der L'nder getroffen und miteinander die aktuellen Fragen im
Bereich der inneren Sicherheit diskutiert haben. Der Zwang zur Verst'ndi-
gung �ber diese zentralen Fragen, f�r die B�rger so wichtigen Fragen der in-
neren Sicherheit, hat in aller Regel, wenn ich das so bewerten darf, zu guten
Ergebnissen gef�hrt. Und dass wir in Deutschland 50 Jahre im Großen und
Ganzen, trotz aller Bedrohung, im Grunde sicher haben leben k3nnen, wie
ich finde, hat auch damit etwas zu tun.

Es gibt aus meiner Sicht keinen Grund, hieran prinzipiell etwas zu 'ndern.
Das gilt jedenfalls f�r den Bereich des Inlandsnachrichtendienstes oder ge-
nauer, der Inlandsnachrichtendienste. Wir sind, wenn ich das recht sehe,
das einzige Land auf der Welt, in dem der Inlandsnachrichtendienst als Ge-
samtheit in 17 selbstst'ndigen eigenverantwortlich handelnden Organisatio-
nen stattfindet und, oh Wunder, ich sage es noch einmal, es geht, es funktio-
niert. Juristen sagen, wer etwas 'ndern m3chte, der muss die Notwendigkeit
daf�r darlegen und beweisen.

Ich habe in derDiskussion der letztenWochen, auch in fr�herenDiskussionen
nach spektakul'ren Ereignissen, bisher nichts geh3rt, was �ber eine Vielzahl
von notwendigen Verbesserungen und Ver'nderungen hinaus die Sicher-
heitsarchitektur im Grundsatz in Frage stellen w�rde. Das gilt vor allem, um
konkret zuwerden, f�r den in den letztenWochen nichtmehr so laut ge'ußer-
ten Vorschlag, eine neue Beh3rde zu gr�nden. Ein, so hab ich es vernommen,
Bundessicherheitsamt. Ein Ausdruck im  brigen, der nicht von großer Sen-
sibilit't zeugt. Ich kann mir �berhaupt nicht vorstellen, was eine solche neue
Beh3rde an Verbesserungen mit Blick auf die aktuellen Bedrohungen bewir-
ken k3nnte. Ich kannmir allerdings vorstellen, dass eine solche neue Beh3rde
das Berichtswesen intensivieren w�rde. Die Menge des Papiers, die Menge
der Daten, die untereinander ausgetauscht werden m�ssten, w�rde sich si-
cherlich drastisch vergr3ßern. Das kann aber doch kein Beitrag sein, um die
Sicherheitslage in diesemLande zu verbessern. Aber ich denke, diese Einsicht
hat sich, auch unabh'ngig von meinen Bemerkungen, bereits durchgesetzt.
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Statement

Joachim Jacob

Datenschutz, der ein Teil der Freiheitsrechte der B�rger ist, ist somit auch ein
Verfassungsrecht. Und selbstverst'ndlich ist, dass Freiheitsrechte nur in
einem Staat gelebt werden k3nnen, der auch in der Lage ist, Sicherheit und
Ordnung zu garantieren. Ich betone: Das ist selbstverst'ndlich. Trotzdem:
Das Problem ist, hier zu einer vern�nftigen Austarierung zu kommen. Und
ich stimme mit Ihnen voll darin �berein, Herr Ulrich, als Sie sagten, die Dis-
kussion, die wir hier f�hren, die h'tten wir eigentlich zu einem fr�heren Zeit-
punkt f�hren m�ssen. Ich weise darauf hin, dass dies von unserer Seite, von
der Datenschutzseite, ja auch immer angemahnt worden ist. Wir sind leider
in der Situation, in die wohl jede Regierung kommt, wenn etwas – zumal et-
was so Entsetzliches – passiert ist, sie muss Handlungsf'higkeit zeigen und
zwar schnell. Und sofortwerden allem3glichenDinge, berlegungenhervor-
geholt und in aller Eile zusammengetragen. In einer solchen Situation spielt
dieses Moment, Freiheitsrechte und Sicherheitsnotwendigkeiten des Staates
in ein vern�nftiges Verh'ltnis zueinander zu bringen, �berhaupt keine Rolle
mehr. Das muss man in dieser Deutlichkeit mal sagen.

Von unserer Seite ist seit Jahren angemahntworden, sich einer Evaluierung zu
stellen. Warum wehrt man sich an allen Ecken und Enden dagegen, dar�ber
Rechenschaft abzulegen, was die Eingriffsbefugnisse gebracht haben und
was sie nicht gebracht haben. Es ist sehr sch3n, Herr Fromm, was sie sagten.
Nat�rlich braucht ein Haus, um in Ihrem Bild zu bleiben, ab und zu mal ein
neues Dach. Nur, da sehe ich aber, dass das Dach undicht ist. Mit Blick auf
die Sicherheitsarchitektur, �ber die wir hier diskutieren wollen, weiß ich
aber h'ufig gar nicht, warum funktionierte es nicht? Sind es Vollzugsdefizite?
Liegt es an der mangelnden technischen und/oder personellen Ausstattung
der Polizei? Liegt es in der Tat daran, dass die Gesetze vielleicht zu eng inter-
pretiert werden in der Kffentlichkeit und durch die entsprechenden Beh3r-
den, wir wissen es nicht! Und deswegen bin ich ja so froh, dass wir mit dem
Sicherheitspaket II etwas haben erreichen k3nnen: N'mlich zum einen eine
Befristung der Maßnahmen, der neuen Befugnisse, auf f�nf Jahre, und zum
andern, dassman�ber Berichtspflichten auchdieGrundlagen f�rEvaluierun-
gen schaffen will, damit man nach Ablauf der Frist �berhaupt in der Lage ist,
zu diskutieren, ob man jetzt, also im Jahre 2001, die richtigen Reparaturarbei-
ten durchgef�hrt hat. Und was mich einfach auch ein bisschen merkw�rdig
im Zusammenhangmit dem Sicherheitspaket I beziehungsweise dem Sicher-
heitspaket II ber�hrte, war, dass die ersten Diskussionspapiere, die auch mir
zug'nglich waren, Vorschl'ge enthielten, wo ich mich doch sehr gewundert
habe: Da sollten f�r den Verfassungsschutz, f�r den Nachrichtendienst und
f�r den MAD umfassende Auskunftsrechte im nicht3ffentlichen Bereich fest-
gelegt werden! Nehmen Sie also etwa Post, Telekommunikation, Teledienste-
anbieter, Banken oder Kreditinstitute, das ist einfach in den Raum gestellt
worden. Undwir, die wir die Freiheitsrechte zu vertreten haben, die – ichwie-
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derhole mich – ja auch Grundrechte sind, waren sofort in der schwierigen Si-
tuation, dass unsere – in einer solch aufgeputschten Stimmung ge'ußerte –
Mahnung, das Kind nicht gleich mit dem Bade auszusch�tten, zu dem Vor-
wurf f�hrt: Der Datenschutz ist T'terschutz, der Datenschutz sch�tzt die Ter-
roristen. Ich frage mich, warum ist man nicht von Anfang an bereit, zu sagen,
der Verfassungsschutz muss in bestimmten Einzelf'llen oder bei bestimmten
Gefahrenlagen auch mal Informationen etwa �ber Kontenbewegungen be-
kommen. Nein, man schl'gt eine umfassende, nicht differenzierende Rege-
lung vor! Undwarumdenktmandannnicht zugleich dar�ber nach, beispiels-
weise auch dem parlamentarischen Kontrollgremium in bestimmten Zeitab-
st'nden zu berichten, Grundlage f�r eine Evaluierung der Regelungen zu
bringen.Warum schl'gtman nicht sofort vor, die Leute, die Betroffenen zu be-
nachrichtigen, wenn der Zeitpunkt der Benachrichtigung da ist. Wir haben es
ja mittlerweile geschafft, dass dieses in den Gesetzentwurf der Bundesregie-
rungdanndochnoch hineingekommen ist,weilman letztlich doch in denDis-
kussionen wieder auf vern�nftige Gespr'chspartner trifft. Trotzdem ist man
auch im Gesetzentwurf wieder auf halbem Wege stehen geblieben.

Das Bundesamt f�r Verfassungsschutz hat zwar eine derartige Berichts-
pflicht bezogen auf die Banken und auf die Finanzdienstleister. Vergleichba-
res bei den Telekommunikationsunternehmen haben wir im Augenblick
noch nicht. Beim MAD und beim BND auch nicht, und dort auch keine Be-
nachrichtigungspflichten. Ich hoffe, dass wir das noch im weiteren Diskus-
sionsfortgang bereinigen k3nnen. Das sind Punkte, die mir unter demAspekt
eines vern�nftigen Verh'ltnisses, also eine angemessene Balance zwischen
der Bek'mpfung des internationalen Terrorismus und dem informationellen
Selbstbestimmungsrecht zu bewahren, sehr wichtig sind. Selbstverst'ndlich
soll der Staat die Eingriffsbefugnisse haben, die er braucht, um auch einen
solch brutalen Terrorismus bek'mpfen zuk3nnen, aber diese Befugnisse soll-
tenmit Augenmaß bestimmt werden und nicht in einer Art undWeise, die an
einen Rundumschlag erinnert, und man sich �ber alle anderen Dinge hin-
wegsetzt. Das war der Eindruck, den die ersten Diskussionspapiere erzeug-
ten, Das war nicht gut und die heftige Reaktion der Medien war dann ja auch
die Folge.

Ich habe auch nie etwas dagegen gehabt, dass ein Staat dieM3glichkeit haben
muss, Personen, die er im Visier hat oder ins Visier nehmen m3chte, besser
identifizieren zu k3nnen. Wichtig scheint mir dabei zu sein, und das hat
sich aber auch erst im Laufe der Diskussion so entwickelt, dass die Entschei-
dung dar�ber, welche biometrischen Daten man jetzt als zus'tzliches Identi-
fizierungsmerkmal nimmt, nicht die Bundesregierung trifft, sondern das
muss das Parlament schon selbst machen. Auch da war die erste Stufe, das
erste Diskussionspapier, ganz anders. Mittlerweile haben wir das auch in
die richtige Reihe gebracht. Und ich glaube auch, dass der Gesetzgeber nicht
umhin kommt, Farbe zu bekennen,wennman schon neue biometrischeDaten
in die Papiere aufnimmt, was ich, wie gesagt, auch durchaus in bestimmten
Situationen f�r vern�nftig halte, welche Konsequenzen damit denn noch ver-
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bunden sind. Brauchen wir in der Tat eine zentrale Referenzdatei, wie das an
der einen oder anderen Stelle gefordert wurde, geht das nicht anders? Ich per-
s3nlich habe große Bauchschmerzen mit einer solchen zentralen Referenzda-
tei, um das in aller Deutlichkeit zu sagen. Keiner wird sicherstellen k3nnen,
dass diese Referenzdatei – man muss auch die Gr3ßenordnung mal sehen –,
dass diese Referenzdatei nur genutzt wird, um Identifizierungen im Zusam-
menhang mit der Passkontrolle beispielsweise sicherzustellen. Es wird nicht
lange dauern, da werden ganz andere W�nsche zu einer solchen Datei kom-
men. Deswegen bin ich der Meinung, dass man hier als Gesetzgeber in aller
Deutlichkeit sagen muss: diese Referenzdatei, die kommt nicht, die will ich
nicht!

Ich habe auch�berhaupt nichts gegen eine vern�nftige undwirksameZusam-
menarbeit von Nachrichtendiensten, Verfassungsschutz und Polizeien. Hier
habenwir ja auch eine Vielzahl von Regelungen, die eine vern�nftige Zusam-
menarbeit und auch vern�nftige Informationsfl�sse zulassen. Aber Regelun-
gen ins Auge zu fassen, die letztlich aus meiner Sicht auch vern�nftige Tren-
nungsgebote ins Fließen bringen, etwawie die angedachte Initiativzust'ndig-
keit des BKA, das ist ein Punkt, wo die Alarmglocken wirklich heftig l'uten
sollten. Auch wenn das BKA als Zentralstelle Aufgaben f�r die Gefahrenab-
wehr hat, muss man schon darauf achten, dass hier die Grenzen zwischen
demVerfassungsschutz unddem,was polizeiliche T'tigkeit ist, einigermaßen
eingehalten werden. Das hat nichts damit zu tun, dass ich die Initiative des
BKA f�r ein Informationsboard f�r schlecht hielte, gewiss nicht, ich halte es
f�r vern�nftig, dass man sich hier nicht k�nstlich dumm h'lt, aber das
muss auf der Grundlage derMaßnahmen getroffenwerden, die der Gesetzge-
ber schon getroffen hat. M3glicherweise gibt es in der Praxis Vollzugsdefizite,
aber wir haben keine Gesetzesdefizite in der Sache.

Es ist wohl auch so, jedenfalls hat man das in der Kffentlichkeit im Zusam-
menhang mit der laufenden Terrorismusbek'mpfungsdebatte berichtet,
dass Ausl'nderbeh3rden und auch das Bundesamt f�r die Anerkennung aus-
l'ndischer Fl�chtlinge nicht berechtigt gewesenw'ren, Informationen an den
Verfassungsschutzweiterzugeben,wennman imRahmendesAsylverfahrens
festgestellt hat, dass jemand einer terroristischen Vereinigung angeh3rt oder
aber zumindest Beziehungendahin hat. Ich vermute jedoch, dass die Schwelle
vielleicht nur zu hoch ist, obwohlmir in der Praxis nie gesagt worden ist, dass
die rechtlichen Voraussetzungen f�r eine solche Daten�bermittlung zu hoch
w'ren. Es muss sich um Tatsachen handeln, die den Omtern bekannt waren.
Man hat die Schwelle im jetzigen Gesetzentwurf gesenkt, und man hat jetzt
auch die L'nderbeh3rden, die Ausl'nderbeh3rden der L'nder dazu ver-
pflichtet, Informationen an die Verfassungsschutz'mter weiterzugeben. Es
gen�gt jetzt, wenn Hinweise vorhanden sind, und die Informationen m�ssen
weitergegebenwerden. Das kannman auch vor demHintergrund der augen-
blicklichenGefahrenlage durchausmittragen. Ich habedas ja auch so gemacht
und so gesagt. Aber auch hier ist f�r mich in der Tat wichtig, dass man die
zeitliche Begrenzung von f�nf Jahren einfach auch dazu nutzt, sich Infor-
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mationen dar�ber zu verschaffen, ob die neuen Schwellenwerte in der Tat
dazu gef�hrt haben, dass die M3glichkeiten und die Chancen, den Terroris-
mus wirksam zu bek'mpfen, gestiegen sind. Wenn man das nach f�nf Jahren
feststellt, dann war es eine gute Entscheidung, die dann auch bleibendes
Recht werden sollte.
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Statement

Peter Morr�

Zun'chst ein paar Worte vorweg. Das Referat, dem ich vorstehe, besch'ftigt
sich bereits seit 15 Jahren mit ausl'ndischen terroristischen Vereinigungen.
Wir sind seinerzeit zust'ndig gewesen f�r die Mordanschl'ge der Irisch-Re-
publikanischen Armee auf deutschem Boden. Seit 1996 sind wir kontinuier-
lich mit Islamismusverfahren besch'ftigt, zum Beispiel gegen Angeh3rige
der FIS und der GIA; wir haben auch schonHauptverhandlungserfahrungen.
Das Kaplan-Verfahren ist in meinem Referat gelaufen und jetzt l'uft hier das
Pilot-Verfahrenwegen der so genannten „Non-aligned“Mudjahedin, also der
islamistischen Zelle in Frankfurt, in dem in diesen Tagen Anklagen erhoben
werden wird. Ich will damit dartun, dass bei uns etwas Erfahrung vorliegt
und dass es auch nicht so ist, dass wir bei immer neuen islamistischen An-
schl'gen oder Bedrohungen in der Bundesrepublik Deutschland von neuem
erschreckt von vorne angefangen haben. Islamismus ist in meiner Beh3rde
seit 1996 in Ermittlungs- und Strafverfahren kontinuierlich bek'mpftworden.

Frage 1:

Aus der Sicht des Staatsanwalts muss ich dazu sagen, dass ein Staatsanwalt
ohnehin nur ex post, also repressiv, zust'ndig wird, so dass der weite Bereich
des Vorfeldes und der Vorfeldermittlungen, die in unserer Sicht unter dem
Dach der Pr'vention zu fassen sind, Aufgabe der Polizei sind. Dazu kann
ich mich nicht 'ußern. Ich bin kein Polizist und da fehlt mir auch einfach
der  berblick. Die Wunschliste eines Bundesanwalts, nicht als Sprecher des
Generalbundesanwalts, sondern eines Bundesanwalts, dermit diesenDingen
zu tun hat, zielt etwas auf Onderung des materiellen Rechts und von daher
dann auch auf Onderungen des Prozessrechts. Das ist aber meine ganz per-
s3nliche Sicht, dasswir uns in der Terrorismusbek'mpfung, sowohl des inl'n-
dischen wie des ausl'ndischen Terrorismus’, allm'hlich von dem Ausgangs-
punkt der terroristischen oder auch kriminellen Vereinigung, also derOrgani-
sationskriminalit't, l3sen m�ssen. Das f�hrt ermittlungsgem'ß, da k3nnen
mir die Kollegen vom BKA wohl alle zustimmen, zu Krampfsituationen,
um Zust'ndigkeiten zu halten oder Zust'ndigkeiten zu begr�nden, und
wird auch heute, nachdem die RAF �berwunden ist, �ber die  bergangssta-
dien in Deutschland der Revolution'ren Zellen bis hin zu den Autonomen
und jetzt bei den „non-aligned“ Mudjahedin, dem Terrorismus, wie er sich
im Jahre 2001 darstellt, nicht mehr gerecht. Ich pers3nlich pl'diere also daf�r,
mehr die Einzeltat in ihrerMotivation aus Staatsschutzgr�nden in denMittel-
punkt zu stellenund imAnsatz gem'ß§ 120Abs. 2GVGdemGeneralbundes-
anwalt ein weit gefasstes Evokationsrecht quer durch das Strafgesetzbuch zu
geben. Ich weiß, dass wir dann den L'ndern ins Gehege kommen, aber dies
darf zumindest einmal laut gesagt werden, insbesondere wenn dabei die ein-
schr'nkendenKautelen des Staatsschutzbegriffes undder besonderenBedeu-
tung des Falles beibehalten werden. Eine solche Rechtslage h'tte sicherlich
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meiner Beh3rde und auch demBKA in den letztenMonaten einigeMeinungs-
verschiedenheiten erspart, wenn ich etwa an die Aufdr3selung der Finanz-
str3me imTerrorismusdenke.Wirh'ttendann eineM3glichkeit, unterdiesem
eben von mir skizzierten Gesichtspunkt ganz zwanglos auch in die Aufkl'-
rung der Verm3genskriminalit't mit Hilfe des BKA einzusteigen, wo wir
heute eben immer noch unsere Probleme angesichts des gegenw'rtig in mei-
ner Sicht zu eng gefassten Evokationskataloges von § 120 Abs. 2 GVG haben.

 ber die Ausstattung der Sicherheitsbeh3rden kann ich nichts sagen. Ich bin
jetzt bald 36 Jahre Staatsanwalt und kann von daher sagen, dass Staatsanwalt-
schaft immer „ein Stoßgesch'ft“ gewesen ist, mal so, mal so. Im Prinzip kann
ich aber nicht verhehlen, dass meine Beh3rde im Augenblick arbeitsm'ßig
auch berlast f'hrt, da greift uns aber die Bundesregierungmit neuen Stellen,
soweit ich weiß, unter die Arme und ich hoffe, dass die Engp'sse, die wir im
Augenblick haben, dann �berwunden seinwerden. F�rmich als Staatsanwalt
stellt sich die Frage der Personalausstattung sicherlich nicht ganz so dringend
wie f�r die Polizei. Das will ich ganz ehrlich sagen.

Frage 2:

Organisatorische Trennung und so weiter der Sicherheitsbeh3rden durch das
f3derale Prinzip einerseits und das so genannte Trennungsgebot Dienste/Po-
lizei und Justiz andererseits. Im Prinzip halte ich das nach wie vor f�r richtig
und wichtig. Ich meine auch, wenn das Trennungsgebot gelockert wird, wird
die Einf�hrung von nachrichtendienstlichen Erkenntnissen in eine Hauptver-
handlungalsverwertbarerBeweis immerproblematischbleiben.Nachrichten-
dienstew'ren keineNachrichtendienstemehr,wenn es da keine Sperren g'be.
AusdiesemGrundemeine ich, solltemandieFragenicht sohochstilisieren.Wir
haben je nach Zeitstimmung undZusammenarbeitsklimamal keine Probleme
undmal Problememit der ErlangungvonBeh3rdenzeugnissen derDienste. In
den Islamistenverfahren jetzt helfen uns die beiden großen Dienste sehr, das
muss ich ausdr�cklich betonen, das zu bekommen, waswir f�r unsereAnkla-
gen ben3tigen. Ichm3chte aber nachmeiner gerichtlichen Erfahrung auf eines
hinweisen.M3glicherweise hat sich seit den 70 er JahrenderWindvordenGe-
richten gedreht. Ein Beh3rdenzeugnis oder der Auftritt beispielsweise eines
Regierungsdirektors vom BfV als sachverst'ndiger Zeuge – das wird heute
von den Gerichten nicht mehr so sang- und klanglos akzeptiert und hinge-
nommen. Da kommen Nachfragen und da kommt auch manchmal ein ganz
massiver Druck auf Nachbesserung. Man soll sich da also von etwaigen Mo-
difizierungen nicht allzu viel versprechen. Aber im Prinzip: Ja, Trennungsge-
bot, aber die Einf�hrung der Erkenntnisse wird immer schwierig sein.

Frage 3:

Einreise/Zuwanderung von Ausl'ndern. Hierzu eine Eingangsbemerkung:
In unseren Islamistenverfahren habe ich die Erfahrung gemacht, dass unge-
f'hr die kleinere H'lfte der Zeugen und der Beschuldigten inzwischen deut-
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sche Staatsangeh3rige sind. Das heißt also, die Frage geht teilweise ins Leere.
Aber im Prinzip bin ich schon derMeinung, dass insbesondere bei visapflich-
tigen Einreisen eine vorherige Abfrage �ber die Dienste und �ber die Polizei-
beh3rden erforderlich ist. Dies gilt erst recht f�r eine Einreisemit demZiel der
dauerhaftenWohnsitznahme.Dasmuss in dieser Zeit sein, das bejahe ich also.

Frage 4:

Bei ausl'ndischen Vereinen vermehrt auf die Vereinbarkeit ihres Handelns
mit unserer verfassungsrechtlichen Wertordnung achten. Als Referatsleiter
f�r das Kaplan-Verfahren sage ich da nat�rlich: Selbstverst'ndlich. Ich will
auf einen Punkt allerdings hinweisen. Das heißt n'mlich sicher nicht, dass
dieseWeltanschauungsvereinigungen auch im Inneren unbedingt demokrati-
schen Grunds'tzen entsprechen k3nnen. Als bekennender evangelischer
Christ weiß ich das schon aus meiner Landeskirche, dass die Frage der repr'-
sentativenDemokratie von unten nach oben indirekt unddamit nicht so ganz,
wie das Grundgesetz es vorsieht, aber f�r die Kirchen insoweit institutions-
rechtlich irrelevant gel3st wird. Ich glaube, bei unseren katholischen Br�dern
und Schwestern ist das nochweniger der Fall und bei derKaplan-Vereinigung
nat�rlich erst recht. Worauf unbedingt geachtet werdenmuss, ist, dass in den
Außenbeziehungen solcher Weltanschauungsvereinigungen zur staatlichen
Ordnung nat�rlich das Grundgesetz und nichts anderes zu gelten hat, und
das ist ja gerade das Problembei Kaplan.Deswegen bejahe ich diese Frage, be-
zogen auf die Außenbeziehungen von Weltanschauungsvereinigungen, na-
t�rlich mit einem uneingeschr'nkten Ja.

Hat sich das Erscheinungsbild des Terrorismus’ so ge'ndert, dass die Diffe-
renzierung zwischen Maßnahmen der inneren und 'ußeren Sicherheit aufge-
gebenwerdenmuss? Ich sagte eben schon, ein Staatsanwalt handelt immer ex
post und die große konzeptionelle Sicht in die Zukunft d�rfen Sie von einem
Staatsanwalt nicht erwarten, das k3nnen Sie, glaube ich, eher von der Polizei
oder vomBundesinnenministerium.Aber ich sage nachmeinen Erfahrungen,
je mehr wir ausl'ndische terroristische Vereinigungen auf dem Staatsgebiet
der Bundesrepublik Deutschland zu bek'mpfen haben, die insbesondere so-
zialrevolution're oder nationalrevolution're Konflikte ihrer Heimatl'nder
hier bei uns austoben – sei es die IRA, sei es die PKK, sei es auch die Kaplan-
Bewegung, die ja die Ersetzung der laizistischen Demokratie in der T�rkei
durch Schariat und Kalifatsstaat bef�rwortet –, desto mehr sind sofort außen-
politische Belange unseres Staates betroffen. Das muss ins Kalk�l gezogen
werden. So hat sich das Erscheinungsbild des Terrorismus’ ge'ndert bis da-
hin, dasswir in diesemBereich auch �ber eineNeuformulierung des legal-de-
finitorisch ja ohnehin nicht feststehenden Staatsschutzbegriffes in Bezug auf
mehr Einfluss der Beeintr'chtigung der außerpolitischen Belange der Bun-
desrepublik Deutschland achten m�ssen.
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Statement

Andreas Ulrich

WennPolizisten, Geheimdienstler und Soldaten �ber ihre Beh3rden sprechen,
dann ist das etwa so, als ob Handwerker �ber die Architektur eines Hauses
reden, an dem sie arbeiten. Jeder wird immer meinen, sein Bestes gegeben
zu haben. Tats'chlich ist es die Politik, die Rahmenbedingungen setzen soll,
nach denen die Beh3rden arbeiten. Nun gibt es Leute, die behaupten, die Si-
cherheitsbeh3rden k3nnten fast alles, wenn man sie nur ließe und ihnen die
Mittel an die Hand g'be. Das mag sicherlich richtig sein. Die Frage ist nur,
ob wir dann ein Land haben, in dem wir noch leben wollen.

Es bleibt wohl immer eine Abw'gung zwischen Sicherheit und Freiheit. Nach
einschneidenden Ereignissen wie denen des 11. September wird schnell der
Ruf laut: Da muss jetzt was geschehen. Polizei und andere Sicherheitsbeh3r-
den sind dann stets in Gefahr, zum Spielball von Innenpolitikern zu werden.
Denn neue Gesetze beispielsweise sind schnell bei der Hand. Dann wird dem
Volk vorgegaukelt, es werde etwas getan, und oftmals ist dabei v3llig unklar,
obdas �berhaupt Sinnmacht.Aberdie Politik hatHandlungsst'rke bewiesen.
Dabei sind neue Gesetze oft gar nicht n3tig. So wird beispielsweise von den
mehr als 800 OK-Verfahren in Deutschland nur ein verschwindend kleiner
Teil beim Bundeskriminalamt bearbeitet, das rechtlich sicherlich dieM3glich-
keit und auch die Kapazit'ten h'tte, dort tiefer einzusteigen – ohne neue Ge-
setze.

Und w'hrend aktuell die neuen Sicherheitsgesetze durchgepr�gelt werden,
beginnt gerade erst das, was eigentlich h'tte vorher stattfinden sollen, n'm-
lich eine breite Debatte dar�ber, was wir denn an neuen Gesetzen brauchen,
was sinnvoll ist undwas nicht. Diese Diskussionw're deshalb notwendig ge-
wesen, weil ich glaube, dass der Erfolg der Sicherheitsbeh3rden bei ihrer Ar-
beit davon abh'ngt, ob die Bev3lkerung die Maßnahmen mittr'gt, und das
kann in einer Demokratie ohne 3ffentliche Debatte nicht funktionieren.

DasTrennungsgebot vonPolizei undGeheimdienstendarf dabei gar nicht erst
zur Diskussion stehen. Es ist geboten und richtig. Es kommt vielmehr darauf
an zu verhindern, dass unter dem Eindruck der ver'nderten Sicherheitslage
Geheimdienste die Aufgaben der Polizei �bernehmen und umgekehrt die Po-
lizei die Aufgabe vonGeheimdiensten.Wenn jemand derMeinung ist, die Po-
lizei seimit den zurVerf�gung stehendenMitteln nicht inderLage, bestimmte
Ph'nomene zu bearbeiten, dann muss man ihr die Mittel an die Hand geben
und nicht durch die Hintert�r denGeheimdienstenAufgaben der Strafverfol-
gung �bertragen. Das w're fatal. Fraglich ist andererseits aber auch, ob wir
noch einen Verfassungsschutz im engeren Sinn seines Namens brauchen,
oder ob angesichts der Ereignisse des 11. September nicht vielmehr ein In-
landsgeheimdienst notwendig ist, der sich nicht mehr allein darauf beschr'n-
ken kann, die Verfassung zu sch�tzen.
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Pragmatismus w�nsche ich mir auch bei der Frage der Einreise und Zuwan-
derung. Ich habe den Eindruck, dass jetzt wom3glich 80 Millionen Bundes-
b�rger ihren Fingerabdruck im Personalausweis eintragen lassen m�ssen,
damit es eineRechtfertigung gibt,Ausl'nder bei der Einreise entsprechend er-
kennungsdienstlich behandeln zu k3nnen. Biometrische Daten von 80Millio-
nen Bundesb�rgern aufzunehmenund in die Papiere eintragen zu lassen, ver-
ursacht erhebliche Kosten, ohne dass darin ein tieferer Zweck im Sinne der
Terrorismusbek'mpfung zu entdeckenw're. Denn der islamistische Terroris-
mus, so wie wir ihn jetzt erfahren mussten, geht mit Sicherheit nicht von den
Bundesb�rgern aus, die hier geboren und aufgewachsen sind.

Pragmatismus wird sicherlich auch notwendig sein bei der Betrachtung des
Verh'ltnisses von Polizei und Bundeswehr, jedenfalls wenn die Lage sich ent-
sprechend 'ndert. Denn die Polizei wird derzeit nicht in der Lage sein, ein
Atomkraftwerkmit Flugabwehrkanonen zu sichern. Es w're angesichts einer
akuten Bedrohung eine verblendete Debatte, wenn wir uns die Frage stellten,
ob die Bundeswehr das darf oder nicht. Schon mittelfristig wird es ohnehin
dazu kommen, dass Polizei, Bundeswehr undDienste enger zusammenarbei-
ten. Das ergibt sich aus der ver'nderten weltpolitischen Lage und der neuen
Rolle Deutschlands. Denn Innere und Oußere Sicherheit werden sich nicht so
strikt wie bisher trennen lassen, was sich am Beispiel des Kosovo leicht ver-
deutlichen l'sst. Dort sind deutsche Soldaten im Rahmen der KFOR t'tig,
dort tun deutsche Polizisten imAuftrag der UNODienst, und dort sind koso-
vo-albanische Terroristen und Kriminelle am Werk, deren organisatorische
und personelle Str'nge engmit Landsleuten in Deutschland verflochten sind.
Ein Austausch von Informationen ist da geboten, weil Innere und Oußere Si-
cherheit gleichermaßen betroffen sind.
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Statement

G�nter Weiler

Die Bundeswehr befindet sich seit knapp zwei Jahren in der Phase einer Neu-
ausrichtungundmanh3rt immerden Satz: Seit dem11. September ist alles an-
ders. Insofern habenwir uns nat�rlich auch die Frage gestellt, ob wir auf dem
richtigenWeg sind, ob die Reform, die imMoment l'uft, nicht reformiert wer-
den muss. Dazu einige Anmerkungen.

Die Neuausrichtung der Bundeswehr orientiert sich an einem erweiterten Si-
cherheitsbegriff, der einer zukunftsorientierten Sicherheitspolitik zugrunde
liegen muss. Er umfasst im Kern drei Elemente, die konkrete Konsequenzen
f�r unsere Sicherheitspolitik haben.

Das erste Element: Da unsere Sicherheit in vielf'ltiger Weise auch weit ent-
fernt von unserem eigenen Territorium ber�hrt wird, sind sicherheitspoliti-
sche Antworten notwendig, die von einem Verst'ndnis umfassender Sicher-
heit ausgehen. Dies bedeutet: Wir m�ssen die tieferen Ursachen und Erschei-
nungsformen von Krisen und Konflikten erkennen und ein umfassendes
Spektrum von Instrumenten besitzen, um ihnen zu begegnen. Moderne Si-
cherheitspolitik kann sich weder allein noch vorrangig auf milit'rische Maß-
nahmen abst�tzen. Sie kann darauf aber f�r ihre Glaubw�rdigkeit undWirk-
samkeit neben politischen oder 3konomischen Mitteln auch nicht verzichten.
Moderne Streitkr'fte sind ein wirksames und unverzichtbares Mittel des in-
ternationalen Krisenmanagements.

Das zweite Element ergibt sich zwingend aus der Entwicklung der internatio-
nalen Lage und eines modernen Sicherheitsbegriffs. Die Pr'vention geh3rt in
denMittelpunkt unserer Politik der Friedenssicherung.Wir streben politische
und milit'rische Krisen- und Konfliktpr'ventionen vor Ort an, um ein  ber-
greifen von Gef'hrdungen f�r unsere Sicherheit zu verhindern. Gleichwohl
m�ssen wir in der Lage sein, Krisen und Konflikte zu bew'ltigen, sofern sie
nicht im Ansatz verhindert werden k3nnen.

Schließlich das dritte Element: Es gibt in der heutigen Welt keine autarken
Inseln der Stabilit't mehr. Sicherheit kann weniger denn je allein national-
staatlich gew'hrleistet werden. Die komplexen Herausforderungen, die Un-
teilbarkeit unserer Sicherheit, aber auch die M3glichkeit, die neuen M3g-
lichkeiten der Zusammenarbeit �ber B�ndnisgrenzen hinweg, begr�nden
statt dessen das Prinzip gemeinsamer Sicherheit. Gemeinsame Risiken er-
fordern gemeinsame Antworten, Sicherheit ist zur gemeinsamen Aufgabe
geworden.

Genau in dieser Situation stehen wir jetzt. Die NATO und auch die Europ'i-
sche Union haben sich dieses erweiterte Verst'ndnis von Sicherheit bereits
vor dem 11. September zum Programm gemacht und tiefgreifende Anpas-
sungsprozesse eingeleitet. Der internationale Terrorismus begr�ndet keine
wirklich neue Bedrohung in der Substanz. Die NATO hat ihn bereits 1999
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als Teil des neuen Risikospektrums identifiziert, das eineAnpassung derAuf-
gaben und F'higkeiten der NATO notwendig gemacht hat. Diese ist auf dem
Weg. Genau dieser Ansatz, n'mlich die Schaffung eines Kontinuums an F'-
higkeiten f�r das gesamte Aufgabenspektrum von der kollektiven Verteidi-
gung bis zur Konfliktverh�tung, Krisenbew'ltigung, Partnerschaft und Ko-
operation hin liegt dem strategischen Konzept der NATO und damit auch
der Neuausrichtung der Bundeswehr zugrunde. Eine Reform der Reform –
und damit komme ich auf die eingangs gestellte Frage zur�ck – w're von da-
her ein Sonderweg, eine Verabschiedung aus gemeinsam getroffenen Festle-
gungen in NATO und Europ'ischer Union, ein Vertrauensverlust und ein
massiver F'higkeitsverlust. Insofern ist unsere Reform unumkehrbar, es sei
denn, man m3chte unverantwortliche außen- und sicherheitspolitische Risi-
ken eingehen.

Diese Reform ist auf einem gutenWeg. Es kommt darauf an, sie jetzt verzugs-
los umzusetzen. Allerdings m�ssen wir vor dem Hintergrund der aktuellen
Ereignisse die Dringlichkeit der einzelnen Maßnahmen einer  berpr�fung
unterziehen. Die Anschl'ge vom 11. September in ihrer bisher nicht gekann-
ten Qualit't und der verabscheuungsw�rdigen Missachtung des Lebens Un-
schuldiger sind in der Tat eine Kriegserkl'rung an die gesamte zivilisierte
Welt. Sie haben unsmit brutaler Klarheit vor Augen gef�hrt, dass der interna-
tionale Terrorismus eine aktuelle und reale Bedrohung unserer Sicherheit ist.
Sie waren quasi ein Weckruf. Die raschen und einstimmigen Reaktionen auf
den außergew3hnlichen Akt dieser Barbarei zeigen auch, dass sich eine
neue Schicksals- und Interessengemeinschaft herausbildet, die weit �ber be-
stehende B�ndnissysteme hinausreicht und damit neue Chancen bietet.

Fest steht, dass auch Deutschland Teil dieser Gemeinschaft ist. Mit Zustim-
mung des Bundestages, die ja morgen erreicht werden soll, beabsichtigt
Deutschland zusammen mit den USA und Partnerstaaten, den internationa-
len Terrorismus mit milit'rischen Mitteln zu bek'mpfen. Die Bundeswehr
wird sich an der Operation „Enduring Freedom“ beteiligen, die zum Ziel
hat, F�hrungs- und Ausbildungseinrichtungen von Terroristen auszuschal-
ten, Terroristen zu bek'mpfen, gefangen zu nehmen und vor Gericht zu stel-
len sowie Dritte dauerhaft von der Unterst�tzung terroristischer Aktivit'ten
abzuhalten. Der deutsche Beitrag, die Bereitstellung von ABC-Abwehrkr'f-
ten, Sanit'tskr'ften, Spezialkr'ften, Lufttransportkr'ften, Seestreitkr'ften
undUnterst�tzungskr'ftenmit einemGesamtumfang vonmaximal 3.900 Sol-
daten ist leistbar, politisch verantwortlich und imVergleichmit anderen euro-
p'ischen Nationen angemessen.

Ich m3chte aber auch darauf hinweisen, dass wir an den laufenden Unter-
st�tzungsmaßnahmen f�r die Vereinigten Staaten schon beteiligt sind. Ich
erinnere an die AWACS-Flugzeuge, die den nordamerikanischen Luftraum
�berwachen, den maritimen Einsatzverband der NATO im 3stlichen Mittel-
meer, wo wir mit einer Fregatte beteiligt sind und derzeit bewachen rund
1.100 Bundeswehrsoldaten US-amerikanische und NATO-Milit'reinrichtun-
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gen, und zus'tzlich bestreifen 135 Feldj'ger rund um die Uhr vergleichbare
Einrichtungen.

Ich habe Ihnen – und das haben Sie sicherlich von mir erwartet – die milit'ri-
sche Seite vorgetragen; milit'rische Maßnahmen sind wichtiger Bestandteil
derGesamtstrategie, reichen allein aber nicht aus, umden internationalen Ter-
rorismus zu bek'mpfen und ihm den N'hrboden zu entziehen. Dazu ist ein
umfassender Ansatz notwendig, in dem auch politische, finanzielle, wirt-
schaftliche und humanit're Maßnahmen sowie die hier im Mittelpunkt ste-
henden Maßnahmen der Inneren Sicherheit enthalten sind. Lassen Sie mich
zum Schluss zu dieser Feststellung, dass die traditionelle Trennung von Inne-
rer und Oußerer Sicherheit nicht mehr aufrechterhalten werden kann, kurz
Stellung nehmen. In der fachlich nicht so versierten Kffentlichkeit wird mit
dieser Aussage sehr schnell die Forderung nach demEinsatz der Bundeswehr
im Inneren verbunden. Selbst der Bundesminister des Inneren hat sich, wie
ich der Presse von gestern entnommen habe, vorgestern hier auf dieser Veran-
staltung gegen das Missverst'ndnis gewandt, er wolle die Bundeswehr mit
Panzern und Granaten auf Verbrecherjagd schicken. Ich denke, wir sind gut
beraten, von Sicherheit als gesamtstaatlicherAufgabe zu sprechen und im b-
rigen die einzelnen Zust'ndigkeiten so zu regeln wie es die Verfassung vor-
sieht und wie es die anstehenden Aufgaben erfordern. Aus diesen Festlegun-
gen leiten sich die Erfordernisse der Ausr�stung und Ausbildung f�r die ein-
zelnen Eins'tze ab. Dann macht jeder was er kann. Dass die einzelnen
Bereiche eng zusammenarbeiten, ist dann selbstverst'ndlich, wenn man
sich als Teil des Gesamtkonzeptes begreift. Und das tut die Bundeswehr.
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Statement

J#rg Ziercke

„Die Terroranschl'ge vom 11. September 2001 stellen ohne Zweifel eine neue
Dimension der Bedrohung unserer Freiheit dar.“

So schlicht, ohne Pathos und ohne die existenziellen Bedrohungs'ngste der
gesamten zivilisierten Welt zu bem�hen, m3chte ich meine Anmerkungen
zum Thema Sicherheitsarchitektur verstanden wissen. Ich lasse die Frage be-
wusst offen, ob wir tats'chlich eine m3glicherweise durch Integration be-
stimmter Beh3rden v3llig neu gestaltete Sicherheitsarchitektur in Deutsch-
land ben3tigen.

Der 11. September hat uns geschockt, weil bis dahin Undenkbares passiert ist.
Unser Denken wurde extrem sensibilisiert und ge3ffnet f�r Bedrohungsfan-
tasien. Die selektive Wahrnehmung bei der Formulierung von Sicherheits-
prognosen erhielt einen deutlichen Schub. Diese Bedrohungsfantasien haben
die Tendenz, unendlich zu sein, und sie machen den Menschen in unserem
Lande Angst.

Angst gibt es aber auch bei denen, die durch staatliche Gegenmaßnahmen
eine Einschr'nkung ihrer Freiheit bef�rchten. Beides m�ssen wir respektie-
ren.

Ich beobachte nicht nur beimir selbst, sondern auch bei anderen einenProzess
der schleichendenDistanzierung von den Schockfantasien der Tage unmittel-
bar nach den Anschl'gen. Nach nunmehr 60 Tagen, die die Polizeien von
Bund und L'ndern durch vorsorgliche Pr'senzverdichtung in der Fl'che
und deutlich ausgeweiteten Personen- und Objektschutz sowie die Phantom-
bek'mpfung desMilzbrandes und seiner Trittbrettfahrer an den Rand der po-
lizeilichen Handlungsf'higkeit gebracht haben, pl'diere ich f�r eine n�ch-
terne Analyse der konkret erlebbaren Sicherheitssituation in Deutschland.
Ich halte dies auchdeshalb f�r zwingend,weil unsere europ'ischenNachbarn
�berwiegend in die rechtwinkelige Kurve einer besonnenen und rationalen
Reflektion bereits eingebogen sind.

Um aus der Sicht der L'nderpolizeien konkret zu werden:

Wir wollen in Deutschland keine Militarisierung der inneren Sicherheit. Wir
brauchen in den L'ndern vor�bergehend die Amtshilfeleistung der Bundes-
wehr beim Objektschutz f�r milit'rische Einrichtungen. Mehr nicht.

Wirwollen keineAufweichungdes Trennungsgebotes vonPolizei undVerfas-
sungsschutz. Der Verfassungsschutz soll keine exekutiven Befugnisse erhal-
ten. Wir brauchen aber Informationen �ber die terroristische Bedrohung aus
allen zug'nglichen Quellen. Das sind wir den Menschen in unserem Lande
schuldig.

Wir brauchen kein Bundessicherheitsamt und auch keine Bundeskriminalpo-
lizei, dieser Klassikerwird gerade vomBdKwiederbelebt.Wirwollen den Po-
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lizeif3deralismus in Deutschland als wesentliches Element der Machtbalance
zwischenBundundL'ndern in unseremRechtsstaat bewahren.Wir brauchen
deshalb eine weitere Optimierung unserer Entscheidungen auf der Ebene der
L'nder und des Bundes, um sehr schnell, falls es erforderlich wird, die opera-
tiveUmsetzung vonMaßnahmen ohneZeitverzug zu realisieren. Dies hat bis-
her gut funktioniert.

Wir brauchen auch zurzeit kein europ'isches FBI.Wirwollen Europol als stra-
tegische Analyseeinrichtung ausbauen. Europol soll operative Funktionen er-
halten, umvorOrt in denL'ndern gemeinsammit den nationalstaatlichen Po-
lizeien zu wirken. Wir brauchen dazu aber alle f�r die Entdeckung von Terro-
risten wichtigen Informationen aus den Nationalstaaten.

Es kann nicht sein, dass Deutschland 60%, Italien 35%und alle restlichen EU-
Partner nur 5% zum Informationsumfang �ber den aktuellen Terrorismus bei
Europol derzeit beisteuern.

Ausmeiner Sicht sind die Fundamente der Sicherheitsarchitektur in Deutsch-
land nicht zur Disposition zu stellen. Der B�rger darf auf die Sicherheitskom-
petenz des Staates vertrauen.

Die Kritiker in der aktuellen Diskussion �ber die Bek'mpfung des Terroris-
mus in Deutschlandmachen es sich sehr leicht, wenn sie bei der notwendigen
Anpassung von Gesetzen an real existierende Bedrohungslagen sofort den
Untergang des Rechtsstaates an die Wand malen. Wer die grausame Realit't
einfach ausblendet, dass Deutschland als Vorbereitungs- und R�ckzugsraum
f�r islamistische Terroristen eine herausragende Rolle bei den Anschl'gen in
den USA gespielt hat, der hat keinen Anspruch Ernst genommen zu werden.
Wer glaubt, dass die Bedrohung f�r uns selbst nur eine abwegige Fantasie ist,
irrt und l'uft Gefahr, verantwortungslos zu handeln. Gefragt ist die n�chterne
Analyse und die Entscheidung f�r das Notwendige. UnserMaßstab ist dabei,
dass wir selbstverst'ndlich nicht den gl'sernen B�rger wollen.

Damit wird auch gesagt, dass nur die Maßnahmen gemeint sind, die zur spe-
zifischenBek'mpfungdesTerrorismus erforderlich sind.AllenVersuchendes
rechtspolitischen Beifanges, um die Gunst der Stunde zu nutzen, ist entschie-
den entgegen zu treten. Vor allem muss der Nutzen der jeweiligen Maßnah-
men genau diskutiert werden, um keine Scheinsicherheit zu erzeugen, die
sp'ter im so oft bem�hten Vollzugsdefizit endet. Besonders schwierig wird
es bei den Maßnahmen, die ohne einen gemeinsamen europ'ischen Konsens
keine nachhaltige Wirkung entfalten k3nnen. So werden bei der Flugsicher-
heit und im Ausl'nder- und Asylbereich nationale Alleing'nge nur eine be-
grenzte Reichweite haben k3nnen.

ZudieserArt vonAugenmaß geh3rt, dass die erkennbarenDefizite in der Ter-
rorismusbek'mpfung behoben werden. Aktuelles Krisenmanagement ist ge-
fragt, das auch den Blick auf strukturelle Vorkehrungen richten muss. Dazu
einige Beispiele aus der Diskussion um das Sicherheitspaket:
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Die Rasterfahndung ist aufgrund der fallanalytischen Erkenntnisse unent-
behrlich. Gleichwohl geh3rt sie zu den am schwierigsten zu handhabenden
Instrumenten und ihr Erfolg ist ungewiss. Unsere L3sung in Schleswig-Hol-
stein, die gesetzliche Regelung zeitlich zu befristen und zus'tzlich unter einen
Richtervorbehalt und einen Informationsanspruch des Datenschutzbeauf-
tragten zu stellen, ist daher ein richtiger Weg. Eine Evaluation auf der Basis
von Rechtstatsachen wird vorgenommen. Gleichzeitig tr'gt dies auch zur
Glaubw�rdigkeit der Politik bei.

Ich halte es ferner f�r unerl'sslich, dass wir der grenz�berschreitenden Stra-
tegie des Terrorismus mit Maßnahmen im Ausl'nder- und Asylrecht sowie
mit identit'tssichernden Maßnahmen im Visumverfahren begegnen m�ssen.
Allerdings m�ssen wir dabei die Kirche im Dorf lassen. Wer einen Beschluss-
vorschlag niederschreibt, mit dem er alle auch nur potenziell gef'hrlichen
Ausl'nder von Deutschland fernhalten will, ohne konkret zu sagen, mit wel-
chen rechtsstaatlichenMaßst'benundMethoden er eine solcheGef'hrlichkeit
feststellenwill, setzt sich der Kritik populistischenHandelns und letztlich der
Unglaubw�rdigkeit aus.

Wir m�ssen die Logistik des Terrorismus zerst3ren. Dazu geh3ren die Finan-
zierungsquellen und die Finanzstr3me der Terroristen. Wenn es richtig ist,
dass es sich nicht nur um einzelne kriminelle Gruppen handelt, sondern
auch mit der Logistik von Staatsapparaten ausgestattete Kommandounter-
nehmen, dann m�ssen wir darauf eine ad'quate Antwort finden. Die gesetz-
lichen und organisatorischen M3glichkeiten zur Bek'mpfung der Geld-
w'sche und zur  berwachung illegaler Finanztransaktionen zu schaffen, ist
daher folgerichtig. Dies gilt auch f�r die Erweiterung der origin'ren Ermitt-
lungskompetenz des BKA f�r bestimmte Formen der Datennetzkriminalit't.

Der Zugriff der Polizei bei Personenkontrollen auf bestimmte Daten des Aus-
l'nderzentralregisters, um festzustellen, ob ein legaler Aufenthalt vorliegt,
verbessert auch die Situation der potenziell Betroffenen, da eine schnelle Kl'-
rung bei Zweifeln m3glich ist. Auch dies halte ich f�r sinnvoll.

Die Ausweitung der Kompetenzen des BGS auf eine 50-km-Zone beziehungs-
weise 80-km-Zone nach dem Vorbild der zollrechtlichen Rechtsordnung be-
r�hrt massiv die Zust'ndigkeit der L'nder. Ohne deutliche Personalver-
st'rkungdes BGS in den betroffenen L'ndern kann eine solch deutliche r'um-
liche Erweiterung nicht den gew�nschten Effekt hervorbringen. Eine zeitliche
Befristung mit gleichzeitiger Evaluation dieser Regelung sollte diskutiert
werden.

Die Schaffung von Rechtsgrundlagen f�r die Aufnahme biometrischer Merk-
male – insbesondere von Fingern oder H'nden oder Gesicht – in P'ssen und
Personalausweisen zur Verbesserung der F'lschungssicherheit und der zwei-
felsfreien Identifizierung in verschl�sselter Form mit dem Ziel der Bek'mp-
fung des Terrorismus halte ich f�r einen noch unter fachlichen Aspekten zu
diskutierenden Vorschlag.
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Fazit: Wir sollten die bew'hrte Sicherheitsarchitektur in Deutschland nicht
vorschnell infrage stellen, sondern mit Augenmaß reagieren.

Vor allem sollten wir den konkreten Nutzen von Maßnahmen hinterfragen,
damit wir nicht eine Scheinsicherheit produzieren, die als Patentrezept gegen
den Terrorismus missverstanden wird.
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Zusammenfassung der Podiumsdiskussion

Hedwig Risch

Als Ergebnis der Podiumsdiskussion kann festgehalten werden, dass sich die
seit 50 Jahren bestehende Konstruktion der Sicherheitsarchitektur in Deutsch-
land grunds'tzlich bew'hrt hat und die derzeitige Konzeption auch f�r die
Zukunft als tragf'hig erachtetwird.Dies gilt f�r das Prinzip des F3deralismus
ebensowie f�r das Trennungsgebot gleichermaßen. Das bedeutet aber keines-
wegs, dass ein Onderungsbedarf nicht besteht. Dieser richtet sich jedoch nur
aufDetailstrukturen. ImBild derArchitektur sinddanach allenfalls „Renovie-
rungen“ erforderlich.

Konkret bedeutet dies, dass ein st'ndiger Reflektionsprozess zur G�ltigkeit
der Trennung von Polizei und den Diensten und eine st'ndige Anpassung
notwendiger und zus'tzlicher Maßnahmen im Zusammenhang mit der Ein-
reise von Ausl'ndern sowie verst'rkte  berpr�fungen von Vereinen mit reli-
gi3ser Ausrichtung auf ihre verfassungsm'ßige Konformit't stattfinden
muss. Dieser Reflexionsprozess umfasst auch die Frage, ob vor dem Hinter-
grund der Ereignisse des 11. September innere und 'ußere Sicherheit weiter-
hin getrennt betrachtet werden k3nnen oder ob zuk�nftig von Sicherheit im
Sinne einer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe (erweiterter Sicherheitsbegriff)
auszugehen ist. Ein erweiterter Sicherheitsbegriff kann so die Basis einer mo-
dernen Sicherheitspolitik sein.

AlsAnsatzpunkt f�r aussichtsreiche Pr'vention ist derDialog aller Beteiligten
im Gesetzgebungsprozess unter Einbeziehung der Religionsgemeinschaften
zu f�hren.

Im Bereich der 'ußeren Sicherheit ist ein pr'ventiver Ansatz vor Ort Mittel-
punkt zuk�nftigen Handelns und im Rahmen der heutigen Weltordnung
nur im internationalen Konsens zu realisieren.
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Verabschiedung

Ulrich Kersten

Wirhaben versucht, uns demTagungsthema „Islamistischer Terrorismus“ auf
dreifache Weise zu n�hern:

Einmal ging es darum, mehr zu erfahren �ber den Islam, seine Rolle in der
Welt, seine Bez�ge zur Politik und letztlich auch seine Abgrenzung als Reli-
gion zum Terrorismus, den Radikal-Fundamentalisten glauben, religi%s be-
gr�nden zu k%nnen. Im zweiten Komplex sind wir der Frage nachgegangen:
Wo stehen die Sicherheitsbeh%rden?Was k%nnen sie tun gegenden internatio-
nalen, insbesondere islamistischenTerrorismus?Anschließenddaran alsDrit-
tes: Brauchen wir eine neue Sicherheitsarchitektur?

Ich glaube, es �berrascht nicht sonderlich, dass alle Beteiligten der gerade zu
Ende gegangenen Diskussion meinen, einer anderen Architektur unseres
Systems der Inneren Sicherheit, einer ver�nderten Zust�ndigkeitsverteilung,
auch im Verh�ltnis zwischen Bund und L�ndern, bed�rfe es grunds�tzlich
nicht. Ich habe mich gestern entsprechend ge�ußert. In der Tat, uns helfen
3berlegungen nicht, an verschiedenen Stellen angesiedelte materiell-polizei-
liche Zust�ndigkeiten organisatorisch in einer Beh%rde zusammenzulegen
oder Elemente der Dienste und der Polizei unter dem Dach eines Bundes-
sicherheitsamtes zusammenzuf�hren. Ich halte das f�r nicht weiterf�hrend.
Es wird auch niemand ernsthaft behaupten oder gar belegen k%nnen, dass
eine andere Struktur unseres Sicherheitssystems als die gegenw�rtige bessere
Chancen er%ffnet h�tte, rechtzeitig vor dem 11. September Akteure und deren
Unterst�tzer zu erkennen und Vorbereitungsaktivit�ten aufzudecken.

Dies bedeutet andererseits nicht, dass es nicht Potenziale der Verbesserung
der nationalen und internationalenZusammenarbeit der Sicherheitsbeh%rden
gibt, die genutzt werden k%nnen. Im Gegenteil: Die Notwendigkeit, solche
Potenziale auszusch%pfen, ist auf dieser Tagung mehrfach angesprochen
worden.

Wie�berhaupt:DieStichworte„Wissen“,„Information“,„Dialog“und„Zusam-
menarbeit“ zogen sich wie ein roter Faden durch die Vortr�ge und Diskussio-
nen, quasi als Aufforderung und Verpflichtung, sich entsprechend aktiv zu
bem�hen.

An die Sicherheitsbeh%rden gerichtet, wird dies h�ufig mit der Frage verbun-
den: Warum habt ihr �ber die Anschlagsplanungen und Vorbereitungen
nichts gewusst? Der Kollege Rolince vom FBI hat hier berichtet, dass es eine
solche Diskussion auch in den Vereinigten Staaten gibt.

Wissen kann sich allerdings nur auf der Grundlage von Informationen bil-
den, die einem entweder angeliefert werden oder die man sich beschaffen
muss. Mit Blick auf die Sicherheitsbeh%rden gelangt man dann naturgem�ß
zu der Frage, unter welchen Voraussetzungen und Bedingungen sie Aktivit�-
ten und Informationsbeschaffung entfalten k%nnenundd�rfen. Dies hat denn
auch einen guten Teil der Podiumsdiskussion heute Vormittag bestimmt.
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Nach Abschluss der Diskussionsrunde verabschiedete Pr�sident Dr. Ulrich Kersten die Teil-
nehmer der diesj�hrigen Herbsttagung

Ich halte es f�r selbstverst�ndlich, dass die rechtlichenGrenzen undM%glich-
keiten des Informationsverhaltens der Sicherheitsbeh%rden in Reflexion auf
die Entwicklung der Sicherheitslage immer wieder �berpr�ft werden. Nach
den Anschl�gen vom 11. September und den daraus erwachsenden Erkennt-
nissenwar dies –wie ichmeine – zwingend. Dass in dem anschließenden Pro-
zess derMeinungsbildung �ber die Ausgestaltung der einschl�gigen Gesetze
die Sicherheitsbeh%rden eingebracht haben, was sie f�r erforderlich halten,
um durch Informationsverdichtung rechtzeitig Gefahren erkennen und wo-
m%glich verhindern zu k%nnen, ist aus meiner Sicht legitim. Und es versteht
sich, dass in diesem sensiblen Feld zwischen Sicherheit und Freiheit unter-
schiedlicheAuffassungen bestehen, die zwischen den amGesetzgebungspro-
zess Beteiligten und Interessierten mit Nachdruck und auchmit Leidenschaft
vorgetragen werden. Das zeichnet Demokratie aus, auch und gerade in dem
Ringen um die Frage, wie sie sich wehrhaft am besten r�sten kann, um He-
rausforderungen und Gefahren angemessen zu begegnen.

Der Forderung, nach einer gewissen Zeit neu eingef�hrte Gesetze zu evalu-
ieren, also die in der Praxis gewonnenen Erfahrungen an den Gesetzeszielen
zu messen, kann ernsthaft nicht widersprochen werden. Gesetze sind kein
Selbstzweck. Dies mit einer Befristung der Geltungsdauer von Gesetzen zu
verbinden, zwingt in der Tat, sich der Evaluierung zu stellen. Zu w�nschen
ist allerdings, dass der Meinungsbildungsprozess �ber die Notwendig-
keit der Fortdauer, der etwaigen Modifizierung oder des Auslaufens der ge-
setzlichen Regelung so rechtzeitig abgeschlossen wird, dass der Gesetzgeber
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seine Entscheidung treffen kann. Eine nicht endende Fortf�hrung von Dis-
kussionen �ber das F�r und Wider einer Regelung �ber den Zeitpunkt des
Außer-Kraft-Tretens des Gesetzes hinaus kann nicht die L%sung des Pro-
blems sein.

Die Bek�mpfung des internationalen Terrorismus’ fordert die Sicherheitsbe-
h%rden heraus, ihre Anstrengungen zu verst�rken und ihre Zusammenarbeit
weiter zu intensivieren. Diese Zusammenarbeit ist unverzichtbar und ohne
Alternative, um Informationen zusammenzuf�hren und zu bewerten, nat�r-
lich im Dialog zu bewerten. Wir m�ssen auf der Basis eines m%glichst breiten
Wissens ansetzen bei dem, was unsere vornehmste Pflicht ist, n�mlich Straf-
taten zu verh�ten, also pr�ventiv t�tig zu sein. Dass dies nicht immer gelingt,
ist leider zu konstatieren. Wir m�ssen allerdings versuchen, so viel Wissen
wie m%glich zu beschaffen und zusammenzutragen. Ziel muss sein, eine
bestm%gliche Ausgangsposition zu erreichen, um drohende Gefahren irgend
m%glich zu verhindern.

Vom Dialog der Kulturen und der Religionen war auf dieser Arbeitstagung
die Rede. Wer will die Berechtigung, dies nachdr�cklich zu fordern, in Zwei-
fel ziehen. Dialog f%rdert Wissen und Verst�ndnis, eine entscheidende Vo-
raussetzung, Toleranz auszubilden und zu pflegen. Auf die Arbeit der Si-
cherheitsbeh%rden kann sich ein erfolgreiches Beschreiten dieses Weges in
allen Bereichen der Gesellschaft nur positiv auswirken. Allein Verst�ndnis
und Toleranz d�rfen nicht mit Kritiklosigkeit verwechselt werden. Wir wer-
den – und ich denke, auch das ist deutlich geworden – unsere Identit�t, unser
Bekenntnis zur pluralistischen Demokratie, zum Rechtsstaat und zu den
Grundwerten unserer Verfassung nicht aufgeben und auch nicht in Frage
stellen lassen.

Das Bundeskriminalamt hat sich nach den schrecklichen Ereignissen vom
11. September entschlossen, anstelle des urspr�nglichen vorgesehenen The-
mas „Bek�mpfung der Wirtschaftskriminalit�t“ Fragen im Zusammenhang
mit dem „Islamistischen Terrorismus“ zum Gegenstand der Herbsttagung
zu machen. Wir sind �berzeugt, dies war richtig und geboten. Wir hoffen,
Sie gehen mit mehr Wissen, mit mehr Informationen aus dieser Tagung zu-
r�ck in Ihre Beh%rden, Dienststellen, an Ihren Arbeitsplatz.

Wir wissen, viele Frage sind – noch – unbeantwortet. Wir haben keinen ab-
schließenden3berblick dar�ber, was eigentlich insgesamtmit islamistischem
Terrorismus verbunden ist. Wir m�ssen mit R�ckschl�gen in der Zukunft
rechnen, weil eben seit dem 11. September gewiss ist, dass das Undenkbare
Realit�t werden kann. Wir werden uns in Zukunft vermehrt mit Szenarien
auseinander setzenm�ssen, diewir aus unserer prognostischenAbsch�tzung
ableiten oder die der Phantasie und dem Ideenreichtum anderer, etwa der
Medien, entsprungen sind. Es ist leicht, von den Sicherheitsbeh%rden auf
jedes denkbare Szenario eine Antwort zu verlangen, insbesondere eine Dar-
legung, wie sie ger�stet sind. Das werden die Sicherheitsbeh%rden schwer-
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lich leisten k%nnen. Verl�ssliche Analysen zur Sicherheitslage und zur Ge-
f�hrdungseinsch�tzung sind nur auf der Basis von Fakten und belastbaren
Informationen m%glich. Ohne dies ist die Grenze zur Spekulation schnell
�berschritten.

Bei der Pressekonferenz im Anschluss an die Herbsttagung stand Pr�sident Dr. Ulrich Kersten
den zahlreichen Medienvertretern Rede und Antwort

Ich darf Ihnen allen eine gute Heimreise w�nschen und w�rde mich freuen,
Sie im n�chsten Jahre in großer Zahl wieder hier im Bundeskriminalamt be-
gr�ßen zu k%nnen.
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